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STUV ACADEMY

STUV ACADEMY
SECURITY
MADE IN GERMANY
SINCE 1883

SCHLOSS- UND SICHERHEITS-

TECHNIKFACHKRAFT (STUV). 

JETZT ANMELDEN.

Informationen 
und Anmeldung: 

T +49 (0) 20 56 - 14 510
E info@stuv-prison.com
www.stuv-prison.com

JETZT NEU

Absolvieren Sie in der neuen 
STUV ACADEMY Ihre Fort-
bildung zur Schloss- und 
Sicherheitstechnikfachkraft 
(STUV). 

Auszug Inhalte: 

• Grundlagen Schlosstechnik
• Theorie & Praxis HSL 
• Ein- und Ausbau 
• Prävention und Wartung
• Praktische Einheiten
• Sicherheitsrichtlinien

aktuelle Termine: 

4. - 6. Juni 2024
6. - 8. August 2024
5. - 7. November 2024

Weitere Termine verfügbar.
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Wenn der Personalnot in deutschen Haft-
anstalten nicht endlich begegnet wird, 
droht einiges aus dem Ruder zu laufen. 
Davor warnt BSBD Vorsitzender René 
Müller im Interview. Völlig enttäuscht 
ist er von Bundesjustizminister Marco 
Buschmann (FDP).

Herr Müller, seit Jahren weisen Sie 
auf die angespannte Personallage 
in den deutschen Gefängnissen hin. 
Können Sie erkennen, dass sich 
irgendetwas zum Besseren wendet?
Nein, ganz im Gegenteil. Die Situation ver-
schärft sich zusehends weiter. Zwar bemü-
hen sich die Justizministerien der einzelnen 
Bundesländer, Personal für die Haftanstal-
ten zu gewinnen, sie sind aber wenig er-
folgreich. 

Woran liegt das?
Das hat zum einen sicherlich mit dem allge-
meinen Personal- und Fachkräftemangel zu 
tun. Es liegt aber auch an den Widrigkeiten, 
die der Strafvollzug mit sich bringt, sei es 
Schichtdienst, sei es Feiertagsarbeit, sei 
es der Umgang mit schwierigster Klientel. 
Dazu kommt dann noch die fehlende An-
erkennung des Berufs in der Gesellschaft. 
Obwohl sich das Bild hier schon ein wenig 
gewandelt hat.

Wie sieht denn die Personallage 
bundesweit aus? 
Seit Jahren sind 2000 Stellen, die bereits 
zur Verfügung stehen, nicht besetzt. Es 
fehlt also jetzt schon Personal an allen 
Ecken und Enden. Wenn wir einen guten, 
vernünftigen Strafvollzug machen wollten, 
wie ihn das Gesetz vorschreibt, bräuchten 
wir noch einmal 2000 Stellen. Und wenn 
wir einen wirklich modernen Strafvollzug 
wollten, mit kleineren Anstalten, enger Be-
treuung der Gefangenen, mit Hilfsangebo-
ten im Bereich Bildung oder Qualifizierung 
und mit ausreichend sozialpsychologischer 
Betreuung, dann bräuchten wir ungleich 
mehr Personal. Daran aber ist derzeit gar 
nicht zu denken.

Und das hat gravierende Folgen für 
den Alltag der Gefangenen?
Nicht nur für den Alltag der Gefangenen. Es 
sind drei Gruppen massiv betroffen. Die Ge-
fangenen erhalten nicht mehr die erforder-
lichen Angebote, um ihre Taten gründlich 
aufzuarbeiten und draußen vielleicht ein 
straffreies Leben zu führen. Ihnen fehlen in-
zwischen vor allem die Ansprechpartner in 
den Haftanstalten, weil ein Vollzugsbeam-
ter bzw. eine -beamtin für zu viele Insassen 
verantwortlich ist. Und damit sind wir bei 
der zweiten Gruppe, den Beamten selbst. 
Sie müssen ständig versuchen, die Unter-
besetzungen zu kompensieren, was eine 
enorme Belastung bedeutet. Die Arbeiten 
müssen ja weitergehen. Wir können nicht 
die Hälfte aller Gefangenen entlassen, weil 
wir nur noch die Hälfte des Personals ha-
ben. Dazu kommt: Wenn Gefangene sich 
unverstanden fühlen, weil sie keine An-
sprechpartner mehr haben, dann bauen sie 
Aggressionen auf. Und diese Aggressionen 
richten sich zuerst gegen die Vollzugsbe-
amten. Das Ausmaß der Gewalt, der Über-
griffe gegen das Gefängnispersonal, hat 
stark zugenommen. 

Sehen Sie die Sicherheit in den deut-
schen Gefängnissen gefährdet?
Ja, zum Teil ist die Sicherheit in den deut-
schen Gefängnissen tatsächlich gefährdet, 
zumindest temporär und punktuell. Und da-
mit komme ich zur dritten Gruppe, die von 
diesen ganzen Entwicklungen betroffen ist. 

Das ist nämlich die Bevölkerung. Unsere 
Hauptaufgabe ist es doch, die Sicherheit 
des öffentlichen Bereiches zu gewährleis-
ten. Wenn aber ein Gefangener aus dem 
Vollzug entlassen wird, der nicht resoziali-
siert ist, dessen psychische Probleme nicht 
ausreichend behandelt wurden, der sich im 
Prinzip in demselben Zustand befindet wie 
zu Beginn seiner Inhaftierung, dann sieht 
es schlecht aus für die Sicherheit der Bevöl-
kerung. Das heißt: Der Personalmangel in 
den Gefängnissen ist am Ende ein Problem, 
das alle betrifft. 

Da müssten doch eigentlich in der 
Politik alle Alarmglocken klingeln. 
Was bekommen Sie denn für 
Reaktionen, wenn Sie diese Zustän-
de schildern?
Natürlich weiß man in den Justizministerien 
der Länder, wie es um unsere Haftanstalten 
bestellt ist. Und ich denke auch, dass dort 
versucht wird, den Fehlentwicklungen zu 
begegnen. Aber den Landesregierungen in 
Gänze fehlt es dann an letzter Konsequenz. 
Man erkennt das Problem, ist aber nicht be-
reit, zur Beseitigung desselben Geld in die 
Hand zu nehmen. Also flickschustert man 
so dahin. Das wird sich früher oder später 
rächen. Schon jetzt haben wir im Vollzugs-
dienst durch die hohe Zahl der Pensionie-
rungen zum Teil mehr Personalabgänge als 
Zugänge. Die Personalsituation in den Ge-
fängnissen wird sich also weiter dramatisch 
verschlechtern. 

Selbst die Schaffung neuer Stellen 
nutzt ja nichts, wenn sich keine 
geeigneten Bewerber dafür finden. 
Was also tun?
Es stimmt: Im immer härter werdenden 
Wettbewerb um qualifiziertes Personal sind 
wir eben nicht der Arbeitgeber Nummer 
eins, an den man sich unbedingt wenden 
möchte, auch nicht die Nummer zwei. Wir 
müssen also gezielte Anreize schaffen, um 
den Beruf des Vollzugsbeamten wieder at-
traktiver zu machen. 

Die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes haben im vergangenen Jahr 
deutliche Lohnerhöhungen durchset-
zen können, wie es sie lange nicht 

René Müller, BSBD-Bundesvorsitzender
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BSBD Vorsitzender René Müller im Interview
„Dann sieht es schlecht aus für die Sicherheit der Bevölkerung“
BSBD besorgt über die Folgen des Personalmangels in den deutschen Gefängnissen 
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gegeben hat. Hilft das auch in Ihrem 
Bereich bei der Suche nach Nach-
wuchskräften?
Tatsächlich sind wir nicht mehr von der all-
gemeinen Lohnentwicklung abgekoppelt. 
Letztlich aber sind die jüngsten Tariferhö-
hungen nicht mehr als ein Inflationsaus-
gleich. Um wirklich die Werbetrommel für 
den Beruf des Vollzugsbeamten rühren zu 
können, brauchen wir Angebote, die über 
diese Tarifvereinbarungen hinausgehen. 

Zum Beispiel?
Erstens: Mit der Gitterzulage, die als Aus-
gleich für die enormen Belastungen ge-
zahlt wird, haben wir im Justizbereich ein 
exklusives Instrument zur Verfügung. Diese 
Gitterzulage sollte durchgehend deutlich 
erhöht werden. Ebenso wie die Zuschlä-
ge für Dienste zu ungünstigen Zeiten, 
also Wochenend- und Feiertagsschichten. 
Zweitens: Wenn wir wieder genug Perso-
nal im Vollzugsdienst haben, muss man 
die Arbeitsbedingungen verändern, bei-
spielsweise durch Arbeitszeitverkürzung. 
In der Wirtschaft ist die Viertagewoche in-
zwischen gang und gäbe. Wir aber können 
derzeit nicht einmal daran denken, weil wir 
dafür gar nicht das Personal haben. Drit-
tens: Wir müssen für unsere Bediensteten 
attraktive Laufbahnmodelle entwickeln. 
Derzeit starten Beamte im Vollzugsdienst 
in der Regel mit einer A7-Besoldung, und 
bei A9 ist normalerweise Schluss. Da muss 
man dringend ran. Einige Bundesländer 

haben bereits die Eingangsbesoldung von 
A7 auf A8 angehoben, was wirklich gut ist. 
Dann aber muss man die Laufbahnmög-
lichkeiten auch nach oben entsprechend 
aufmachen. Zwei Beförderungen innerhalb 
eines Arbeitslebens – das ist definitiv zu 
wenig Anreiz. 

Muss sich aus Ihrer Sicht auch in den 
Gefängnissen etwas ändern?
Unbedingt. Wir haben da gravierende Pro-
bleme. So landen immer mehr Menschen mit 
psychischen Auffälligkeiten in den Haftan-
stalten. Menschen aus anderen Ländern zum 
Beispiel, die Kriegstraumata erlitten haben. 
Menschen, die jeden Halt verloren haben 
und denen eigentlich nur in der Psychiatrie 
geholfen werden kann. Solche Straftäter ge-
hören in den Maßregelvollzug. Weil der aber 
inzwischen völlig am Limit ist, landen sie im-
mer öfter im normalen Justizvollzug, wo sie 
eher verwahrt werden, als dass sie eine ver-
nünftige psychiatrische Behandlung bekom-
men. Wir haben also zwischen den normalen 
Gefangenen psychisch kranke Menschen, 
die zum Teil völlig unberechenbar sind. 
Unsere Vollzugsbeamten sind darauf über- 
haupt nicht vorbereitet, sie haben keine 
Ausbildung für den Umgang mit diesen 
Menschen. So entstehen zunehmend unkal- 
kulierbare und gefährliche Situationen 
in den Haftanstalten. Leider machen wir  
die Erfahrung, dass unseren  Bundesjustiz- 
minister Marco Buschmann das alles nicht 
interessiert.
 

Sie führen auch Gespräche auf 
Bundesebene?
Ja, aber der Minister schickt seinen Staats-
sekretär vor, der kommt einmal im Jahr, 
und es bewegt sich rein gar nichts. Auch 
in einer anderen wichtigen Frage nicht. Wir 
würden gern über die vielen radikalisierten 
Inhaftierten reden, die zunehmend zu ei-
nem Problem in den Haftanstalten werden. 
Also Täter aus dem Bereich des Links- oder 
Rechtsterrorismus oder aus dem islamisti-
schen Sektor. In vielen Fällen ist für solche 
Täter die Bundesanwaltschaft zuständig, 
weil das eben ein Thema des Bundes und 
nicht der Länder ist. Analog dazu plädiere 
ich dafür,  dass wir darüber nachdenken, 
solche Täter auch in Bundeseinrichtungen, 
also einer Bundeshaftanstalt unterzubrin-
gen. So wie man früher die Linksterroristen 
der RAF in Stuttgart-Stammheim unterge-
bracht hat. Ein Bundesgefängnis könnte zu 
einer erheblichen Entlastung der Haftan-
stalten in den Ländern führen. Denn eines 
ist sicher: Wenn sich nichts ändert, werden 
unsere Gefängnisse über kurz oder lang zu 
einem Sicherheitsrisiko. 

Interview: Volker Goebel                             ■
(Der Autor ist Journalist, hat bei Neue Pres-
se und HAZ in Hannover gearbeitet und war 
lange Zeit auch zuständig für das Thema 
Tarifpolitik.)

Die geplante Auflösung des Versorgungs-
fonds durch die Landesregierung von 
Schleswig-Holstein hat zu Kritik seitens 
des dbb sh geführt. Der dbb sh bezeich-
net diese Maßnahme als einen „Beute-
zug bei den Beamtinnen und Beamten“ 
zur Haushaltskonsolidierung. Der Versor-
gungsfonds wurde aus reduzierten Be-
soldungs- und Versorgungsanpassungen 
gespeist und sollte eigentlich dazu die-
nen, Spitzen der Versorgungskosten zu 
finanzieren.

Die Auflösung des Fonds würde dazu füh-
ren, dass keine Mittel mehr für diese Zwe-
cke zur Verfügung stehen. Dies wird von 

Schleswig-Holstein plant Auflösung des Versorgungsfonds
dbb Landesbund Schleswig-Holstein: „Beutezug bei den Beamtinnen und Beamten“ 

Kai Tellkamp, dem Vorsitzenden des dbb 
Landesbundes, als ein Armutszeugnis der 
Landesregierung bezeichnet. Es wird argu-
mentiert, dass die Betroffenen durch diese 
Maßnahme sehr wohl betroffen sein wer-
den, da fehlende Vorsorge zu zusätzlichen 
Haushaltsbelastungen führen könnte und 
somit Forderungen nach einer Reduzierung 
der Versorgungsansprüche lauter werden 
könnten.
Der Hintergrund des Versorgungsfonds 
wird erläutert, einschließlich seiner Finan-
zierung aus reduzierten Anpassungen der 
Besoldungs- und Versorgungsbezüge. Trotz 
der Einrichtung des Fonds mit dem Ziel, die 
Versorgungskosten abzufedern, plant die 

Landesregierung seine Auflösung, was zu 
weiteren Enttäuschungen bei den Beamtin-
nen und Beamten führt.

Der dbb sh kritisiert auch andere Einschnit-
te wie Kürzungen beim Weihnachtsgeld 
und die Aufstockung der Arbeitszeit, sowie 
die fehlende Integration vom Partnerein-
kommen abhängiger Familienzuschläge in 
die Besoldungstabelle. Es wird betont, dass 
der dbb sh politisch und juristisch aktiv blei-
ben wird, um die Interessen der Beamtin-
nen und Beamten zu verteidigen.

Quelle: dbb Schleswig-Holstein 
eigene Recherche                                         ■
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Der Weltfrauentag entstand 1908 in den 
USA. Von hier aus verbreitete er sich 
in den Folgejahren in Europa und der 
ganzen Welt. 1975 wurde der Internatio-
nale Weltfrauentag von der UNO institu-
tionalisiert.

Dieser Tag entstand als Demonstration für 
das Frauenwahlrecht und als Streik der 
Hemden-Näherinnen in New York gegen 
die damals herrschenden Arbeitsbedin-
gungen der Textilindustrie. 1910 war die 
Forderung „Keine Sonderrechte, sondern 
Menschenrechte“. 1911 wurden die glei-
chen Rechte wie Männer im Arbeitsleben 
gefordert und mehr politische Teilhabe. 
1917 gab das Motto der Frauen in Russ-
land „Für Brot und Frieden“ den Anfang zu 
Streiks und Demonstrationen, sowie den 
Auftakt der „Februarrevolution“ (durch die 
unterschiedlichen Kalender, unterschiedli-
che geschichtliche Angaben ist das Datum 
Februar oder März nicht konkret nachvoll-
ziehbar).
1975 erklärte die UNO im Rahmen des „in-
ternationalen Frauenjahres“ den 8. März 
zum „International Women’s Day“. 1977 pro-
klamierte die UNO-Generalversammlung 
offiziell den 8. März als „Tag für die Rechte 
der Frau und den Weltfrieden“. Hier wurde 
auch gefordert, diesen Tag zu etablieren. 
In 26 Mitgliedsstaaten wurde dieser sogar 
zum gesetzlichen Feiertag. In Deutschland 
verboten die Nationalsozialisten 1933 den 
Frauentag wegen seiner sozialistischen 
Tradition.
Nach dem zweiten Weltkrieg wurde dem 
Frauentag propagandistische Bedeutung 
vor allem in der DDR und Sowjetzone zuge-
messen. Die vollzeitbeschäftigte Frau und 
Mutter galten als Leitbild, sowohl gesell-
schaftlich als auch politisch.

Internationaler Weltfrauentag
Ein kleiner Rückblick über die Entstehung

In Westdeutschland gewann der 8. März 
erst wieder an Bedeutung durch Protest-
märsche, bei denen Frauen forderten, 
gleichberechtigt in der Gesellschaft mitent-
scheiden und ohne Gewalt und Bedrohung 
oder Diskriminierung ihr Leben leben zu 
dürfen. Auch wurde hier gefordert, ohne 
Zustimmung des Ehegatten einer Arbeit 
nachgehen zu können. Das nächste Thema 
war die Selbstbestimmung über den eige-
nen Körper.

Aber so viel diese Frauen auch schon er-
kämpft haben, es gibt immer noch Länder 
die Frauen unterdrücken, ausbeuten und 
vieles mehr: Von den 2018 aufgeführten 
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193 Mitgliedsstaaten der Vereinten Natio-
nen haben nur 143 die Gleichstellung von 
Mann und Frau in der Verfassung ihres Lan-
des aufgenommen.

Es gibt immer noch Benachteiligung und 
Diskriminierung im praktischen und be-
ruflichen Leben. Es werden immer noch 
Frauen in verschiedensten Formen Opfer 
von Gewalttaten und sind immer noch die 
häufigsten Tötungsopfer. Immer noch gibt 
es Länder, die der Frau ihre Selbstbestim-
mung im Umgang mit ihrem eigenen Körper 
und ihrer Sexualität verwehren. Es werden 
weltweit immer noch die Bildungszugänge 
für Mädchen und Frauen erschwert.           ■

Seit 1997
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Your system has a serious problem and needs to be 
restarted. We only collect all error information and then 
tray again to restart the system. Wish us luck …

Die Angehörigen des 
deutschen Justizvollzuges 
halten das System 
am Laufen…
Schon mal darüber 
nachgedacht ?Gewerkschaft Strafvollzug

DEINE GEWERKSCHAFT  -  DEINE  ZUKUNFT

www.bsbd.de

Aus dem Vollzug, für den Vollzug

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

Version 7: Dach    =  100 % HKS 44 K 
  BSBD     =  100 % HKS 44 K
  Gewerkschaft Strafvollzug = 100 % HKS 44 K Schrift: Arial

www.bsbd.nr w
Besuchen 

Sie uns 
im Internet

Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands – Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V.

Immer bestens informiert



7   BUNDESHAUPTVORSTANDDER VOLLZUGSDIENST  2 | 2024

Traditionell am zweiten Juniwochen-
ende startet auch dieses Jahr wieder 
der Schloss-Triathlon Moritzburg mit den 
unterschiedlichsten Distanzen und Start-
möglichkeiten. Zur Auswahl stehen Lang-
distanz, Halbdistanz, Einzelstarter oder 
Staffel. 

Dank des beherzten Engagements unserer 
Kollegin Peters wurde im vergangenen Jahr 
zum ersten Mal eine Frauenstaffel der JVA 
Dresden für die Halbdistanz rund um das 
Moritzburger Schloss aufgestellt.
So mischten wir uns unter die vielen Frei-
zeitsportler und auch einige Profis ins 

Auf zum Schloss-Triathlon nach Moritzburg
Sportliche Herausforderung für Kollegen der JVA Dresden

sportliche Getümmel. Bei hochsommerli-
chen Temperaturen ging es um 11 Uhr als 
erstes für unser Schwimmass Simone Pe-
ters bei Wind und Wellen ins kühle Nass. 
Nach 1.9 Kilometern übergab sie unserem 
Radprofi Annett Dürichen, die sich auf 87 
Kilometern abstrampelte. Zu guter Letzt 
spurtete Grit Lorenz über die 21 Kilometer 
lange Laufstrecke. Für jeden von uns war 
es eine große Herausforderung, die uns 
einiges abverlangte. Dank der mitgereisten 
Kollegen und Angehörigen gab es aber un-
terwegs ordentlich Motivation und Anfeue-
rung. Mit einer super Teamleistung konnten 
wir dann zu Dritt überglücklich und zufrie-
den über die ersehnte Ziellinie laufen – und 
das in unter 6 Stunden – unserem selbst 
gesteckten Ziel.
Ein herzliches Dankeschön galt Anstalts-
leiterin Rebecca Strange, die uns mit der 
Übernahme der Startgelder sowie der Be-
reitstellung eines Dienst-KFZ unterstützte.
Alles in allem ein gelungener Tag, der An-

sporn gab, auch 2024 wieder dabei zu sein.
Dafür haben sich mittlerweile auch noch 
weitere Kollegen unserer JVA entschieden 
und sich für einen Start in einer der Diszi-
plinen angemeldet. Das Interesse an der 
Veranstaltung ist so groß, dass es nur noch 
wenige freie Startplätze für 2024 gibt. Wir 
sind zum Glück dabei – für alle anderen 
bzw. Angehörige und Kollegen wird aber 
auch das Zuschauen und Anfeuern ein be-
sonderes Ereignis werden.

Die Turbohasen von der Stange –
JVA Dresden  ■
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In Sachen Pflege 
kommt es auf das 
richtige Produkt an.

Wer möchte schon seinen gewohnten Lebensstandard 
aufgeben? Bei krankheits- oder unfallbedingter Pflege-
bedürftigkeit kann das schnell passieren. Mit einer 
Pflegezusatzversicherung von SIGNAL IDUNA können 
Sie auch in Zukunft selbstbestimmt handeln. Sorgen 
Sie rechtzeitig vor.

SIGNAL IDUNA Gruppe
Unternehmensverbindungen 
Öffentlicher Dienst
Joseph-Scherer-Straße 3
44139 Dortmund
Telefon 0231 135-2551
oed-info@signal-iduna.de

Im Fall der Pflegebedürftigkeit sollten Sie auf 
so wenig wie möglich verzichten müssen.
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Vom 31. Januar bis 2. Februar 2024 kamen 
die Landesjugendsprecher des Bund der 
Strafvollzugsbediensteten Deutschlands in 
Koblenz zu ihrem jährlichen Treffen zu-
sammen. Kurz nach der Anreise bezogen 
wir unseren Tagungsraum in der Debeka 
Hauptverwaltung in Koblenz. Ein herzliches 
Dankeschön an dieser Stelle an Johan-
nes Gutekunst von der Debeka, der uns 
nicht nur den Raum zur Verfügung gestellt 
hat, sondern uns auch mit einer Führung 
durch das alte und neue Geschäftsgebäu-
de der Debeka einen kleinen Einblick in 
das Unternehmen gab. Zudem sorgte er 
für zwei reichhaltige Mittagessen in der 
unternehmenseigenen Kantine und durch 
die finanzielle Unterstützung der Debeka 
und in Begleitung von Johannes konnte 
auch unsere Abendveranstaltung auf der 
Bowlingbahn in einem würdigen Rahmen 
stattfinden. Dass er als unangefochtener 
Bowling-Champion hervorging, erwähnen 
wir nur ungern.

Nach einer kurzen Begrüßung zu Beginn un-
serer Tagung durch Bundesjugendsprecher 
Philipp Weimann aus Baden-Württemberg 
und die stellvertretende Bundesjugend-
sprecherin Vivian Wernert aus Hamburg 
hatten alle teilnehmenden Landesvertreter 
und Landesvertreterinnen in einer kurzen 
Vorstellungsrunde die Möglichkeit, sich und 
ihre Arbeit in den einzelnen Landesverbän-
den vorzustellen. Insgesamt zehn Landesju-
gendsprecher und Landesjugendspreche-
rinnen aus zehn Bundesländern haben den 
Weg nach Koblenz auf sich genommen, um 
sich kennenzulernen, auszutauschen und 

BSBD Jugend Bund zu Gast in Rheinland-Pfalz
Bowling, Beratungen und Besuch der JVA Diez  

Zu Gast in den JVA Diez: Die Landesjugendsprecher des BSBD

über die relevanten Themen im Land und 
Bund zu diskutieren: Philipp Weimann (Ba-
den-Württemberg), Peter Resch (Bayern), 
Daniela Bührig (Berlin), Domenic Bemmann 
(Brandenburg), Vivian Wernert (Hamburg), 
Katharina Archipow (Nordrhein-Westfalen), 
Lena Oeffling (Rheinland-Pfalz), Joachim 
Bayer (Saarland), Liesel Vagner (Sachsen) 
und Robert Lammert (Sachsen-Anhalt).

Des Weiteren besuchte uns Horst Butschi-
nek als stellvertretender Bundesvorsitzen-
der, um uns über die neuesten Entwick-
lungen auf Bundesebene zu unterrichten. 
Vielen Dank lieber Horst, dass du da warst 
und uns mit deinem Fachwissen auf dienst-
licher und gewerkschaftlicher Ebene immer 
mit Rat und Tat zur Seite stehst.
Als weitere Gäste durften wir Stefan Wag-
ner als Vorsitzenden des Landesverbandes 
Rheinland-Pfalz und Toni Nickel als stell-
vertretenden Bundesvorsitzenden der dbb 
Jugend begrüßen.

Nachdem wir den ersten erfolgreichen 
Abend auf der Bowlingbahn gemütlich 
im Hotel haben ausklingen lassen, setzte 
sich das Programm am nächsten Morgen 
fort. Auch wenn die ein oder anderen Au-
gen noch etwas klein waren, machten wir 
uns erst über den Kaffee und anschließend 
über die Tagesordnung her. Eine konstruk-
tive Debatte zur Eigenständigkeit der Bun-
desjugend wurde geführt. 

Der Vormittag endete jedoch mit einer 
Verabschiedung. Vivian legte ihr Amt als 
stellvertretende Bundesjugendsprecherin 

nieder, da sie sich beruflich weiterentwi-
ckeln möchte und sie ihre Zeit intensiv 
ihrem Studium widmen möchte. Sie bleibt 
zum Glück dem Vollzug und auch unserer 
Gewerkschaft treu. 

Liebe Vivian, wir möchten dir auch an 
dieser Stelle recht herzlich für dein Enga-
gement danken. Du hast gemeinsam mit 
Philipp die Jugend maßgeblich geprägt 
und auf einen sichtbaren Sockel gestellt. 
Gemeinsam konntet ihr bereits vieles er-
reichen und bewegen. Wir werden unser 
Bestes geben, die Geschicke der Jugend 
weiter zu lenken und wünschen dir für dei-
nen Weg alles Gute. Wir freuen uns, wenn 
du wieder da bist!

Nachdem das ein oder andere Tränchen 
getrocknet war, machten wir uns auf den 
Weg nach Diez, wo uns der nächste Pro-
grammpunkt erwartete: Eine Führung 
durch die Justizvollzugs- und Sicherungs-
verwahrungsanstalt Diez, die als Langstra-
fenanstalt und mit eigener Sicherungsver-
wahrung die einzige in Rheinland-Pfalz ist. 
Vielen Dank an dieser Stelle an Christoph 
Retagne vom Ortsverband Diez für diesen 
tollen Einblick.

Doch schon kurz nach der Entlassung in die 
Freiheit ereilte uns schnell die Erkenntnis, 
dass egal aus welchem Teil Deutschlands 
du kommst, im „Knast“ riecht es überall 
gleich. Ein Erinnerungsfoto wurde geschos-
sen, Eindrücke verarbeitet und schon ging 
es zurück nach Koblenz, wo das Abendes-
sen im Hotel bereits wartete. Auch dieser 
Abend fand einen würdigen Abschluss in 
der wunderschönen und historischen Alt-
stadt. Weitere Details werden hier aus da-
tenschutzrechtlichen Gründen nicht näher 
erläutert.

Am nächsten Morgen hieß es dann schon 
Abschied nehmen, ein Abschied welcher je-
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Bundesseminarorganisator Winfried Con-
rad lädt zum Länder/Bund-Treffen vom 
Sonntag, 27., bis Mittwoch, 30. Oktober 
2024, ein.  Gastgeberland / Themenland 
ist diesmal Nordrhein-Westfalen.

Die Unterkunft für das Treffen ist reserviert 
im Moxy Hotel Düsseldorf Süd, Bonner 
Straße 59, 40589 Düsseldorf. 
Auf Empfehlung des Kollegen Horst  

Butschinek – Vorsitzender BSBD NRW –  
können für unsere Gespräche die Räum-
lichkeiten der Landesgeschäftsstelle des 
Landesverbandes NRW genutzt werden. 
Fußläufig ist diese vom Hotel aus zu errei-
chen.
Reserviert sind zunächst 30 Teilnehmer-
plätze, pro Landesverband maximal zwei 
Teilnehmer/innen und die Mitglieder der 
Bundesleitung.  Landesverbände, die bei 

der Finanzierung der Teilnahme an ihre fi-
nanziellen Grenzen stoßen, möchten sich 
bezüglich einer Bezuschussung schriftlich 
mit einem Antrag an die Bundesleitung 
wenden.

Nähere Informationen 
und Anmeldung  unter 

BSBD.Winfried.Conrad@t-online.de           ■

Nächstes Länder / Bund-Treffen in Nordrhein-Westfalen
27. bis 30. Oktober in Düsseldorf

Fo
to

s: 
(3

) B
SB

D
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Ihr für uns. Wir für Euch.
Das Füreinander zählt.
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Neue Studie: 
Debeka erneut als bester 
Privater Krankenversicherer ausgezeichnet 

Die Debeka Krankenversicherung ist laut Branchendienst map- 

report nach wie vor Deutschlands beste Private Krankenversiche-

rung und damit auch Qualitätsmarktführer. Das vom Analysehaus 

Franke und Bornberg herausgegebene Rating zur Privaten Kranken-

versicherung (PKV) zeichnete die Debeka jetzt erneut für „hervor-

ragende Leistungen“ mit der bestmöglichen Bewertung „mmm+“ 

aus. Mit 89 von 100 möglichen Punkten hat sich das Unternehmen 

im Vergleich zum Vorjahr noch einmal verbessert. Das PKV-Rating 

des map-reports liefert seit über 20 Jahren eine Analyse und eine 

umfassende Bewertung der Qualität privater Krankenversicherer 

anhand von Kennzahlen aus den Bereichen „Bilanz“, „Service“ und 

„Vertrag“. Es ist somit auch eine wichtige Entscheidungshilfe für 

Verbraucher bei der Wahl einer Privaten Krankenversicherung. Die 

Debeka wurde von Beginn an Testsieger und verteidigt die Spitzen- 

position – mit Ausnahme des Jahres 2017 – seit nunmehr zwei 

Jahrzehnten. 

„Wir sind stolz darauf, vom renommierten map-report regelmäßig 

als beste Private Krankenversicherung ausgezeichnet zu werden. 

Diese Anerkennung ist nicht nur eine Bestätigung unserer konti- 

nuierlichen Arbeit, sondern auch Verpflichtung und Ansporn zu-

gleich, weiterhin Spitzenleistungen für unsere Mitglieder zu erbrin-

gen“, sagt Thomas Brahm, Vorstandsvorsitzender der Debeka.

- Anzeige -

doch kein Abschied für immer bedeutet, da 
das nächste Treffen bereits in Planung ist. 
Drei tolle, intensive, erlebnis- und ereig-
nisreiche Tage liegen hinter uns. Danke an 
Philipp und Vivi für die Organisation. Es war 
eine erfahrungsreiche Zeit. 

Wir fiebern auf unser nächstes Treffen hin, 
welches voraussichtlich in Düsseldorf statt-
finden wird und freuen uns auf weitere in-
teressante Themen aus Bund und Ländern. 
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Die Auflösung der Rätsel werden in 
Ausgabe 3 2024 abgedruckt.
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Am 16. und 17. Januar 2024 war es wieder 
soweit! Die mittlerweile fest etablierte  
Arbeitsgruppe Gewerkschaftsmanage-
ment des BSBD trifft sich regelmäßig 
mindes-tens einmal jährlich und so trafen 
sich die AG-Mitglieder zu einer inhalts-
reichen Arbeitsgruppensitzung im Land-
hotel Roger in Hößlinsülz. 

Die Gruppe um Andreas Rothböck und der 
Landesvorsitzende Michael Schwarz konn-
ten wiederum zahlreiche Aktualisierungen 
und Anpassungen für die BSBD-Website, 
sowie die Verbands- und Öffentlichkeits-
arbeit des BSBD im Allgemeinen anstoßen, 
aber auch im Bereich Mitgliedergewinnung 
und -pflege Impulse setzen.

In zwei Tagen konnten viele Punkte ge-
meinsam besprochen und abgearbeitet, 
aber auch neue Ideen entwickelt werden.

Den Schwerpunkt bildeten bei dieser Ar-
beitsgruppensitzung die Anpassung der 
BSBD-Website und die Überarbeitung 
des „Blauen Ordners“ (ein praxisorien-
tiertes und lebendiges Praxishandbuch für 
Vorstände und Funktionäre des BSBD in 
den Ortsverbänden, welches bei der täg-
lichen Verbandsarbeit vor Ort unterstützt 
und insbesondere für neue Vorstände und 
Funktionäre wichtige Hinweise, Abläufe 
und Anregungen parat hält und regelmäßig 

Fortschritt und Gestaltung – mit dem BSBD in die Zukunft
AG Gewerkschaftsmanagement des BSBD aktiv

auf dem aktuellsten Stand gehalten wird). 
Aber auch die Entwicklung neuer Ideen 
konnte erreicht werden. So ist beispiels-
weise die Ideenbörse – eine Art Ideen-
sammlung für die Mitgliedergewinnung, 
Mitgliederpflege und Mitgliederbindung 
– entstanden.

Daneben hat sich die Arbeitsgruppe Zeit 
genommen, um

⊲ auf die zur Einführung anstehende web-
basierte und appfähige Vereinssoftware 
EasyVerein (https://easyverein.com) 
einzugehen.

 Durch die neue Software soll nicht nur 
die Arbeit im Ortsverband und insbe-
sondere im Bereich der Mitgliederver-
waltung vereinfacht werden. Auch die 
Arbeit der Landeskasse, sowie im Lan-
desvorstand insgesamt soll dadurch 
effizienter und zeitgemäßer gestaltet 
werden. 

 Zunächst wird sie mit den Pilotanstalten 
Adelsheim, Heilbronn, Heimsheim, Kon-
stanz und Offenburg getestet

⊲ sich mit dem ebenfalls derzeit in Vorbe-
reitung befindliche dbb-zukunftsnetz-
werk digital (https://www.zn-d.de) zu 
befassen 

Hierzu bald mehr, Berichte folgen.

Trotz großer Aufgabenfülle blieb in der Ar-
beitsgruppe Zeit für einen regen und guten 
Austausch zu aktuellen Themen.

Vielen Dank an dieser Stelle allen Teilneh-
mern für ihren überobligatorischen Einsatz 
und das herausragende Engagement!

Bericht: Andreas Rothböck                          ■

v. l.: Thomas Stuntz, Dirk Honigmann, Landesvorsitzender Michael Schwarz, Andreas Rothböck, 
Matthias Mugele, Foto: BSBD BW

AG Gewerkschaftsmanagement
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Aktiv Mitglieder werben 
lohnt sich! 

Jede erfolgreiche Werbung eines 
Neumitglieds für den BSBD-Landes-
verband Baden-Württemberg wird 
durch den Landesverband mit einer 
Prämie von 20,- Euro honoriert. 

Diese Prämie wird jährlich im ers-
ten Halbjahr rückwirkend für das 
vergangene Jahr auf das jeweils 
beim Landesverband hinterlegte 
Konto des Werbers ausbezahlt.                                                                                            
(Der Rechtsweg ist für diese Dauer-
werbeaktion ausgeschlossen.)

„Werber“ ist, wer auf dem Antrag 
des Neumitglieds im Feld Werber 
als solcher bezeichnet wird.                                                                                                                      

Es lohnt sich also, wenn Sie uns als 
überzeugtes Mitglied des BSBD wei-
terempfehlen. 
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Am 17. Februar 2024 besuchten interes-
sierte Mitglieder die Hirschbrauerei in Heu-
bach.

Neben einer informationsreichen Führung 
(Dauer ca. 1,5 Stunden) hatten alle die Mög-
lichkeit, sich im Albfelskeller von den vielen 
Sorten, die die Brauerei herstellt, zu über-
zeugen. Eine unvergessliche Verkostung!

Die Geschichte der Heubacher Hirschbrau-
erei beginnt um das Jahr 1600. Urkundlich 
nachgewiesen ist die erste Konzession zum 
Bierausschank im Jahr 1725. Leonhard Jo-
hann Mayer, Urahn der heutigen Inhaber-
familien, erwarb den Brauereigasthof „Gol-
dener Hirsch“ mit Brauerei im Jahre 1874. 
Heute wird die Heubacher Familienbraue-
rei von Alexander Caliz und Thomas Mayer 
bereits in der fünften Generation geführt.

In Heubach werden die Marken, HEUBA-
CHER Uralb Spezial, HEUBACHER Albfels 
Pilsner und das in den letzten Jahren mehr-
fach von der DLG mit der Goldmedaille aus-
gezeichnete HEUBACHER Hefe Weißbier 
gebraut. Hierzu arbeitet die Heubacher 
Brauerei größtenteils mit regionalen Roh-
stoffen und legt großen Wert auf individuel-
le und sortentypische Geschmacksausprä-
gungen. Die Reifung in den Albfelskellern 
erfolgt im klassischen und schonenden 
Kaltgärungsverfahren über 4 - 6 Wochen bei 
nahezu 0 °C. Im Rahmen der Reihe „HEU-

BSBD Ortsverband Schwäbisch Gmünd 
Zu Besuch in der Hirschbrauerei Heubach

BACHER brauKunst“ werden Craftbiere als 
individuelle Kreationen in limitierter Auf-
lage präsentiert. Exklusive Rohstoffe und 
hierauf abgestimmte Brauverfahren ma-
chen diese Spezialitäten zu Geschmacks- 
erlebnissen weit abseits der Norm.

Gegenüber der Brauerei stehen der Brau-
ereigasthof Goldener Hirsch und das „Alte 
Sudhaus“, welches seit 1996 als bierig-urige 
Gastronomie betrieben wird. Im „Goldenen 
Hirsch“ liegen die Wurzeln der Brauerei. 

Hier konnten die Gruppe in gemütlichen, 
holzgetäfelten Räumlichkeiten nicht nur 
Bier trinken, sondern auch gut essen.

Der Vorstand vom Ortsverband, Herr Ho-
nigmann, Herr Schmid und Herr Seifried, 
bedankten sich für den gemütlichen und 
vor allem schönen, gemeinsamen Vormit-
tag und hoffen auf weitere Ausflüge mitei-
nander.

Bericht: Dirk Honigmann                             ■
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Am Donnerstag, den 22.02.2024 freuten 
sich die „Heimsheimer/innen“ Michele 
Assenza, Vorsorgespezialist des dbb vor-
sorgewerks, in der Justizvollzugsanstalt 
begrüßen zu dürfen.

15 Anwärter/innen bekamen geballtes Wis-
sen zum Thema „Beihilfe oder freie Heilfür-
sorge“. Durch intensive Aufklärung soll die 
schwierige Entscheidungsfindung erleich-
tert werden.
Das positive Feedback im Nachgang be-
stärkte das Ausbildungsteam (s.u.) als 
Organisatoren in ihrem Anliegen und sie 
wollen künftig versuchen, die Aufklärungs-
arbeit noch früher, möglichst bei Ersternen-
nung, anbieten zu können.

Bericht: BSBD OV Heimsheim                     ■

Am 07.12.2023 lud der Fachgruppen-
sprecher Junge Bedienstete Philipp Wei-
mann zur Tagung in die Räumlichkeiten 
der BGV.  Leider kamen nur 8 Kolleginnen 
und Kollegen der Einladung nach.

Nach einer kurzen Begrüßung durch den 
Beauftragten für den Öffentlichen Dienst 
der BGV Thorsten Söffner berichtete Philipp 
Weimann von seiner Arbeit seit dem letzten 
Treffen.

Es wurde über das jugendpolitische Oster-
frühstück der bbw-jugend, den Landesju-
gendtag der bbw-jugend, ein Treffen mit 
Daniela Evers (Straffvollzugsbeauftragte 
der Landtagsfraktion der Grünen), sowie 
über die Aktionen zu den Tarifverhandlun-
gen der TdL berichtet. Philipp Weimann 
versuchte den Kolleginnen und Kollegen zu 
verdeutlichen, wie elementar wichtig diese 
Aktionen sind und dass es die Pflicht eines 
jeden aktiven Gewerkschafter sein sollte zu 
einer Großdemo zu gehen. Er machte klar: 
„Denn nur so unterstreichen wir, wie man 
sieht mit Erfolg, die Wichtigkeit und Dring-
lichkeit unserer Forderungen. Es wäre sehr 
wünschenswert, dass in zwei Jahren, wenn 
die nächsten Tarifverhandlungen anstehen, 
mehr als zwei Jugendvertreter vor Ort sind“.

Im Anschluss daran berichteten die Teilneh-
menden über Aktuelles aus den Anstalten. 

Hier wurden im regen Austausch einige 
Punkte erfolgreich besprochen und Unklar-
heiten beseitigt.

Bevor es in die Mittagspause ging, waren 
die Teilnehmer noch aktiv gefordert. Nach 
mehreren Jahren war es mal wieder an 
der Zeit, ein aktuelles Positions- und For-
derungspapier zu erstellen. Seit dem Letz-
ten, hat sich viel zum Positiven geändert 
– zum Beispiel das Landesreisekostenge-
setz – aber es gibt immer noch genügend 
Baustellen im Baden-Württembergischen 
Straffvollzug, welche den Beruf für Junge 
Kolleginnen und Kollegen unattraktiv ma-
chen. Gemeinsam wurden drei Themen-
felder herausgesucht, welche besonders 
verbesserungsbedürftig erscheinen. Nach 

Fachgruppe Junge Bedienstete tagt in Karlsruhe               
Ein neues Positionspapier soll zeitnah präsentiert werden
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der Mittagspause wurde in kleinen Arbeits-
gruppen Forderungen/Verbesserungsvor-
schläge ausgearbeitet. Im Anschluss daran 
diskutierte die Gruppe über das erarbeitete 
Material und beschloss gemeinsam, welche 
Punkte ins Positionspapier aufgenommen 
werden. Ziel ist es, Anfang 2024 das neue 
Positionspapier zu präsentieren.

Philipp Weimann bedankte sich bei den 
Teilnehmenden für die tolle Mitarbeit 
und kreativen Vorschläge. Als Ausblick 
für 2024 gab er mit, dass geplant ist, eine 
zweitägige Sitzung durchzuführen, bei der 
dann auch eine neue Arbeitsgruppe ge-
wählt werden soll.

Bericht: Philipp Weimann                             ■

Michele Assenza

Ein absoluter Mehrwert: 
die Kooperationspartnerschaft des BSBD und des dbb vorsorgewerks
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aFür die Möglichkeit die Veranstaltung in 

den Räumen der JVA durchführen zu kön-
nen, Herrn Assenzas Engagement und 
die Unterstützung durch den Ortsverband 
möchten wir uns ausdrücklich bedanken.

Ausbildungsteam bestehend aus:

• Stephan Urban, Ausbildungsleiter 
 und stellv. Fachgruppensprecher 
 Vollzugsdienst

•  Thomas Rentschler, Vorsitzender des 
Personalrats und Schriftführer im OV

•  Philipp Grassler, Bediensteter im 
 mittleren Vollzugsdienst und 
 stellv.  OV-Vorsitzender
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Ende Januar war der Fachgruppensprecher 
Junge Bedienstete Philipp Weimann der 
Einladung von Jonas Weber (MdL), dem 
Strafvollzugsbeauftragten der Landtags-
fraktion der SPD gefolgt. Man traf sich im 
Haus der Abgeordneten zum Gespräch. Da-
bei war auch Hassan Assad von den JUSOS.
Wie in allen Gesprächsrunden mit Politike-
rinnen und Politikern wurde hauptsächlich 
über die unbefriedigende Situation der in-
frastrukturellen Ausstattung des Bildungs-
zentrums Justizvollzug gesprochen. Der 

Standort Crailsheim kann momentan als 
Musterbeispiel genommen werden. Hier 
werden junge Kolleginnen und Kollegen 
so untergebracht, wie es sein sollte. In  
Sachsenheim hingegen kann man nicht mal 
ansatzweise davon sprechen, dass es so ist 
wie es sein sollte. Jonas Weber und Hassan 
Assad waren nach den Schilderungen über 
die Außenstelle sichtlich erschrocken über 
die Situation vor Ort.

Es ist schön und löblich, dass es jetzt zu-
mindest mal eine Pinselrenovierung gab. 
Ein frischer Anstrich schafft aber keine neu-
en Parkplätze, W-Lan oder vernünftige Ge-
meinschaftsräume. Es sollte zumindest ein 
mittelfristiges Ziel sein, ein zentrales Bil-
dungszentrum zu bauen. Dies würde auch 
die Arbeit der Mitarbeiter des BZJV massiv 
erleichtern, denn sie tun alles, was ihnen 
möglich ist, um die Rahmenbedingungen 
so optimal wie möglich zu gestalten. Philipp 
Weimann war es ein Anliegen, Jonas Weber 
und Hassan Assad mitzuteilen, dass es hier 
nicht an den Kollegen am BZJV liegt. Nach 
Ansicht der FG Junge Bedienstete wird dort 
hervorragende Arbeit geleistet.

Als weiteres Thema wurde noch die mehr 
als unbefriedigende Situation mit dem 

Das Bildungszentrum in den Fokus nehmen
Philipp Weimann spricht mit Jonas Weber und den JUSOS

v. l.: Jonas Weber, Assad Hussain, Philipp  
Weimann
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LZBW angesprochen. Durch Beispiele wur-
de versucht Mängel aufzuzeigen, z. B. die 
langen Wartezeiten, aber auch die Situation 
der Tarifangestellten vor der Ausbildung, 
die nur eine verminderte Grundausstattung 
bekommen. Anschließend wurde auch über 
mögliche Verbesserungen im Gesamtab-
lauf gesprochen.

Von Hassan Assad wurde angeregt, da 
das Jahr 2024 bei den JUSOS unter dem 
Motto Sicherheit steht, ein Blaulichttref-
fen durchzuführen. Hier sollen alle Fach-
gewerkschaften, welche im Bereich der 
Inneren Sicherheit tätig sind, teilnehmen. 
Selbstverständlich werden wir als FG Jun-
ge Bedienstete gerne an diesem Treffen 
teilnehmen. Auch wir sind ein wichtiger und 
essenzieller Bestandteil des Sicherheitsge-
fühls der Bevölkerung.

Nochmals ein herzlicher Dank an Herrn  
Weber für die Möglichkeit in den Austausch 
zu gehen und für das Interesse an den Be-
langen der Beschäftigten im Justizvollzug, 
sowie an den Themen der jungen Kollegin-
nen und Kollegen.

Bericht: Philipp Weimann                             ■

Im Januar 2024 besuchte BSBD-Landesvor-
sitzender Michael Schwarz die Außenstelle 
Crailsheim des Bildungszentrums Justiz-
vollzug und kam nicht mit leeren Händen: 
er überreichte dem Mitarbeiter Martin Mor-
lock drei vom VAW Rottenburg angefertigte 
Biertischgarnituren, die mit der Unterstüt-
zung des dbb-Vorsorgespezialisten Miche-
le Assenza angeschafft werden konnten.
Die drei Garnituren sollen dazu beitragen, 
dass im Bildungszentrum nicht nur Fach-
wissen und praktische Fähigkeiten vermit-
telt werden können, sondern vor allem jetzt 
in der kommenden Sommerzeit auch ein 
Ort vorhanden ist, wo gesellige Stunden 
verbracht werden können und das Wir-Ge-
fühl gestärkt wird.

Das Zusammensein fördern und zwar von Anfang an
BSBD und Michele Assenza vom dbb vorsorgewerk spenden der Außenstelle 
Crailsheim des BZJV 3 Biertischgarnituren

v. l.: Landesvorsitzender Michael Schwarz mit 
Martin Morlock
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Ein herzlicher Dank geht an dieser Stelle  
an das VAW Rottenburg für die tolle Arbeit 
und an Michele Assenza für die Unterstüt-
zung!!! Der BSBD-Landesverband wünscht 
den Anwärterinnen und Anwärtern vor Ort 
viel Vergnügen damit und viele gesellige 
Stunden, denn bei guter Stimmung und ge-
nügend Ausgleich vom Schulalltag lernt es 
sich doch gleich viel leichter!

Bericht: tem                                                  ■
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ZUKUNFTSGERICHTET – Aufruf des BSBD
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, liebe Mitglieder des BSBD, wie wir bereits in der Sammelpost mitgeteilt haben, hat unser Ministerium 
der Justiz und für Migration eine ganz besondere Kampagne ins Leben gerufen:

ZUKUNFTSGERICHTET – Wie soll die Justiz und somit auch der Justizvollzug der Zukunft aussehen? 
Wie wollen wir es schaffen, ein guter, moderner und zukunftsorientierter Arbeitgeber zu sein?

Das Projekt bietet jedem, ganz besonders aber auch uns als Mitarbeiter der Justiz die Möglichkeit, seine Meinung hierzu einzubringen.
Durch die Kampagne des Ministeriums erhalten wir eine Plattform, auf der wir für die gesamte Justiz, speziell vor allem aber auch für 
unseren Bereich des Justizvollzuges sagen können, was besser werden soll und, wo nachgesteuert und optimiert werden kann.
Wir sind ALLE angesprochen! Jetzt können und müssen wir sagen, wo uns der Schuh drückt und vor allem, was wir dagegen machen 
sollten. Diese Chance, gehört zu werden, dürfen wir nicht ungenutzt verstreichen lassen! Es geht ganz einfach:

 

Deshalb nochmals der Aufruf und meine/unsere Bitte an Sie, an Euch:  ⊲  1. Mitmachen ⊲  2. Abstimmen ⊲  3. Weitersagen

Also – es liegt an Ihnen… 
Werden Sie aktiv und gestalten Sie Ihren Justizvollzug der Zukunft mit!!!

Wo finde ich das? Unter https://zukunftsgerichtet.de/, und im Intranet des Justizministeriums kann man sich online beteiligen. Nutzen Sie auch die 
Möglichkeit, sich vor Ort einzubringen, indem Sie sich zu den verschiedenen Live-Terminen anmelden und aktiv über das Thema mitdiskutierten.

Stuttgart, Februar 2024

Mit den besten Grüßen
Euer
 

Michael Schwarz 
Landesvorsitzender   ■

⊲  1. Mitmachen
Auf https://zukunftsgerichtet.de/ 
registrieren. 
Schreiben, wo dringend Ver-
besserungsbedarf besteht. 
Vorschläge machen, wo optimiert 
werden kann.

⊲  2. Abstimmen
Die vorhandenen Beiträge aus dem Vollzug 
unterstützen (liken). Je größer die Unterstüt-
zung der Beiträge und je öfter ein Bereich, in 
unserm Fall der Vollzug, auftaucht, umso mehr 
Gewicht bekommen der Bereich und seine 
Beiträgen bei der Auswertung – das kann für 
uns nur von Vorteil sein.

⊲  3. Weitersagen
Andere motivieren, mitzumachen, denn: 
Es sollten möglichst viele Ideen zusammen-
kommen! Zum andern sollten wir viele Kolle-
ginnen und Kollegen dazu bringen, unsere Vor-
schläge tatsächlich durch Liken zu unterstützen, 
damit sie auch entsprechend wahrgenommen 
werden und Beachtung finden.
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Gespräch im Bayerischen Landtag
Kein Spielraum für Sparpläne: Justizvollzug braucht mehr Personal

(v.l.) MdL Alfred Grob, Thomas Benedikt, Mark Lempenauer, Alexander Sammer, MdL und Frak-
tionschef Klaus Holetschek und MdL Petra Guttenberger

Der JVB kämpft hartnäckig für mehr Stel-
len im Justizvollzug. Vor dem Hintergrund 
eines Sparplans im öffentlichen Dienst ist 
das keine leichte Aufgabe im anstehen-
den Doppelhaushalt 2024/2025. Durch 
den Abbau von Bürokratie, weniger 
Gesetze und vor allem den Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz erwägt die Baye-
rische Staatsregierung tausende Stel-
len im gesamten öffentlichen Dienst zu 
streichen. „Bis 2035 könnten insgesamt 
bis zu 5.000 Stellen eingespart werden“, 
sagte Ministerpräsident Dr. Markus Söder 
im Januar 2024. Es ist unerlässlich, dass 
der Justizvollzug in Bayern von diesen 
Kürzungen ausgenommen bleibt.

JVB zu Besuch bei der 
CSU-Fraktion im Bayerischen 
Landtag
 
CSU-Fraktionschef Klaus Holetschek, 
Petra Guttenberger (Vorsitzende des 
Ausschusses für Verfassung, Recht, Par-
lamentsfragen und Integration) und  
Alfred Grob (Stellv. Vorsitzender des Aus-

Petra Guttenberger betonte, dass ihre Frak-
tion stets ein verlässlicher Partner für den 
Justizvollzug ist. Alfred Grob unterstrich, 
dass die CSU die Partei ist, die für Rechts-
staatlichkeit und Rechtsfähigkeit steht. 

Bericht und Bild: Thomas Benedikt            ■

P R E S S E M I T T E I LU N G
23.02.2024

Gewerkschaft warnt vor Cannabis-Legalisierung: 
Zusätzliche Belastung des Justizvollzugs durch verstärkte Kontrollen, Prävention und Behandlung
 
Die Gewerkschaft Justizvollzug Bayern (JVB) warnt vor den zusätzlichen personellen Belastungen für das Strafvollzugssystem aufgrund der Legali-
sierung von Cannabis im öffentlichen Raum. Der Konsum von berauschenden Mitteln wie Alkohol oder anderen Drogen ist in Justizvollzugseinrich-
tungen aus Sicherheitsgründen verboten. Eine erhöhte Verfügbarkeit von Cannabis wird zwangsläufig zu verstärkten Schmuggelrisiken und einem 
Anstieg der Drogenberatung und Gesundheitsfürsorge in bayerischen Justizvollzugseinrichtungen führen. Dies könnte zu einem massiven Anstieg 
der Arbeitsbelastung des Personals führen.

Alexander Sammer, Landesvorsitzender des JVB, betont: „Die geplante Teil-Legalisierung von Cannabis wird unsere Arbeit hinter Gittern erheblich 
erschweren. Wir werden dringend mehr Personal für Drogenscreenings, Präventionsmaßnahmen und zur medizinischen Behandlung benötigen, um 
diesen neuen Herausforderungen gerecht zu werden.“ Es ist ein erhöhter Kontrollaufwand bei der Rückkehr nach Ausgang und Urlaub von Gefan-
genen zu erwarten. Angesichts eines möglichen Anstiegs von Suchtkranken, die Entzugserscheinungen oder psychische Störungen aufgrund von 
Cannabiskonsum zeigen, wird eine verstärkte medizinische Betreuung unumgänglich sein. Eine effektive Suchtprävention und -behandlung erfordert 
zudem mehr Sozialarbeiter mit einer spezialisierten Ausbildung als Suchtberater.

JVB - Gewerkschaft Justizvollzug Bayern - Landesvorsitzender Alexander Sammer -
 Tel. 01517/2941692 - post@jvb-bayern.de - www.jvb-bayern.de - Postfach 2021 - 85210 Dachau

Justizvollzug
Bayern

GEWERKSCHAFT

schusses für Fragen des öffentlichen 
Dienstes) setzten sich am 14. Dezember 
2023 detailliert mit der JVB Haushaltsein-
gabe auseinander. Fraktionschef Klaus  
Holetschek dankte allen Mitarbeitern im 
Justizvollzug: „Ihr könnt euch auf uns ver-
lassen, wir sind an eurer Seite.“ 
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Im Januar 2024 fand ein Treffen mit dem neu 
gewählten Vorsitzenden des Stiftungsvor-
standes, Reinhold Merl, sowie mit seinem 
langjährigen Vorgänger, Berend Jochem, 
statt. Bei diesem Anlass überreichten JVB-
Vorsitzender Alexander Sammer und sein 
Stellvertreter Thomas Benedikt im Namen 
unseres Berufsverbandes eine Spende an 
die DPolG-Stiftung. 

DPolG-Stiftung: 
Auch Helfer brauchen Hilfe

Die DPolG-Stiftung hat das Ziel, verletzte 
Bedienstete der Sicherheitsbehörden (Poli-
zei, Justiz, Zoll und Feuerwehr) und deren 
Familien zu unterstützen. Unfälle, Brände, 
Dienstverletzungen oder der Verlust eines 
Menschen sind tragische Ereignisse, die 
Spuren auf Seele, Körper und Geist hinter-
lassen. Ebenso steht Hinterbliebenen von 
Verstorbenen aus diesen Berufsgruppen 
die Hilfe zur Verfügung. Es spielt zudem 
keine Rolle, ob ein schädigendes Ereignis 
im Berufs- oder im Privatleben verursacht 
wurde. Wenn Schicksalsschläge im engsten 
Familienkreis erleidet werden, kann man 
auch Hilfe bei der Stiftung in Anspruch neh-
men. Die DPolG-Stiftung hat sich zur Aufga-
be gemacht, Betroffenen in den Stiftungs-
häusern Regeneration zu ermöglichen und 
sie ein Stück weit auf dem Weg in die Nor-
malität zu begleiten. Weitere Informationen 
unter www.dpolg-stiftung.de

Bericht und Bild: Thomas Benedikt              ■

Spendenübergabe und Austausch
Kooperation mit der DPolG-Stiftung

 

 

STIFTUNG

der Deutschen Polizeigewerkschaft

®

Unterstützung und Vermittlung von JVA-Bediensteten oder deren Angehörigen

Der JVB vermittelt die Hilfe der DPolG-Stiftung für Betroffene unbürokratisch, diskret und vertrauens-
voll. Die Unterstützung der Stiftung ist nicht nur JVB-Mitgliedern vorbehalten, sondern völlig unabhän-
gig von einer Gewerkschaftsmitgliedschaft allen Kolleginnen und Kollegen im Justizvollzug. 

Ansprechpartner im JVB ist Kollege Thomas Benedikt (JVA Amberg)

Telefon: 0171/4354564
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Die Frage, warum es noch das Berufsbe-
amtentum gibt und ob das nicht verstaubt 
ist, wird oft gestellt. Seine Arbeitsleben 
ganz einem Arbeitgeber zu widmen, kling 
wunderlich - Ist doch unsere Gesellschaft 
getrimmt auf Flexibilität im Beruf und im 
Privaten. Gleichzeitig erwartet man von al-
len anderen die volle Leistung, damit man 
selbst gut zurechtkommt. Da kommt die 
Vorstellung das man einen Eid schwören 
muss und eine Urkunde bekommt, statt 
einen Arbeitsvertrag, der grundsätzlich je-
derzeit kündbar ist, schon wie aus einem 
Historienfilm vor!

Dabei steckt hinter dem Begriff Berufs-
beamtentum viel mehr. Z.B. Vertrauen, 
Rechtssicherheit, klare Struktur, Verläss-
lichkeit usw.
Begriffe die das Zusammenleben der Men-
schen grundsätzlich regeln und halt geben 
sollen. Klingt veraltet? Ist es aber nicht? 
Denn diese Grundlagen stehen in Deutsch-
land im Zusammenhang mit unserer Demo-
kratie und der Verantwortung der Gesell-
schaft sich gemeinsam zu kümmern.

Was passiert, wenn das nicht funktioniert, 
sehen wir weltweit in den Ländern wo krieg 
herrscht, selbsternannte Weltherrscher 
agieren, aber auch aus religiösen Grund 
Menschen unterdrückt werden. Die Liste ist 
lang….

Wer könnte nicht mehr ein Lied davon sin-
gen als die Beschäftigten des Justizvollzu-
ges. Menschen aus 89 Nationen, viele Re-
ligionen und unterschiedliche Strukturen, 
sind im Berliner Justizvollzug vertreten. 
Hier greift unsere Gesellschaft aktiv ein. 
Denn wir können nur unseren gesetzlichen 
Verpflichtungen im Justizvollzug und der 

Verantwortung der Gesellschaft gegen-
über nachkommen, wenn die Menschen in 
unserem Staat, den Inhaftierten die echte 
Chance geben, wieder in der Gesellschaft 
aufgenommen zu werden.

Und was hat das mit dem Berufs-
beamtentum tun?

Das der Staat sich darauf verlassen kann 
den gesetzlichen Auftrag umzusetzen und 
gleichzeitig sie zu schützen ist eine dauer-
hafte Aufgabe, die auch eine Eingriffsnorm 
beinhaltet.

Die deutsche beamtenbund jugend (dbbj) 
hat es sich zur Aufgabe gemacht genau 
hier anzusetzen und im Rahmen eines FAQ 
– Basics rund um das Beamtenverhältnis, 
Besoldung und Laufbahn zu erläutern.

Das Beamte/innen nicht rechtlos sind, ist 
selbstverständlich. Die Meinungsfreiheit, 
das Versammlungsrecht und das organi-
sationsrecht des Grundgesetzes gelten für 
alle! Mehr auch zur Jugendorganisation 
des dbb beamtenbund und tarifunion unter:  
https://www.staatklar.org/index.html

Der dbb berlin hat in der Vergangenheit 
mit der Broschüre „ Dienstrecht leicht ge-
macht“  eine Lern- du Arbeitshilfe erstellt, 
die gerne beim BSBD Berlin angefordert 
werden kann: mail@bsbd-berlin.de
Die zweite Auflage ist gerade in der Über-
arbeitung!

Noch Fragen? Gerne ebenfalls an 
mail@bsbd-berlin.de

Thomas Goiny
Landesvorsitzender                                      ■
  

Auf ein Wort

Der Landesvorstand des dbb beamten-
bund und tarifunion berlin hat in seiner 
Sitzung am 30.01.2024 einstimmig die 
nachstehende Resolution verabschie-
det, die der BSBD Berlin ausdrücklich 
mitträgt:

"Mit großer Besorgnis beobachtet der 
dbb beamtenbund und tarifunion berlin 
(dbb berlin) das Erstarken extremisti-
scher Kräfte in Deutschland, die an den 
Grundfesten unserer demokratischen 
Verfassung rütteln.

Der dbb berlin stellt sich klar gegen je-
des extremistische Gedankengut. Ins-
besondere im öffentlichen Dienst, der 
Recht und Gesetz in besonderer Weise 
verpflichtet ist, hat keinen Platz, wer 
nicht mit beiden Beinen auf dem Boden 
des Grundgesetzes steht. Der öffentliche 
Dienst ist ein Garant für den Erhalt der 
freiheitlich demokratischen Grund- und 
Werteordnung, die das Fundament des 
Zusammenlebens in unserer Gesell-
schaft ist.

Für den dbb berlin als gewerkschaftliche 
Spitzenorganisation des öffentlichen 
Dienstes gelten die demokratischen 
Wertevorstellungen uneingeschränkt. 
Wir widersetzen uns mit voller Kraft 
allen Strömungen, die demokratische 
Prinzipien, sei es z. B. durch Fremden-
feindlichkeit, Antisemitismus, Rassismus 
oder durch Hetze und Gewalt, aushöh-
len wollen.

Der dbb berlin steht an der Seite all je-
ner, die sich für Demokratie einsetzen."

BSBD Berlin: 

Für Vielfalt und Toleranz – 
gegen Extremismus

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir haben unsere Homepage aktualisiert und wollen 
euch auch über diesen Weg weiter aktuell informieren. 
Wir freuen uns, wen ihr mal vorbeischaut. Wir werden 
die Seite ständig weiterentwickeln nehmen sehr gerne 
Hinweise und Tipps entgegen.

Euer BSBD Team  ■
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Der pauschale Ausschluss der Ruhege-
haltfähigkeit von Zeiten vor Vollendung 
des 17. Lebensjahres ist altersdiskriminie-
rend. In den Beamtenversorgungsgeset-
zen von Bund und Ländern ist die Rege-
lung deshalb auch in den letzten Jahren 
gestrichen worden.

Das Bundesverwaltungsgericht hat aber 
in einem Urteil vom 20. April 2023 –  
2 C 11.22 – weitergehende Konsequenzen 
gefordert, nämlich dass die Rechtswidrig-
keit der mittlerweile gestrichenen Rege-
lung auch bei bereits bestandskräftigen 
Versorgungsfestsetzungen Konsequenzen 
nach sich ziehen muss, dass heißt Fest-
setzungen, bei denen grundsätzlich ruhe-
gehaltsfähige Zeiten nicht berücksichtigt 
wurden, weil sie vor Vollendung des 17. 
Lebensjahres lagen, müssen zurückgenom-
men und neu festgesetzt werden. Das gilt 
auch für entsprechende Fälle von Hinter-
bliebenenversorgung. 

BSBD Berlin: 
Altersdiskriminierung muss rückwirkend beseitigt werden

Zur Rechtswahrung wird Betroffenen ein 
Antrag auf Wiederaufgreifen des Verfah-
rens gemäß § 51 VwVfG an die versorgungs-
regelnde Stelle empfohlen, sofern nicht der 
Höchstruhegehaltssatz von 71,75 Prozent 
erreicht ist.

Gleichzeitig wird sich der BSBD Berlin in 
den nächsten Wochen dafür einsetzen, 
dass auch die Berechnung der Versor-
gungsbezüge durch das Versorgungsamt 
zeitnah nach dem Eintreten in den Ruhe-
stand erfolgt. „Die aktuelle Situation, dass 
Verorgunsgempfänger und Empfängerin-
nen bis zu einem dreiviertel Jahr auf ihre 
komplette Berechnung und Überweisung 
warten müssen, und in der Zwischenzeit 
mit einem Abschlag leben müssen, kann 
einfach nicht richtig sein“. Wir müssen klä-
ren, woran das liegt, und werden mit dem 
Finanzensenator das Thema besprechen“ 
sagte der BSBD Landesvorsitzender, Tho-
mas Goiny, zu der Problematik.  ■

Der BSBD Berlin bleibt auch hier am Ball 
und bitte die Kolleginnen und Kollegen, 
sich hier mit ihren Vorgängen an die Ge-
schäftsstelle zu wenden.

In seiner Sitzung am 22. Februar 2024 
hat das Berliner Abgeordnetenhaus das 
Gesetz über Sonderzahlungen aus An-
lass der gestiegenen Verbraucherpreise 
(Berliner Verbraucherpreise-Sonderzah-
lungsgesetz – BerlVSZG) beschlossen. 
Der Hauptausschuss hatte bereits zuge-
stimmt.

Mit dem Gesetz wird die Sonderzahlungsre-
gelung des Tarifabschlusses für die Landes-
bediensteten  vom 9. Dezember 2023 auf 
die Beamtinnen und Beamten übertragen.

Anders als die  einmalige Corona-Sonder-
zahlung, die 2022 den aktiv Beschäftigten 
für ihren Einsatz zur Bewältigung der Coro-
na-Pandemie gewährt wurde, wird die steu-
erfrei gewährte Verbraucherpreise-Son-
derzahlung auch Versorgungsempfängern/
innen prozentual entsprechend ihrem indi-
viduellen Versorgungssatz zugutekommen.
Im Einzelnen erhalten Beamtinnen und Be-
amte rückwirkend für den Monat Dezem-
ber 2023 eine einmalige Sonderzahlung in 
Höhe von 1800 Euro. Für Empfänger von 

Anwärterbezügen, Unterhaltsbeihilfen oder 
Unterhaltsgeld werden 1000 Euro ausge-
zahlt. Bei Teilzeitkräften bemisst sich  die 
Sonderzahlung an ihrem Teilzeitumfang.

Für den Zeitraum Januar bis Oktober 2024 
erhalten Beamte  monatliche Sonderzahlun-
gen in Höhe von 120 Euro, Anwärter  werden 
50 Euro ausbezahlt.  Teilzeitkräfte erhalten 
den Betrag wiederum ihrem Beschäfti-
gungsumfang entsprechend.

Ausgenommen von der Prämie sind Senats-
mitglieder und Beamte/innen ab der Besol-
dungsgruppe B7 mit mehr als 10.000 Euro 
Grundvergütung monatlich. 

Das Gesetz wurde vom Parlament einstim-
mig beschlossen.

Besoldungsanpassungsgesetz
Ein weiterer Gesetzentwurf für eine Besol-
dungs- und Versorgungsanpassung wird 
nach Angaben von Finanzsenator Evers 
voraussichtlich im zweiten oder dritten 

Inflationsausgleichsprämie für Beamtinnen und Beamte sowie 
Pensionäre/innen beschlossen

Quartal 2024 dem Abgeordnetenhaus zur 
Beschlussfassung vorgelegt werden.

In einem Schreiben an den dbb berlin 
verweist der Senator außerdem auf die 
beabsichtigte Angleichung an das Bun-
desgrundniveau auf die Festlegung im Ko-
alitionsvertrag: "Wir wollen die Vergütung 
unserer Beschäftigten binnen fünf Jahren 
schrittweise auf das Bundesgrundniveau 
anheben." Und weiter: „Diese Vorgabe 
wird selbstverständlich und auch unter 
Beachtung der vom Bundesverfassungsge-
richt zur amtsangemessenen Alimentation 
aufgestellten Parameter im Rahmen der an-
stehenden Besoldungs- und Versorgungs-
anpassung berücksichtigt werden“. Welche 
konkreten Maßnahmen zur Angleichung an 
das Bundesgrundniveau im Einzelnen er-
griffen werden, werde derzeit geprüft. Der 
dbb berlin hatte den Finanzsenator aufge-
fordert, bei der vorgesehenen Anpassung 
der Berliner Landesbesoldung an das Bun-
desgrundniveau auch den Mindestabstand 
zu dem zum 1. Januar 2024 angehobenen 
Bürgergeld zu berücksichtigen.                  ■
 

Wir sind mehr als du denkst!

BSBD Berlin
Alt-Moabit 96a • 10559 Berlin  

mail@bsbd-berlin.de • www.bsbd-berlin.de
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dienst
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Wenn man sich den Alltag der Personal-
vertretungen im Berliner Justizvollzugs an-
sieht, könnte man glauben, dass alles gut 
läuft.

Bei genauerem Hinschauen stellt man aber 
schnell fest, dass der Begriff Personalrats-
arbeit ernst gemeint ist.

Das Alltagsgeschäft des Personalrates liegt 
in den von der Dienststelle zugesandten  
Beteiligungsvorlagen aus dem dienstlichen 
Alltag. Also Stellenausschreibungen, Stel-
lenbesetzungsverfahren, Einstellungen von 
neuen Mitarbeiter/innen (inkl. Auswahlge-
sprächen), Beurteilungen (nur Mitwirkung 
durch den Personalrat), Eingruppierungs-
fragen bei tarifbeschäftigten usw.

Komplizierte wird es, wenn es um um-
fangreiche Beteiligungsvorlagen geht, bei 
der das genaue Hinschauen und Prüfen 
notwendig ist. Dazu gehören Anforde-
rungsprofile, Rundschreiben und Haus-
verfügungen die Weisungen gegenüber 
den Beschäftigten beinhalten, die z.B. die 
Aufgaben und den Alltag der Beschäftigten 
regeln. Hier sieht es mit der Beteiligung der 
Personalvertretung schon anders aus. Den 
nicht immer decken sich die Sichtweisen 
der Personalvertretung mit den der Dienst-
stellenleitung. Oft wird die Beteiligungs-
vorlage kurzfristig eingereicht und gleich-
zeitig eine Entscheidung eingefordert. Die 

Das Personalvertretungsgesetz Berlin – 
ein Schutzgesetz besonderer Güte !?

Personalvertretungen sind gut beraten, die 
Verfahren und die Fristen immer zu prüfen 
und einzuhalten. Den es muss immer abge-
wogen werden, ob die Vorlage im Sinne der 
Dienststelle und damit aller Beschäftigten 
ist.

Das liegt u.a. daran, dass das Personalver-
tretungsgesetz ein Schutzgesetz ist, das 
im Alltag die Mitarbeiter/innen absichern 
soll und das für alle gilt! Da die Personal-
vertretung als beteiligte im Verfahren auch 
auf ihre Rechte nicht verzichten darf, sind 
hier oft Diskussionen mit der Dienststelle 
vorprogrammiert. 

Auch deshalb, weil die Beteiligung der In-
teressenvertretungen (also auch der Frau-
envertretung und der Schwerbehinderten-
vertretung ) von Seiten der Dienststellen 
immer als Belastung und oft unnötig ange-
sehen wird.

Aus Sicht des BSBD Berlin ist es deshalb un-
erlässlich, dass die Interessenvertretungen 
in vielen Rechtsfragen gemeinsam mit den 
Führungskräften geschult werden. Auch ist 
im Umkehrschluss es dringen erforderlich, 
dass die leitenden Mitarbeiter im Personal-
vertretungsgesetz geschult werden.

In der heutigen Zeit ist die Notwendigkeit, 
die Beschäftigten gut zu führen und mit-
zunehmen, das A&O der modernen Per-

sonalführung. Aus diesem Grund wurde 
im Rahmen des Gesundheitspaktes eine 
Arbeitsgruppe eingerichtet, die den Blick 
auf die zukünftige Qualität von Führungs-
kräften und deren Qualifizierung betrachtet 
und festlegen soll.

Der BSBD Berlin begleitet diese Vorhaben. 
Schon jetzt ist erkennbar, dass Führungs-
kräfte mit ihrer täglichen Arbeit oft überfor-
dert sind und auch allein gelassen werden. 
Da hilft auch keine Zentralisierung von Auf-
gaben und Vorgaben von oben! Teambil-
dung durch Fortbildung und Entlastung von 
Aufgaben ist hier unabdingbar!

Entscheidend sind die Transparenz und die 
Erläuterung von dem, was auf den Vollzug 
zu kommt und was von allen umgesetzt 
werden soll.

Und hier schließt sich der Kreis zum Perso-
nalvertretungsgesetz. Die vertrauensvolle 
Zusammenarbeit, die hier im § 2 beschrie-
ben wird, bindet die Anstaltsleitungen die 
Interessenvertretung, auch über den zu-
künftigen Weg und die Umsetzung zu infor-
mieren. In Zeiten der Veränderungen, die 
jetzt auf den Justizvollzug zukommen, ist 
hier Vertrauen alles entscheidend. Wir sind 
gespannt, wo die Zukunft mit immer weni-
ger Ressourcen hinführt und ob der Wille 
zum gemeinsamen Führen hinführt.

Der BSBD Berlin wird hier wachsam sein, 
den kommenden Weg begleiten und die 
Beschäftigten schützen!

Wir für Euch!

Thomas Goiny
Landesvorsitzender                                     ■
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Wie steht es mit der Chancen-
gerechtigkeit der Frauen?
Warum nicht auch mal 
„Führen in Teilzeit“?

Ein Modellprojekt wird gestartet und es 
soll getestet werden, inwiefern das ohne 
Arbeitsverdichtung  möglich ist. Über eine 
Auswertung wird berichtet, sobald dieses 
Projekt abgeschlossen ist.

Wie in jedem Schaltjahr wird auch in die-
sem Jahr der „Equal Care Day" an seinem 
eigentlichen Tag, dem 29. Februar, began-
gen; in den anderen Jahren am 1. März.

Der Tag steht für die gerechtere Verteilung 
der „Care-Arbeit". Warum wurde dieser 
besondere Anlass gerade auf den sonst 
nicht existierenden Tag gelegt? Weil er 
die permanent geleistete, unsichtbare, un-
entgeltliche Arbeit im Haushalt und in der 
Kinderbetreuung bzw. Angehörigenpflege 
würdigen soll.

8.047.085.972 Menschen leben auf unse-
rer Erde. Die Hälfte der Weltbevölkerung ist 
Weiblich. Noch immer werden 80 Prozent 
dieser Arbeit sowohl im unbezahlten priva-
ten als auch im schlecht bezahlten berufli-
chen Bereich von Frauen geleistet.
Sie führt bei voller Berufstätigkeit zu er-
heblicher Doppelbelastung von Frauen; bei 
Teilzeiterwerbstätigkeit zu wirtschaftlichen 

Jahreshauptversammlung Bundesfrauenvertretung Bonn 
29.02 - 01.03.2024 
Chancengleichheit Familie/ Beruf / Pflege

Abhängigkeitsverhältnissen in Lebensge-
meinschaften. Zudem sehen sich Frauen 
auch durch die Doppelbelastung bzw. Re-
duzierung der Erwerbstätigkeit auch im Jus-
tizvollzug häufig mit schlechteren Personal-
entwicklungsmöglichkeiten konfrontiert als 
ihre regelmäßigen Vollzeit erwerbstätigen 
männlichen Kollegen ohne vergleichbare 
Doppelbelastung. Grundsätzlich muss die 
gerechte Rollenverteilung und der Wert der 
Care-Arbeit anerkannt und geschätzt wer-
den, ohne berufliche Nachteile in Beurtei-
lungen, Stellenbesetzungsverfahren. Chan-
cengerechtigkeit muss gelebt werden.
Frauen arbeiten u.a. seltener in Führungs-
positionen, häufiger in unterbewerteten 
und unterbezahlten Berufen und häufiger 
in Teilzeit, was mit einem schlechteren 
Stundenlohn einhergeht. Doch selbst bei 
vergleichbarer Branche, Qualifikation und 
Position verdienen Frauen 6% weniger pro 
Stunde als Männer. Damit hat sich der be-

reinigte Gender Pay Gap im Vergleich zum 
Vorjahr immerhin um einen Prozentpunkt 
verringert, während der unbereinigte das 
vierte Jahr in Folge bei 18 % liegt.

Die Unterstützung beispielsweise bei der 
Pflege der älteren Menschen innerhalb der 
Familien muss gerecht aufgeteilt und trotz 
Arbeit möglich sein. Derzeit gibt es eine 
unübersichtliche Antragsflut sowie keine 
möglichen Unterstützungsmöglichkeiten 
aufgrund des Arbeitskräftemangels im 
Pflegebereich. Viele Familien, Frauen, wer-
den alleine gelassen. Hier ist mehr Struktur 
in der Pflege, von der Antragstellung über 
die Sachbearbeitung bis hin zu den Pflege-
stützpunkten, notwendig.      In Europa gibt 
es Länder, wo es wirklich gut umgesetzt 
ist, wie zum Beispiel in den Niederlanden. 
Warum denn mal nicht den Blick über den 
Tellerrand wagen?  

Es könnte auch eine Beratungsinstanz ge-
ben, um Mitarbeiter zu unterstützen, bevor 
sie Teilzeit gehen müssen, weil es nicht an-
ders geht.

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
wird für Unternehmen immer wichtiger, 
das geht auch nicht an dem Justizvollzug 
vorbei. Wenn wir hier nicht Schritt halten, 
verlieren wir den Anschluss, Mitarbeitende 
zu halten und zu binden. Wir könnten Vor-
zeige-Arbeitgeber sein.

Warum auch nicht? Das muss auch der Wille 
der Führung dabei sein.

BSBD Frauen
Silke Jonas
Stellvertretende Landesvorsitzender 
BSBD Berlin                                                    ■
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… gemeinsam sind wir stark …
Tagung der BSBD Jugend in Koblenz
… auch Brandenburg war dabei, denn die Jugend ist unsere Zukunft ...
Ende Januar 2024 traf sich die BSBD Ju-
gend in der Hauptverwaltung der Debeka in 
Koblenz, wobei zehn von sechzehn Bundes-
ländern vertreten waren. Darüber hinaus 
durften wir Toni Nickel (dbb Jugend Bund) 
und Horst Butschinek (stellv. Bundesvorsit-
zender des BSBD) als Gäste begrüßen.

Der dreitägige Bundesjugendausschuss 
begann mit einer Führung durch das neu 
errichtete Gebäude. Im Konferenzraum 
angekommen, ging es mit einer kleinen 
Vorstellungsrunde der Teilnehmenden 
weiter. Hier wurde bereits ersichtlich, wel-
che großen Unterschiede in den einzelnen 
Bundesländern existieren. Dies ist, wie be-
kannt, auf die Föderalismusreform zurück-
zuführen, was bei den Teilnehmenden zu 
Unverständnis führt. Von A wie Aufschluss 
bis Z wie Zugang, alles wird anders ge-
handhabt. Im Vordergrund des Treffens der 
Jugendsprecher stand der Austausch und 

die Findung von Lösungen, wobei uns Toni 
Nickel und Horst Butschinek tatkräftig mit 
ihrer Expertise unterstützten. 

Im weiteren Verlauf des ersten Tages stie-
ßen wir auf das Thema Internetpräsenz. 
Wer neues Personal finden möchte, sollte 
auch alle Ressourcen nutzen. Leider ist das 
in Brandenburg nicht der Fall. Denn hier 
wird uns immer wieder erklärt, dass der Da-
tenschutz dem Vorhaben einen Strich durch 
die Rechnung macht. Da stellt sich mir je-
doch die Frage, wieso es in vielen anderen 
Bundesländer funktioniert. Das zeigt, dass 
es bei diesem Thema noch Handlungsbe-
darf gibt und Möglichkeiten bei der Wer-
bung zur Personalgewinnung ungenutzt 
bleiben. 

Der zweite Tag startete mit einer Wissens-
vermittlung zur gewerkschaftlichen Arbeit. 
In einer Präsentation wurde aufgezeigt, 

welche Möglichkeiten die Gewerkschaft 
hat, um beispielsweise Kosten für Werbe-
mittel einzusparen. 

Im Anschluss daran folgte ein Besuch der 
JVA Diez. Der Rundgang führte uns durch 
die einzelnen Haftbereiche, die anstaltsin-
terne Druckerei und die Sicherungsverwah-
rung. Hierbei konnte ich viele Eindrücke 
über die Herangehensweise des Strafvoll-
zuges in Rheinland-Pfalz erfahren. 

Mit all den Eindrücken der Tagung, welche 
ich in dieser kurzen Zeit sammeln konnte 
und dem intensiven Austausch mit den an-
wesenden Jugendvertretern geht es moti-
viert an die Arbeit. 

Domenic Bemmann
Jugendvertreter BSBD Brandenburg      ■
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… Tradition im OV Brandenburg fortgesetzt …
Skat- und Romméturnier kam wieder gut an
… ob Arbeit, Sport oder auch Spiel – das Motto bleibt: Gemeinsam sind wir stark ...
Seit 1997 ist es eine gute Tradition. Der 
Ortsverband Brandenburg führte sein 
jährliches Skat- und Romméturnier durch, 
es war das 26-zigste Mal. Corona bedingt 
gab es leider eine Unterbrechung, aber der 
Beliebtheit tat dies keinen Abbruch. Am 
16.02.2024 trafen sich die Romméfreun-
de und am 23.02.2024 die Skatfreunde. 
Vorbereitet durch den Vorstand des Orts-
verbandes und besonders durch deren 
Vorsitzende ergingen rechtzeitig die Einla-
dungen. Beschaffung von attraktiven Prei-
sen, Absprachen für die Lokation incl. der 
Bewirtung und natürlich die Organisation 
der Durchführung nahmen doch schon eine 
Menge freie Zeit in Anspruch. 

Los ging es dann mit dem Romméabend. 
Nachdem gegen 18:00 Uhr alle angemel-
deten Spieler versammelt waren, eröffnete 
dann die Ortsverbandsvorsitzende Judith 
Reinicke den Abend. Sie lud alle Spieler 
zu einem Getränk auf Kosten des Ortsver-
bandes ein, berichtete kurz über gewerk-
schaftliche Aktivitäten des BSBD im Land 
und hob besonders hervor, dass in diesem 
Jahr unser Gewerkschaftstag stattfinden 
wird.  Private Gründe zwangen sie dann 
leider dazu, dass sie bei der Veranstaltung 
nicht den ganzen Abend über anwesend 
sein konnte. Durch private Gründe, Ur-
laub und Krankheit war auch kein anderes 

Vorstandsmitglied verfügbar. Aus diesem 
Grunde hatte sich die Vorsitzende des Orts-
verbandes und ihr Vorgänger aber bereits 
schon im Vorfeld verständigt. Manfred Küh-
ne übernahm also die Durchführung des 
Rommé- und Skatabends, erfahren genug 
war er ja. Nach der Tischauslosung (der 
Spieltisch und Spielernummer wurden aus-
gelost) wurde dann in drei Spielrunden der 
Tagessieger ausgespielt. Es wurde viel ge-
lacht, erzählt und da auch viele Pensionäre 
anwesend waren, sich auch ausgetauscht. 
Manche Teilnehmer hatten sich schon län-
gere Zeit nicht gesehen und darum auch 
besonders viel zu erzählen. Die Stimmung 
im Raum, an den einzelnen Tischen und be-
sonders untereinander war super und lies 
damit auch dienstliche und private Prob-
leme in den Hintergrund treten. Nach drei 
Spielrunden war Schluss, so ganz früh am 
Tage war es ja auch nicht mehr. Unter den 
20 Spielern stand dann mit den wenigsten 
Punkten der Sieger fest. Anders als beim 
Skat, wo man nach den meisten Punkten 
strebt, war es hier die geringste Punktzahl, 
die den Tagessieger bestimmt. Für ihn 
selbst überraschend gewann der Kollege 
D. Schulze. Ein Gutschein in Höhe von 50 € 
für das Restaurant „Buhnenhaus“ in Bran-
denburg und ein zusätzliches Präsent nahm 
er freudestrahlend mit nach Hause. Die an-
deren Teilnehmer waren aber nicht traurig, 

denn sie gingen nicht leer aus. Jeder erhielt 
unter Berücksichtigung seiner Platzierung 
ein Präsent.  Alle Teilnehmer waren sich ei-
nig, die Gewerkschaft lebt, es war ein toller 
Abend mit dem Fazit – wir sehen uns beim 
nächsten Mal wieder.

Am 23.02.2024 trafen sich dann die Skat-
freunde. Auffällig war schon, dass es über-
wiegend ältere Kolleginnen und Kollegen 
waren. Ist Skat und hier bei jüngeren Men-
schen nicht mehr so populär oder hat die 
Lustlosigkeit bei einigen hier doch gewon-
nen. Im Namen des Vorstandes des BSBD-
Ortsverbandes begrüßte Manfred Kühne 
die Teilnehmer. Auch er berichtete über ge-
werkschaftliche Themen, erinnerte an den 
Landesgewerkschaftstag und berichtete 
kurz über seine Tätigkeit als Seniorenver-
treter des Landesverbandes. Für viele Se-
niorinnen und Senioren könnte er mehr tun, 
wenn er ihre Mailadresse erhalten könnte. 
Wer mit ihm in Kontakt treten möchte, soll-
te sinnigerweise den jeweiligen Ortsver-
bandsvorsitzenden seine Mailadresse zur 
Weiterleitung mitteilen.

Nach kurzer Einweisung in die Skatregeln 
des Abends und einer Einladung zu einem 
Getränk (auf Kosten des Ortsverbandes) 
ging dann der Kampf um die Plätze los. 
Verbissene Spieler gab es glücklicherwei-
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se nicht. Auch an diesem Abend stand der 
Spaß im Vordergrund. Nach drei Runden 
war dann Schluss, es ging an das Zusam-
menzählen der Punkte. Mit Fortuna im 
Bunde erreichte der Kollege M. Mensel die 
meisten Punkte und wurde Tagessieger. 
Erwähnen möchte ich aber dennoch die 
Zweitplatzierte. Kollegin F. Arndt zeigte den 
Männern, dass auch Frauen das Skatspiel 
beherrschen.  Als Erstplatzierter erhielt 

Kollege Mensel einen Gutschein für das 
Restaurant „Buhnenhaus“. Aber auch der 
zweite und dritte Platz erhielten Gutscheine 
für gleiche Lokalität, in der Summe jedoch 
abgestuft. In der Reihenfolge ihrer Platzie-
rungen erhielten aber auch hier alle Spieler 
ein Präsent, niemand ging leer aus.
Wie beim Rommé, so auch beim Skat - es 
gab keine Verlierer. Alle haben gewonnen. 
Das Wirgefühl zeigte sich auch bei dieser 

gewerkschaftlichen Aktivität. Ob Arbeit, 
Sport oder wie hier das Spiel, es ist Teil un-
seres gewerkschaftlichen Mottos „Gemein-
sam sind wir stark“.

Manfred Kühne
Mitglied im Ortsverband Brandenburg
und Seniorenvertreter des Landes-
verbandes        ■

… Änderung des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes
Vollzugspädagogen in Brandenburg endgültig abgehängt?
… eine Laufbahngruppe in Schieflage
Der BSBD Brandenburg will/muss nach 
den letzten Entscheidungen im Landtag 
die aktuelle Situation beleuchten. Es geht 
um eine Laufbahngruppe, die es perspekti-
visch gesehen nun noch schwieriger haben 
wird, zur Erfüllung der Aufgaben das erfor-
derliche Personal zu gewinnen.

Denn die Versuche mit Beharrlichkeit und 
Ausdauer auf die Personalprobleme im 
Pädagogischen Dienst bei den Justizvoll-
zugsanstalten des Landes Brandenburg 
hinzuweisen und die Verantwortlichen im 
Justizministerium zu einem Umdenken und 
notwendigen Veränderungen zu bewegen, 
ist leider fehlgeschlagen.  

Und jetzt ist es an der Zeit, dass das er-
kennbare Desinteresse mal wieder aufs 
Tablet gebracht wird.

Seit nunmehr mehr als zwei Jahren wurde 
von unterschiedlichen Stellen darauf hin-
gewiesen, dass die Laufbahnverordnung 
der Oberlehrer/ Oberlehrerinnen bei den 
Justizvollzugsanstalten des Landes Bran-
denburg geändert werden und man sich 
um die besondere Laufbahngruppe küm-
mern muss! 

Warum? Weil die gegenwärtige Zuordnung 
zum gehobenen Dienst der Laufbahnver-
ordnung widerspricht!

Gefordert wird für die Einstellung:
„Befähigung zum Lehramt für die Primar-
stufe oder den Unterricht der Sekundarstu-
fe I und II (inkl. beruflicher Fachrichtungen 

oder Sonderpädagogik) mit Erster und 
Zweiter Staatsprüfung oder einem lehr-
amtsbezogenen Masterabschluss und einer 
Staatsprüfung. 

Außerdem sollten Sie eine Persönlichkeit 
mit besonderem Interesse an einer Tä-
tigkeit im Justizvollzug und einem hohen 
Maß an Identifikation mit der Aufgabe, 
Leistungsbereitschaft und Motivation sein, 
über eine hohe soziale Kompetenz sowie 
ein ausgeprägtes Nähe-Distanz-Verhältnis 
verfügen und sich wertschätzend und ein-
fühlsam auf Menschen in besonderen Le-
benssituationen einlassen können. 
Grundkenntnisse in Fragen des Schulrechts 
und den geltenden Verordnungen wären 
wünschenswert.“ (Quelle: Ministerium der 
Justiz/ Berufe im Justizvollzug)

Das Landesbeamtengesetzt Brandenburg 
sagt in § 10:
„Für den Erwerb der Befähigung für eine 
Laufbahn des gehobenen Dienstes sind 
mindestens zu fordern:

1. als Vorbildung
 a.  eine zu einem Hochschulstudium  
  berechtigende Schulbildung oder
 b. ein als gleichwertig anerkannter  
  Bildungsstand
und
2. als sonstige Voraussetzung
 a. ein mit einer Laufbahnprüfung ab- 
  geschlossener Vorbereitungsdienst  
  oder
 b. ein inhaltlich dessen Anforde- 
  rungen entsprechendes mit einem  
  Bachelorgrad abgeschlossenes  

  Hochschulstudium oder ein gleich- 
  wertiger Abschluss oder
 c. ein mit einem Bachelorgrad ab- 
  geschlossenes             Hochschulstudium  
  oder ein gleichwertiger Abschluss  
  und eine hauptberufliche Tätigkeit.

Für den Erwerb der Befähigung für eine 
Laufbahn des höheren Dienstes sind min-
destens zu fordern:

1. als Vorbildung
 a. ein mit einem Mastergrad abge- 
  schlossenes Hochschulstudium   
  oder
 b. ein gleichwertiger Abschluss 
und
2. als sonstige Voraussetzung
 a. ein mit einer Laufbahnprüfung ab- 
  geschlossener Vorbereitungsdienst  
  oder
 b. eine hauptberufliche Tätigkeit.“ 

Hauptsache es wird sich darüber gefreut, 
dass man im Land Brandenburg in Erman-
gelung geeigneter Bewerber (mit einer 
Lehramtsbefähigung!), jetzt Pädagogische 
Mitarbeitende mit einem Bachelor-Ab-
schluss einstellt und diese entweder nach 
9b oder S12 vergütet. Diese Mitarbeitenden 
müssen die gleichen Aufgaben wie ein Voll-
zugspädagoge erfüllen – werden jedoch 
schlechter bezahlt.

Und um dem ganzen jetzt noch die Krone 
aufzusetzen, wurden im Rahmen der Ände-
rung des Brandenburgischen Besoldungs-
gesetzes vom 20.12.2023 alle Lehrerinnen 
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und Lehrer im öffentlichen Schuldienst 
des Landes Brandenburg der Besol-
dungsgruppe A 13 in den höheren Dienst 
übergeleitet.

Hier - Förderschullehrerinnen, Förderschul-
lehrer an Förderschulen und Lehrerinnen/
Lehrer mit Befähigung für das Lehramt der 
Grundschule (Primarstufe), der Bildungs-
gänge für die Sekundarstufen I und II (all-
gemeinbildenden Fächer) an allgemeinbil-
denden Schulen.

Sagen wir es noch einmal ganz deutlich - 
diese Abschlüsse müssen die Vollzugspäd-
agogen auch haben, um eingestellt zu wer-
den. Aber warum interessiert das keinen 
und wo bleibt die Gleichbehandlung?

Leider wurde der Antrag der Fraktion Die 
Linken, die die Bestrebungen des BSBD 
Landesverbandes die Oberlehrer/ Oberleh-
rerinnen im Justizvollzug ebenfalls in den 
höheren Dienst überzuleiten unterstützt 
hat, abgelehnt. 

Oh weh, oh weh - da werden wir doch jetzt 
erst recht ganz viele geeignete Bewerber 
finden, die noch in den Justizvollzug wol-
len. Und dass bei einer wöchentlichen Ar-
beitszeit von 40h und 30 Tagen Erholungs-
urlaub im Jahr. Da verzichtet man doch 
gerne auf durchschnittlich 25 Unterrichts-

stunden pro Woche und 12 Wochen unter-
richtsfreie Zeit im öffentlichen Schuldienst.

Und natürlich sieht ein Blick in die perso-
nelle Zukunft finster aus. Denn gegenwär-
tig verfügt der Justizvollzug des Land Bran-
denburg über ganze 11 Planstellen für die 
Pädagogen*innen bei den Justizvollzugs-
anstalten.

Davon sind gegenwärtig 4 Stellen mit 
Oberlehrer*innen besetzt (1x JVA Luckau-
Duben, 1x JVA Cottbus-Dissenchen (CB), 
2x JVA Nord-Brandenburg; Teilanstalt 
Wriezen). Zwei davon (1x CB, 1x TA Wriezen) 
scheiden voraussichtlich in 2025 mit Eintritt 
in den Ruhestand aus.

3 Stellen sind gegenwärtig mit Lehrer*in als 
Tarifbeschäftigte besetzt (1x JVA Cottbus-
Dissenchen, 1x JVA Nord-Brandenburg, 
Teilanstalt Wriezen, 1x JVA Brandenburg an 
der Havel). Davon ist zum 31.03.2024 eine 
Kollegin wegen Kündigung ausgeschieden 
(da Lehrer*innen im Schuldienst höherer 
Dienst sind und verbeamtet werden – Stich-
wort: Attraktivität) und voraussichtlich gibt 
es zum 31.12.2025 wegen Renteneintritt ein 
weiteres Ausscheiden.

In Ermangelung von Bewerbern mit einer 
Lehramtsbefähigung wurden 3 Planstel-
len mit pädagogischen Mitarbeitern*in 

besetzt, die keine Lehramtsbefähigung ha-
ben, sondern nur einen Bachelorgrad. 

In der JVA Nord-Brandenburg; Teilanstalt 
Neuruppin-Wulkow gibt es gar keine Päd-
agogenstelle. Die zur Verfügung gestell-
te Planstelle für eine*n Pädagogische*n 
Mitarbeiter*in ist nicht besetzt, denn die 
Pädagogische Mitarbeiterin kündigte mit 
Wirkung vom 31.12.2023, da sie mit ihrem 
Studienanschluss bei anderen Arbeitge-
bern mehr Geld verdient als mit der Entgelt-
gruppe 9b im Justizvollzug.

Auch im Pädagogischen Dienst des bran-
denburgischen Justizvollzuges sprechen 
wir von Bewerbermangel! Und mit den be-
reits in 2023 zwei Altersabgängen wird die 
Situation nicht einfacher. Es besteht drin-
gender Handlungsbedarf.
Jetzt zum Zeitpunkt von Haushalts- und 
Stellenplanung für 2025/2026 ist es daher 
zwingend erforderlich, auch die Situation 
im Pädagogischen Dienst entsprechend 
ernst zu nehmen und Veränderungen her-
beizuführen. Veränderungen, die die At-
traktivität, für eine Entscheidung im Justiz-
vollzug tätig zu sein, steigern.

Dorit Franke und Dörthe Kleemann
Vorstand Landesverband Brandenburg    ■
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Gute Ansätze, fatal schlechte Umsetzung!
Was ist nur los in der Stadt Hamburg, die sich selbst gern als Weltstadt rühmt?

Personalnot, zusätzliche Aufgaben, stei-
gende Zahlen von Langzeiterkrankten, Er-
bringung von vollzugsfremden Dienstleis-
tungen (u.a. Unterbringung v. § 126a StPO) 
und eine Flut von Gerichtsterminen, die aus 
den Reihen der Untersuchungshaftanstalt 
nicht mehr und sogar mit Hilfe der anderen 
Vollzugsanstalten kaum noch zu gewähr-
leisten sind. Das alles bei stark dezimierten 
oder ausfallenden Lehrgängen und einer 
immer dünner werdenden Bewerberlage. 
Auch gibt es kaum noch gut gefüllte Ab-
schlusslehrgänge, denn viele schaffen die 
Ausbildung nicht einmal mehr. Das ist die 
traurige Realität, die den Hamburger Voll-
zug seit vielen Jahren negativ auszeichnet. 

Der LVHS hat lange vor den Risiken und 
Nebenwirkungen des Mangels an Berufsat-
traktivität und dem seit Jahren sträflichen 
Umgang mit Bestandspersonal gewarnt. 
Auch in der Behörde für Justiz- und Ver-
braucherschutz verhallten die Warnungen 
nicht ungehört. 
Doch was ist mit der Umsetzung der Ver-
besserungen für Mitarbeitende im Hambur-

ger Justizvollzug? Wo hakt es? Auf welchen 
Tischen verstauben die entsprechenden 
Unterlagen mit den Ideen, die uns voran-
bringen. Die Justizbehörde nimmt Vor-
schläge dankend auf, sie werden mit den 
Gewerkschaften besprochen, sie werden 
zum Teil unterschriftsreif vorbereitet und 
dann? Der Behördenleitung sprechen wir 
das Engagement für den Justizvollzug nicht 
ab, doch wo bleiben die Ergebnisse. 

Während in Hamburg Strategien und begrü-
ßenswerte Neuerungen das Licht der Welt 
erblicken, haben andere Bundesländer 
diese bereits übernommen und erfolgreich 
umgesetzt. Deutliche Erhöhung und Ruhe-
gehaltsfähigkeit der Gitterzulage, Laufbah-
nerweiterungen, Dienst zu ungünstigen 
Zeiten und die Einführung der Heilfürsorge, 
die wohl an der längsten Bearbeitungszeit 
in der Geschichte des Hamburger Vollzuges 
hängt, um nur einige Beispiele zu nennen. 
Im Hamburger Justizvollzug wurde die 
Möglichkeit der Verbeamtung für nahezu 
alle Bereiche der Tarifbeschäftigten ge-
schaffen. Auf die längst fällige Einrichtung 

der besonderen Altersgrenze für die Ver-
setzung in den Ruhestand im Justizkran-
kenpflegedienst warten wir in Hamburg 
immer noch. Es sind immer wieder gute An-
sätze, Aktivitäten und Maßnahmen für die 
dringend notwenige Personalgewinnung, 
aber es fehlt immer wieder die letzte Kon-
sequenz in der Umsetzung. Die kommen-
den Jahre sehen düster aus. Sicherheit und 
Resozialisierung bedeuteten auch entspre-
chendes Personal in ausreichender Zahl, 
welches wiederum gut bezahlt werden will 
für den gesundheitszehrenden, stressigen 
und gefährlichen Beruf. 

Also ja, Justizvollzug kostet Geld. Dies zu 
vernachlässigen, kostet allerdings nicht nur 
mehr Geld, sondern beeinträchtigten auch 
das Leben und die Sicherheit der Hambur-
ger Bevölkerung. Die Quittung bekommt 
der Senat präsentiert, spätestens bei den 
Hamburger Bürgerschaftswahlen.

Rene Müller, Vorsitzender LVHS                 ■

Personallücken stopfen, aber bitte nicht so…
Rückfall in alte Zeiten? 

Es ist richtig, dass der LVHS fordert, die 
Personallücke zu schließen und Kreativi-
tät gefordert ist bei der Bewältigung des 
Personalproblems der kommenden Jahre. 
Aber nicht um jeden Preis und erst recht 
nicht auf den Schultern der Mitarbeitenden, 
die seit Jahren unter widrigen Umständen 
für Sicherheit und Ordnung für unsere Ge-
sellschaft sorgen. Bereits im „Werkdienst“, 
im Bereich der Abteilungsleitungen und im 
medizinischen Bereich setzen wir vermehrt 
auf Tarifbeschäftigte und schon jetzt stel-
len wir fest, dass die gezahlten Gehälter 
und die Arbeitsbedingungen kaum noch 
Bewerberinnen und Bewerber motivieren, 
einen Arbeitgeberwechsel zum Justizvoll-
zug vorzunehmen. 

Jetzt kommt bei einzelnen Führungskräf-
ten die absurde Idee auf, Mitarbeitende 
im Tarifbereich unterhalb der EG7 und für 

vermeintlich einfache Tätigkeiten zu rekru-
tieren. Noch fataler sind absurde Gedan-
ken wie das Outsourcen von Aufgaben an 
private Unternehmen. Allzu gut haben die 
Kolleginnen und Kollegen in Erinnerung, 
wie sich die Zusammenarbeit mit privaten 
Unternehmen innerhalb der Justizvollzugs-
anstalten gestaltete. Es musste nicht nur 
über die Gefangenen gewacht werden, 
sondern über externe Mitarbeiter ebenso. 
Mit dem Ergebnis, dass es keine Entlas-
tung gab, sondern die Mehrarbeit für die 
Bediensteten stieg und eine gravierende 
Erhöhung des Sicherheitsrisikos herrsch-
te. Der LVHS nennt dies Kreativität in eine 
gänzlich verkehrte Richtung und in längst 
vergangene und eigentlich überwundene 
Zeiten. Effektiver wäre es, neues Personal 
für mögliche Arbeitsbereiche außerhalb 
der Station anzuwerben, wie zum Beispiel 
mit der Einführung einer EG 8 und EG 9, der 

Einstellung mit mindestens A7 und einer 
vorweg gewährten Stufe 6. Dazu eine un-
entgeltlichen Berufsunfähigkeitsversiche-
rung für die Tarifbeschäftigten, die auch die 
Gefährlichkeit einer Arbeit im Justizvollzug 
entsprechend der Höhe einer Mindestpen-
sion absichert und mit einer von vornherein 
offerierten Möglichkeit der Verbeamtung. 
Stattdessen versucht man es in einigen 
Kreisen mit der Rolle rückwärts wider bes-
seres Wissen. 

Sicher geht es dabei nicht ohne eine Än-
derung des TV-L, aber bevor diese Schritte 
nicht vollzogen werden, kann der LVHS ei-
ner zunehmenden Einstellung von Tarifbe-
schäftigten nicht zustimmen. Justizvollzug 
als Billigheimer kann nicht funktionieren.

Rene Müller, Vorsitzender LVHS                ■
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Bürokratie und Verzögerungen 
Am Justizvollzug interessierte Arbeitssuchende werden verprellt

„Es reicht!“, „So etwas brauche ich nicht, 
da gehe ich lieber woanders hin.“, „Ich 
bin von vornherein an der Nase herumge-
führt worden.“ Diese und andere Sprüche 
vernehmen wir im LVHS und als Personal-
rat immer wieder von Bewerberinnen und 
Bewerbern, wenn sie trotz Interesse und 
Auswahl erst gar nicht im Hamburger Jus-
tizvollzug anfangen und wir nach Ursachen 
forschen oder sie sich gleich zu Beginn ih-
rer Tätigkeit wieder nach einem neuen Ar-
beitgeber umsehen. 

Was passiert immer wieder? Die Justizvoll-
zugsanstalten schreiben vakante Stellen im 
Tarifbereich aus und hoffen mittlerweile, 
dass sich aufgrund der Bewerbermangels 
und der bereits thematisierten mangeln-
den Attraktivität einer Tätigkeit im Vollzug 
überhaupt geeignete Kandidaten melden. 
Die Nachfrage ist allzu oft weniger als dürf-
tig. Wenn sich dann im Laufe eines Vorstel-
lungsgespräches ein beidseitiges Interesse 
an einer Mitarbeit ergibt, stellt sich natür-
lich die Frage der Eingruppierung und den 
möglichen Beginn der Arbeitsaufnahme 
und wann denn die definitive Zu- oder Ab-
sage erfolgt. Und dann nimmt der aus unse-
rer Sicht häufig anzutreffende Eklat seinen 
Lauf. Zum Teil warten die ausgewählten, 
vermeintlich neuen Mitarbeitenden wo-
chenlang auf ihre abschließende Zusage, 
die Stufenfestsetzungen und ihre Arbeits-

verträge. Selbst Nachfragen im Zentralamt 
der Justizbehörde bringen kaum Beschleu-
nigung mit dem Ergebnis, dass sich die 
ausgewählten Kandidatinnen und Kandi-
daten noch in der Wartezeit umorientieren 
und auf andere Arbeitgeber zurückgreifen. 
Verständlich, denn sie müssen i.d.R. ihren 
Lebensunterhalt bestreiten. Böse Zungen 
unterstellen ein komplettes Desinteresse 
zuständiger Personalsachbearbeitungen 
im Zentralamt der Justizbehörde. So weit 
geht weder der Personalrat noch der LVHS. 
Es ist jedoch erschreckend wie lange es 
zwischen Auswahlgespräch und Möglich-
keit des Arbeitsbeginns dauert und wie 
lange es dauert, bis eine dem bisherigen 
Arbeitsleben gerecht werdende Stufenfest-
setzung feststeht. Ebenso wird sich damit 
schwer getan zu entscheiden, ob aufgrund 
des Mangels an Arbeitskräften eine höhe-
re Stufe vergeben werden kann. Es dauert 
unvertretbar lange bis ausgeschriebene 
und logischerweise vakante Stellen in den 
Justizvollzugsanstalten besetzt werden. 
Die Personal- und Verwaltungsleitungen 
der Justizvollzugsanstalten setzen viel 
Kraft und Energie in die Vorbereitung und 
Durchführung von Ausschreibungen und 
Vorstellungsgesprächen und werden eben-
so wie die Bewerberinnen und Bewerber 
regelmäßig verprellt durch viel zu lange 
Bearbeitungszeiten im Zentralamt. Und das 
alles in Zeiten des Arbeitskräftemangels. 

So schließen wir keine Lücken im Perso-
nalbestand. Zahlreiche Gespräche mit dem 
Amt und der Behördenleitung brachten 
bislang keinen gewünschten Erfolg. Für 
uns als LVHS ziehen wir das Resümee, dass 
die „Restrukturierung und Modernisierung 
der Verwaltung“ in der Justizbehörde für 
den Justizvollzug fatal gescheitert ist. Not-
wendige Entscheidungsprozesse werden 
verzögert und allzu oft Entscheidungen am 
Schreibtisch getroffen, ohne den Bezug zur 
Praxis zu haben. 

Der LVHS erwartet im Interesse der Mit-
arbeitenden im Justizvollzug Ursachen-
forschung und sofortiges Handeln bspw. 
durch die Rückkehr zur Eigenständigkeit 
der Verwaltungsadministration in Perso-
nalangelegenheiten ins „Amt für Justiz-
vollzug und Recht“ und hier speziell in die 
Hände von J1 (Justizvollzug). Und bis dahin 
sollten sich diejenigen, die mit den o.g. 
Entscheidungsprozessen befasst sind eher 
fragen, was im Interesse der Kolleginnen 
und Kollegen maximal möglich ist, statt Zeit 
und Energie zu opfern für die Frage, warum 
es nicht möglich sei. Es ist nicht die Zeit für 
überbordende Bürokratie und Verzögerun-
gen, sondern zum Anpacken und Handeln.

Rene Müller, Vorsitzender LVHS                 ■

Es geht mit großen Schritten voran mit 
der Qualifizierung in der JVA Billwerder. 
Nachdem mittlerweile sechs männliche, 
qualifizierte Gebäudereiniger in der JVA 
Billwerder ihre Weiter-Qualifizierung zum 
geprüften Objektleiter nach Bundesin-
nungs-Vorgaben durchlaufen und bestan-
den haben, wurde die Fachpresse (Ratio-
nell Reinigen) auf uns aufmerksam und hat 
einen großartigen Bericht über unsere Mo-
dulreihe gemacht. Damit nicht genug. Der 
Bericht hat viele Firmen auf uns aufmerk-
sam gemacht, die händeringend nach qua-
lifiziertem Personal suchen. Mittlerweile 

Wir Gebäudereiniger aus Billwerder
Erfolgreiche berufliche Qualifizierung in der JVA Billwerder

ist im Handwerker-Radio auch ein Podcast 
über uns zu finden. 

Ein großes Dankeschön an dieser Stelle 
an unsere Anstaltsleitung, die uns hier 
optimal unterstützt und an alle Beteiligten 
(Betriebsleitung, BEZ, Berufsschule, Über-
gangsmanagement), die alle mit ihrem un-
ermüdlichen Einsatz dafür sorgen, dass wir 
hier gut ausgebildete Qualifikanten nach 
ihrer Entlassung teilweise in den ersten Ar-
beitsmarkt bekommen.

Michael Porath, JVA Billwerder                   ■
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Parkplätze am Dienstort ein Luxusgut?
Die Hamburger Verkehrspolitik macht auch vor dem Justizvollzug nicht halt

Völlig irritierend und am Thema vorbei ist 
die Diskussion rund um die Parkplatzsi-
tuation der Justizvollzugsanstalten. Folgt 
man der Diskussion und den Argumenten 
der Behörden, dann stellt der Parkplatz 
in der Nähe von Dienstgebäuden einen 
geldwerten Vorteil dar, wenn der Arbeit-
geber diesen vorhält. Dies sieht der LVHS 
völlig anders, zwar ohne juristische Vor-
kenntnisse, aber mit einem Blick auf Ver-
ordnungen und Rechtsprechungen.

Es heißt u. a. (Quelle Internet www.hau-
fe.de) Gesetze, Vorschriften und Recht-
sprechung

Lohnsteuer: Bei überwiegendem 
eigen-betrieblichen Interesse des Ar-
beitgebers liegt kein Arbeitslohn vor,  
s. FinMin Nordrhein-Westfalen, 
Erlass v. 29.8.2006, S 2334 – 61 – V B 3.

Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeit-
nehmer einen Parkplatz verbilligt oder 
kostenlos, ist dieser Vorteil grundsätz-
lich kein Arbeitslohn, wenn von einem 
überwiegend betrieblichen Interesse 
des Arbeitgebers auszugehen ist. Glei-
ches gilt für die unentgeltliche Überlas-
sung eines vom Arbeitgeber für seinen 
Arbeitnehmer angemieteten Stellplat-
zes in einem Parkhaus in unmittelbarer 
Nähe zur ersten Tätigkeitsstätte.

Einschränkung:
Liegt der Parkplatz nicht in unmittel-
barer Nähe zur ersten Tätigkeitsstätte 
des Arbeitgebers, ist das überwiegend 
betriebliche Interesse des Arbeitgebers 
nicht mehr nachvollziehbar und es ent-
steht ein steuer- und beitragspflichtiger 
geldwerter Vorteil.

Der Arbeitgeber ist die FHH, die auch Ei-
gentümerin der Parkflächen ist. Aus Sicht 
des LVHS kann die o.g. rechtliche Verfah-
rensweise durchaus angewandt werden. 
Man muss dies in Hamburg nur wollen!

Mehr als zwei Drittel der Mitarbeitenden 
in den Justizvollzugsanstalten verrichten 
ihren Dienst im Schichtbetrieb inklusive 
Wochenenden und mehr als zwei Drittel 
kommen aus dem Hamburger Umland. 

Sie sind nicht zuletzt aufgrund des Man-
gels vorhandener Strecken des ÖPNV und 
deren Fahrtzeiten auf den PKW angewie-
sen. Bestes Beispiel ist der fehlende Nah-
verkehrsanschluss für die JVA Billwerder 
und der beschränkte Anschluss der JVA 
Hahnöfersand. Der Dienstbetrieb einer 
Justizvollzugsanstalt ist auf das Personal 
angewiesen. Jetzt sollte doch ein logisch 
denkender Mensch annehmen, eine Win-
win-Situation herstellen zu können. Der 
Arbeitgeber hält Parkplätze vor und der 
Mitarbeiter kommt pünktlich und weniger 
gestresst zum Dienst. In Hamburg scheint 
es so nicht gewollt. Stattdessen versucht 
die Stadt offensichtlich auch noch aus den 
dienstverrichtenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern Geld zu pressen. Wenn nicht 
durch teure Parktickets dann durch teure 
Strafzettel fürs „Falschparken“.  Und dabei 
steht vor vielen Justizvollzugsanstalten im 
Stadtgebiet Parkraum zur Verfügung. Die 
JVA Fuhlsbüttel beispielsweise hat rund um 
die JVA am Hasenberge ausreichend Park-
plätze. Diese sind aber nur für Anwohner 
unbegrenzt freigegeben. Besucherinnen, 
Besucher und Bedienstete dürfen maximal 
drei Stunden parken. Was für die Ersten 
durchaus ausreicht, ist verständlicherwei-
se für Dienstverrichtende viel zu kurz. Wer 
jetzt meint kein Problem, es werden z. B. 
Parkkarten für die JVA-Mitarbeitenden aus-
gegeben und für die Knöllchenschreiber 
gut sichtbar am PKW hinterlegt, liegt auch 
hier falsch. Kurzfristige Lösungen im Inter-
esse des Personals, Fehlanzeige.

Vor der Untersuchungshaftanstalt war der 
Parkraum schon immer eng, aber bis vor 
einigen Jahren hatten die Kolleginnen und 
Kollegen noch die Möglichkeit, Parkplätze 
vor der UHA kostenlos zu ergattern. Auch 
hier geht ohne Nutzungsentgelt für die 
Parkflächen unmittelbar vor dem Anstalts-
gelände nichts mehr.

Dabei liegen die Lösungen so nahe. Die 
FHH kann öffentlichen Parkraum den Mitar-
beitenden vor den Justizvollzugsanstalten 
unentgeltlich zur Verfügung stellen und 
mittels Parkkarten kennzeichnen lassen, 
ohne das es einen geldwerten Vorteil dar-
stellt.

Getreu dem Motto, warum ein-
fache Lösungen, wenn es auch 
kompliziert geht?

Auch hier bleibt zu resümieren, Personal-
pflege sieht anders aus. Wenn eine Park-
möglichkeit auch nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein der Mitarbeiterzufriedenheit 
und Wertschätzung zu sein scheint, so 
macht es die Masse an Unzulänglichkei-
ten und des Fehlens an Unterstützung zur 
Dienstverrichtung, die eine allgemeine Un-
zufriedenheit mit den Dienstherren fördert.

Rene Müller, Vorsitzender LVHS                  ■
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Zeit ist das, was man an der Uhr abliest. (Albert Einstein – 1879 - 1955)
Probleme mit der elektronischen Zeiterfassung

Seit Sommer letzten Jahres hat die Freie 
und Hansestadt Hamburg (FHH) ein neues 
e-Zeit System. 

Bei einigen Behörden der FHH mag es mehr 
oder weniger funktionieren, jedoch leider 
nicht bei jeder. 
So nun auch bei einer Zahl von Angestell-
ten in der JVA Fuhlsbüttel. Seit über einem 
halben Jahr heißt es: „wer hat an der Uhr 
gedreht…“

Die Unzufriedenheit der Mitarbeitenden mit 
elektronischen Zeiterfassungssystemen 
aufgrund ihrer Unzuverlässigkeit ist ein 
weit verbreitetes Problem in vielen Unter-
nehmen. Nun auch hier in unserer Behörde. 
Diese Systeme sollen die genaue Erfassung 
von Arbeitszeiten ermöglichen, aber oft fal-
len sie hinter den Erwartungen zurück und 

führen zu Frustration und Unzufriedenheit 
bei den Bediensteten.

Ein Grund für die Unzuverlässigkeit dieser 
Systeme ist ihre Anfälligkeit für technische 
Probleme. Softwarefehler, Hardwareaus-
fälle und Netzwerkprobleme können dazu 
führen, dass Daten nicht korrekt erfasst 
werden oder sogar verloren gehen. Dies 
kann zu falschen Arbeitszeitaufzeichnun-
gen führen, die dann mühsam korrigiert 
werden müssen, was Zeit und Ressourcen 
verschwendet und zu Verwirrung und Kon-
flikten zwischen Kolleginnen und Kollegen 
und den Arbeitgebern führt.

Ein weiteres Problem ist die mangelnde 
Flexibilität. Viele Systeme sind starr und 
unflexibel in Bezug auf Arbeitszeitmodelle 
und -regelungen, was dazu führen kann, 

Wenn vor lauter Digitalisierung keiner mehr den Überblick hat
Das Problem mit der Zeiterfassung

Seit mehreren Monaten kommt es bei den 
Zeitbuchungen der Tarifangestellten, ins-
besondere in der JVA Fuhlsbüttel, wieder-
holt zu Fehlbuchungen der Arbeitszeiten 
und Urlaubstage. Bereits vor mehreren 
Wochen tauchte diese Art Fehlbuchung die 
ersten Male auf. Die Kollegen gehen noch 
mit 30 Stunden im Plus in den Feierabend 
und kommen am Folgetag mit 80 Stunden 
im Minus zum Dienst. Die Zeiterfassung in 
SP-Expert einmal durcheinandergewürfelt, 
Urlaubstage vermeintlich verschwunden, 
die hinterlegten Zeiten nicht mehr nachvoll-
ziehbar. Der Personalrat und der LVHS hat 

sich dem Thema umgehend angenommen 
und mit den beteiligten Stellen gesprochen 
und recherchiert. Doch wo liegt der eigent-
liche Fehler? Das kann abschließend leider 
noch nicht festgestellt werden. Eine der 
Fehlerquellen stellt das Softwareprogramm 
SP-Expert dar. Doch kann niemand falsch 
hinterlegte Datensätze oder Programmfeh-
ler beheben? 

Eine Vorstellung, die uns in der Gewerk-
schaft auf den Plan bringt und in der freien 
Wirtschaft undenkbar wäre. Wir leben in 
einem Land der Technik und Innovation, 

fahren elektrische Autos und sprechen mit 
unseren Elektrogräten. Das ordnungsge-
mäße, elektronische Erfassen der geleis-
teten Arbeitszeit sollte kein Anspruch sein, 
dem der Arbeitnehmer hinterherläuft, son-
dern vielmehr die vordringliche Pflicht des 
Arbeitgebers. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, WIR las-
sen euch nicht allein mit dem Thema! In Ge-
sprächen mit den Anstalten, der Fachlichen 
Leitstelle sowie der BJV kümmern wir uns 
um eine schnellstmögliche Lösung.

Fenna Grehm, Tarifvertreterin  LVHS         ■

dass bestimmte Arbeitszeitarrangements 
nicht korrekt erfasst oder abgebildet wer-
den können. 
Insgesamt ist die Unzufriedenheit der Mit-
arbeiter mit nicht funktionierenden bzw. 
richtig eingestellten Zeiterfassungssyste-
men ein ernsthaftes Anliegen, das die Pro-
duktivität und Moral beeinträchtigen kann. 
Unsere Behörde sollte sich dieser Proble-
me bewusst sein und sicherstellen, dass sie 
ein zuverlässiges und benutzerfreundliches 
System implementieren, um die Zufrieden-
heit ihrer Bediensteten zu gewährleisten 
und eine korrekte Zeiterfassung zu ermög-
lichen. 

Ansonsten könnte man wieder auf die alt-
hergebrachten Stechuhren zurückgreifen. 

Tina Klix, JVA Fuhlsbüttel                            ■
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

im September 2023 informierte ich Sie / 
Euch über die Möglichkeit, auch in 2024 
wieder an Fahrten – organisiert durch den 
LVHS – teilzunehmen.

Gelegenheit gibt es bereits am 
25. September 2024: 
Schiffsfahrt auf der Wakenitz.

Die Busfahrt mit dem BRH ( Bund der Ruhe-
standsbeamten, Rentner und Hinterbliebe-
nen) beginnt ab 10:00 Uhr vom ZOB HH. Auf 
dem Weg nach Ratzeburg wird zum Mittag 
eingeladen. Nach der Freizeit in Ratzeburg 
ist Treffpunkt am Schiffsanleger. Wir fahren 
dann auf der Wakenitz nach Lübeck. Wäh-
rend der Schiffsreise gibt es Kaffee und Ku-
chen. Von Lübeck geht es dann wieder mit 
dem Bus nach Hamburg. 

Nichtmitglieder zahlen 66 €. 
Mitglieder zahlen 33 €.

Seniorenbetreuung 2024 
Fahrtangebote im Herbst und Winter

Am 05.12. könnte – 
bei rechtzeitiger Anmeldung – 
der Besuch in dem Schokoladen-
museum Hachez (Meßberg 1)
ab 15:00 Uhr beginnen. 

Anschließend ist eine Hafenrundfahrt bei 
Wein und Käse ab den Landungsbrücken 
für ca. 1,5 Std. geplant. 

Der Schiffsführer weist auf die wichtigsten 
Sehenswürdigkeiten w. z. B. den Docks, die 
Hauptkirche St. Michaelis, die Elbphilhar-
monie, die neue HafenCity und Teile der 
historischen Speicherstadt der Hansestadt 
hin. 

Nichtmitglieder zahlen 63 € 
Mitglieder: 33 €.

Bitte teilen Sie mir bzw. teilt mir Eure 
Reservierungen bis zum 
2. Mai 2024 
per E-Mail: 
senioren@lvhs-hamburg.de mit.

Anschließend soll im Mai die Resonanz ver-
öffentlicht werden. Ich teile dann mit, ob 
die Fahrten stattfinden können.

Mit freundlichen Grüßen

Thomas Barendt 
LVHS Seniorenvertreter                               ■
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Am 8. Oktober 2023 wurden die Hessen 
und Hessinnen aufgerufen ihre Stimme 
abzugeben. Rund 66 Prozent folgten den 
Ruf an die Wahlurnen. Insgesamt standen 
21 Wahlvorschläge zur Verfügung. 

Politische Entscheidungen beeinflussen 
das Leben der Menschen in der Region. In 
der Hoffnung auf eine starke und stabile 
Regierung, die in der Lage ist, die Inter-
essen der Menschen effektiv zu vertreten, 
haben die Wähler und Wählerinnen an die 
Wahlurnen gezogen. Mit ihrer Stimme wer-
den sie die Gestalter der politischen Zu-
kunft in Hessen.

Der Wahlslogan der CDU Hessen laute-
te „Wir wollen Hessen weiterführen“ und 
„mit Wertschätzung für Bodenständigkeit 
und heimische Produkte“ spiegelte die po-
litischen Ziele und Botschaften mit Erfolg.  
52 Sitze für den Landtag konnten gewon-
nen werden. Eine Zeit der Verhandlungen 
folgte. Würde die CDU wieder eine Koa-
lition mit den Grünen eingehen. Frei nach 

dem Motto „weiter“ so? Oder wurde mit  
der SPD „geliebäugelt“? Die SPD verlor 
gegenüber der letzten Landtagswahl im-
merhin 6 Sitze. Wer würde der Partner der 
CDU werden? Die Verhandlungen wurden 
wohl sehr sorgfältig geführt. Die Abstim-
mung der jeweiligen politischen Ziele und 
Prioritätensetzung will wohl überlegt sein 
und muss von den Mitgliedern der Partei 
gestützt und getragen werden. 
Das erste Mal, in der Geschichte des Bun-
deslandes Hessen, haben wir ein schwarz-
rotes Bündnis. Die gemeinsamen politi-
schen Nenner der beiden hatten wohl die 
allermeisten Übereinstimmungen. 

Am 18. Januar wurde der Koalitionsvertrag 
zwischen der CDU und der SPD geschlossen 
und verkündet. Wollen wir hoffen, dass ein 
Miteinander der politischen Kräfte gelingen 
mag. Mit einem Blick in die Bundespolitik 
sind wir alle nicht sonderlich verwöhnt. Wir 
hoffen auf ein gutes Miteinander, um echte 
Lösungen für zahlreiche Problemlagen fin-
den zu können. 

Landtagswahl in Hessen

Die 21. Legislaturperiode des hessischen 
Landtages kann beginnen. Unser hessi-
scher Ministerpräsident darf Hessen wei-
terführen. Unser hessisches Justizministe-
rium ist seit dem 18. Januar das hessische 
Ministerium für Justiz und für den Rechts-
staat. Neben einer neuen Ressortbezeich-
nung haben wir einen neuen Justizminister 
bekommen. 

Christian Heinz (CDU) aus dem Team von 
Boris Rhein (CDU) löst unseren bisherigen 
Justizminister Herrn Prof. Dr. Poseck im 
Amt ab.

Herr Prof. Dr. Poseck war von 2022 bis  
zum Januar 2024 unser Justizminister. Seit 
2024 wechselte er ins Innenministerium.  
Im Amt als unser Innenminister trennen  
sich unsere Wege. Schnittstellen werden 
wir behalten. Aktuell laufen die Tarifver-
handlungen. Unser neuer Innenminister ist 
der Verhandlungsführer. Wir sind gespannt, 
wie unsere Tarifverhandlungen laufen  
werden.                                                          ■

Der Gewerkschaftstag 2023 war ein Ge-
werkschaftstag der Superlative. Ehrenvor-
sitzender Heinz-Dieter Hessler wurde für 
seine 50-jährige Mitgliedschaft geehrt, 

BSBD-Gewerkschaftstag 2023 
Wilma Volkenand zur neuen Landesvorsitzenden gewählt

davor führte er den BSBD Hessen über 27 
Jahre. Birgit Kannegießer wurde für ihre 
25-jährige Mitgliedschaft geehrt, 14 Jah-
re war sie wiederum Landesvorsitzende. Im 
gleichen Jahr wie Birgit Kannegießer (1998) 
trat auch Landeskassiererin Melanie Peil in 
den BSBD ein, auch sie erhielt die silberne 
Ehrennadel des Verbands. 

Für Birgit Kannegießer war es zugleich 
der letzte Gewerkschaftstag, in der Stich-
wahl am 5. November setzte sie sich mit 
59,64 % gegen ihre grüne Mitbewerberin 
durch; am 26.04.2024 tritt sie das Amt  
der Bürgermeisterin in ihrer Heimatge-
meinde Seeheim-Jugenheim an. 
Folglich war Birgit Kannegießers Begrü-
ßungsrede 2023 gleichzeitig ihre Ab-
schiedsrede. Ganz deutlich, klar und präzi-
se schilderte sie die nicht mehr tragbare 
Arbeitssituation im Justizvollzug. Es ist 
nicht mehr fünf vor zwölf, mittlerweile – so 
Kannegießer – stehe die Uhr auf 10 nach 

12, der Kipppunkt sei überschritten. Die 
Zahl der mangels Personal nicht mehr be-
setzbaren Positionen sei immens, der viel 
zu hohe Anteil der AVD-Tarifbeschäftigten 
beeinträchtigt die Einsatzplanung vor Ort in 
den Anstalten. Junge Kolleginnen und Kol-
legen im Tarifbeschäftigtenverhältnis, so 
Kannegießer, warten teilweise über 2 Jah-
re auf einen Ausbildungsplatz. Ihre Stamm-
dienststellen können sie mangels Neuein-
stellungen faktisch nicht ziehen lassen, die 
Ausbildungskapazitäten sind zu niedrig für 
den eigentlichen Ausbildungsbedarf. Die 
Zahl der Kündigungen ist erschreckend. 
Und auf der anderen Seite der Gitter neh-
men die Verhaltensauffälligkeiten, nicht 
vorhandene Verhaltenssteuerung oder gar 
Absprachefähigkeit zu.  „Wir brauchen drin-
gend gesonderte Sicherheitsstationen“, 
so Birgit Kannegießer, um die Stationsbe-
diensteten zu entlasten. Die Sorge, dass 
dort niemand arbeiten wolle, teilte Kanne-
gießer in ihrer Rede gar nicht.  

Die scheidende Landesvorsitzende Birgit  
Kannegießer eröffnete den BSBD-Gewerk-
schaftstag 2023
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Immer neue Aufgabenstellungen sowie der 
vordergründig auf Behandlung ausgerich-
tete hessische Justizvollzug nehmen dabei 
keinerlei Rücksicht auf die schreienden 
Personallöcher. Der „Feuerzeugerlass“ sei 
beispielhaft für das Schwarze-Peter-Spiel, 
das mit den Mitarbeitenden getrieben wer-
de. Wenn was passiert, sind diejenigen 
ganz unten schuld. 

Der fortdauernd hohe Krankenstand treibe 
alle Bediensteten um, hier sei mittlerweile 
ziemliche Handlungsunfähigkeit gegeben 
– und das zu Lasten der Sicherheit. Das 
können die Verbleibenden nicht mehr auf-
fangen und sie sind es leid, sich dafür zu 
rechtfertigen, dass sie auf ihren Ruhetag 
weder verzichten wollen noch verzichten 
können. Die langjährige Diskussion um die 
richtige Berechnung der Ausfallquote löse 
das grundsätzliche Problem nicht. Gleich-
zeitig steigt die Gefangenenbelegung 
wieder kontinuierlich. Aber es sind auch 
die eigentlich kurzstrafigen Gefangenen, 
die mit ihren Verhaltensauffälligkeiten die 
Bediensteten massiv fordern. Kannegie-
ßer, auf 37 Dienstjahre zurückschauend, 
hinterfragte kritisch das Vollzugsziel der 
Resozialisierung. Bei allem Bekenntnis zu 
einem humanen Justizvollzug bleibt doch 
zu fragen, ob dieses Ziel tatsächlich noch 
realisierbar ist. Die Handlungsfähigkeit 
schwindet dahin. So nehmen diejenigen 
den Alltag wahr, die Dienst vor Ort auf den 
Stationen leisten. Und bis heute haben sie 
den Eindruck, dass dies niemanden interes-
siert. Niemand fragt, wie sich dieser Alltag 
erleichtern bzw. optimieren lässt. 

Die junge Generation, so Kannegießer,  ist 
wechselbereit, sie geht, wenn es ihr nicht 
gefällt, entscheidet schnell, zahlt auch den 
Anwärtersonderzuschlag zurück. Pensi-
onsansprüche und sicherer Arbeitsplatz 
haben keine Priorität – sie leben jetzt, sie 
interessiert, wieviel Geld sie jetzt haben. 

Die Fortdauer der verfassungswidrigen 
Besoldung bei gleichzeitig deutlich ange-
hobenem Bürgergeld lässt das Fass über-
laufen, verstärkt Resignation und innere 
Kündigung. Die Empörung über die Verfas-
sungswidrigkeit hierüber ist mittlerweile 
nicht mehr in den Griff zu bekommen. Der 
Wegfall der Besoldungsgruppe A 5 führe 
nun dazu, dass die Vollzugsbediensteten in 
der Besoldungshierarchie wieder ganz un-
ten angekommen sind, die schwierige Auf-
gabe Justizvollzug werde in keiner Weise 
mehr honoriert. Hier könne nur noch eine 
sehr deutliche Anhebung der Vollzugszu-
lage helfen, die dann aber auch ruhege-
haltsfähig sein müsse. Mit dem Streichen 
der A 5 sei ein ganz deutlicher Verstoß 
gegen den Grundsatz der funktionsgerech-
ten Besoldung gegeben, aber auch das 
interessiert – die da oben – offensichtlich 
auch nicht. Unten in der Besoldungstabel-
le reicht ein Federstrich, aber wehe, wehe, 
in den oberen Besoldungsgruppen soll 
mal ein „Fuffi“ gestrichen werden. Auch 
müsse die Anhebung der Eingangsämter 
des Justizvollzugs nachgedacht werden, 
wenngleich klar ist, dass hier nur das Pro-
blem nach oben verlagert wird. Auch für 
die Bereichsleitungen müsse dringend et-
was getan werden, denn wer sich für diese 
Führungsposition des AVDs entscheidet, 
legt durch den Wegfall der Schichtzulagen 
faktisch Geld drauf und verdient durch den 
Wegfall der Schichtzulagen weniger als die 
eigenen Mitarbeiter*innen. Die Leitungs-
spanne sei in vielen Vollzugsabteilungen 
viel zu hoch, der riesige Strauß an Aufga-
ben könne schlicht nicht mehr erfüllt wer-
den. Dies belaste das Arbeitsklima und die 
Zusammenarbeit elementar, denn gerade 
auf dieser Ebene, so Kannegießer, sei die 
Zeit für Mitarbeiterführung, Gespräch und 
Auseinandersetzung wichtig. 

Ein weiterer Vorschlag kostet dagegen 
nichts, so die scheidende Landesvor-

sitzende, sie appellierte an Justizminister 
Poseck: „erlauben Sie bitte den Uniform-
trägern, Tattoos offen zu tragen. Heben Sie 
die Pflicht zum Verdecken der Tattoos 
auf. Hier werden die Kolleginnen und Kolle-
gen ganz besonders belastet. Tattoos gel-
ten heute als „Körperschmuck“. Ob das der 
älteren Generation nun gefalle oder nicht, 
der Wertewandel müsse akzeptiert werden. 
Kannegießer verwies auf die Kolleginnen 
und Kollegen der Polizei, die trotz Tattoos 
an den Armen im Sommer Kurzarmblusen 
und -hemden tragen. Dies werde dort gedul-
det. Bei aller Personalnot kann es sich der 
Justizvollzug schlicht nicht mehr leisten, hier 
bei den bisherigen Auflagen zu bleiben, es 
bringe den Justizvollzug auch nicht weiter, 
auf das Tattooverbot zu bestehen. 

Justizminister Dr. Poseck sagte übrigens 
die Überprüfung dieser Vorschrift in sei-
nem Grußwort zu, er werde sich hierzu 
ins Benehmen mit dem Innenministerium 
setzen, um liberale Regelungen zu finden. 
Verschiedene Forderungen des BSBD Hes-
sen, wie beispielsweise die 45 zusätzlichen 
Ausbildungsstellen, die Anhebung der Ein-
gruppierung des AVDs bei Einstellung in die  

Ehrenvorsitzender Heinz-Dieter Hessler wird für 50 Jahre Mitgliedschaft im BSBD geehrt

2 x 25 Jahre; Birgit Kannegießer und Melanie 
Peil erhalten die silberne Ehrennadel für 25 
Jahre Mitgliedschaft

Justizminister Dr. Poseck bei seinem Grusswort
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EG 6, die Anhebung der DUZ sowie der An-
wärtersonderzuschlag für die Auszubilden-
den des mittleren Verwaltungsdienstes, 
wurden bereits umgesetzt. Die Nachwuchs-
gewinnung, so Poseck, bleibe eine zentrale 
Aufgabe für alle im Justizvollzug. Er dank-
te allen Bediensteten ganz ausdrücklich 
für ihren Einsatz. Er räumte notwendige 
Verbesserungen bei der Besoldung der 
Vollzugsbediensteten ein (Anhebung des 
Eingangsamtes, Erhöhung der Vollzugszu-
lage) und er werde sich persönlich dafür 
einsetzen. Es sei allerdings nicht alles er-
füllbar, dabei verwies Poseck auf die ange-
spannte Haushaltslage des Landes Hessen 
in schwierigen gesamtgesellschaftlichen 
Zeiten. Umso wichtiger sei es deshalb, den 
Zusammenhalt zu stärken und die richtigen 
Schwerpunkte zu setzen. 

dbb-Landesvorsitzender Heini Schmitt 
appellierte in seinem Grusswort  an die 
anwesenden Delegierten, sich an den 
Warnstreikaktionen im Rahmen der nun 
anstehenden Tarifverhandlungen für den 
TV-H massiv zu beteiligen. In anderen Bun-
desländern sei die Teilnahme doppelt bis 
dreimal so hoch gewesen als in den vergan-
genen Jahren. Das geht in Hessen auch! 
Die Kolleginnen und Kollegen waren dort 
massiv auf die Straße gegangen, um ihrem 
Unmut über mangelhafte Bezahlung und 
massive Personalnot Luft zu machen. Es sei 
schon lange nicht mehr nur ein Fachkräf-
temangel im öffentlichen Dienst gegeben, 
sondern hier mache sich ein Arbeitskräf-
temangel breit. Der öffentliche Dienst, so 
Schmitt, müsse dringend wieder ins Laufen 
gebracht werden, damit er seine Aufgaben 
wieder erledigen könne. 

Die Übertragung des demnächst auszuhan-
delnden Tarifergebnisses auf die Beam-
tenbesoldung sei im Übrigen eine weitere 

Möglichkeit und Chance auf dem Weg zur 
verfassungsgemäßen Besoldung. 

Für die CDU-Fraktion des hessischen Land-
tags sprach (zum ersten Mal) Frau Land-
tagsabgeordnete Birgit Heitland, die SPD 
wurde durch Landtagsabgeordnete Tanja 
Hartdegen vertreten. Für die AFD sprach 
Landtagsabgeordneter Dirk Gaw. Der Rei-
gen der Grußworte wurde schließlich durch 
den 1. Stadtrat der Stadt Butzbach Michael 
Mentz geschlossen. Michael Mentz ist den 
Vollzugskolleginnen und -kollegen gut be-
kannt, er war viele Jahre Leiter der Justiz-
vollzugsanstalt in Rockenberg gewesen. 

Neben der Landesvorsitzenden Birgit 
Kannegießer wurde der stellvertretende 
Landesvorsitzende Karsten Müller verab-
schiedet, er hatte die Mitgliederverwaltung 
als besonderes Aufgabenfeld innerhalb 
des Landesvorvorstands inne.  Karsten 
Müller habe, so Kannegießer, unendlich 
viele Stunden, Abende, Wochenenden und  
dienstfreie Tage eingesetzt, um den Mit-
gliederbestand zu pflegen. Die Einführung 
der VEWA-Mitgliederverwaltung wäre ohne 
Karsten Müller nicht realisierbar gewesen. 
Es war ein Schock, als der dbb-Bund, die-
ses Programm kurzfristig abkündigte. Gut, 
dass Karsten Müller, die bisherige Datei pa-
rallel weitergepflegt hatte. 

Darüber hinaus dankte Birgit Kannegießer 
Kollege Moritz Otto, der Ende 2022 nach 
dem Ausscheiden des bisherigen Landes-
geschäftsführers spontan bereit war, diese 
Position kommissarisch zu übernehmen.

Mit 80,43 % wurde Kollegin Wilma Volken-
and aus der JVA Kassel I am Nachmittag zur 

Der neu ergänzte Landesvorstand mit Thomas Meier, Gerd Gohla, Husam Sanori, Wilma Volkenand, 
Torsten Gürtler, Christian Otto, Melanie Peil und Florian Haas

dbb-Landesvorsitzender Heini Schmitt bei sei-
nem Grusswort 

neuen Landesvorsitzenden gewählt. Wilma 
Volkenand gehört dem BSBD Hessen seit 
vielen Jahren an, sie ist sehr engagierte 
Personalratsvorsitzende in der JVA Kassel 
I, gehört dem HPR Justizvollzug bereits in 
der 2. Wahlperiode an und war dort stell-
vertretende HPR-Vorsitzende. Wilmas 
Marke ist das direkte Wort, ihr Einsatz und 
ihre Standhaftigkeit. Sie setzt sich ein und 
macht sich stark für alle Kolleginnen und 
Kollegen. 

Zum Landesgeschäftsführer wurde Kollege 
Husam Sanori (OV Weiterstadt) gewählt, 
der nun gemeinsam mit Torsten Gürtler (OV 
Schwalmstadt) in den Landesvorstand ein-
zog. Beide hatten sich im bisherigen „Netz-
werk freier Wähler“ eingebracht, das nun 
als sogenannte freie Liste aufgelöst wurde, 
um den BSBD Hessen als Fachgewerkschaft 
zu verstärken. Torsten Gürtler übernahm als 
neu gewählter stellvertretender Landesvor-
sitzender die Position des Tarifvertreters, 
die zuvor die neu gewählte Landesvorsit-
zende Wilma Volkenand inne hatte. 

Christian Otto, Ortsverbandsvorsitzender 
Frankfurt I übernahm die Position von Kars-
ten Müller, er wurde zum stellvertretenden 
Landesvorsitzenden mit Schwerpunkt Mit-
gliederverwaltung gewählt. Darüber hin-
aus ist er zuständig für den Social Media-
Account und Webseite des BSBD Hessen. 
Birgit Kannegießer wurde nach Abschluss 
der Wahlen von den BSBD-Delegierten ein-
stimmig zur Ehrenvorsitzenden gewählt. 

Wilma Volkenand wurde 4 Tage nach dem 
Gewerkschaftstag am 5.12.2023 auch zur 
HPR-Vorsitzenden gewählt und folgte auch 
dort auf Birgit Kannegießer.                        ■
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verschiedene Friedensbewegungen wie  
z. B. „Friday for Future“ und Mieterbünd-
nisse sowie Flüchtlings- und Menschen-
rechtsorganisationen sein. Besonders nahe 
waren der Fraktion „die Linke“ die Gewerk-
schaft Ver.di. 

Als Landesverband haben wir in vergan-
genen Jahren regelmäßige Gespräche mit 
der justizpolitischen Sprecherin der Frak- 

Bei der Landtagswahl am 8. Oktober 2023 
erhält „die Linke“ nur 3,1 Prozent der Stim-
men. Die Partei, die sich für die soziale 
Sicherheit und den Kampf gegen Armut 
eingesetzt hat wird im hessischen Landtag 
in der 21. Legislaturperiode nicht mehr ver-
treten sein. 

Elisabeth Kula und Jan Schalauske führen 
die Fraktion „die Linke“ als Doppelspitze. 
Die Themenschwerpunkte Fraktion haben 
die Menschen, die zur Wahlurne gingen 
nicht überzeugen können. Schwerpunkte 
der Partei waren der Widerstand gegen die 
Rodung des Dannenröderwaldes; gegen 
den weiteren Ausbau der A 49 und gegen 
den Ausbau des Frankfurter Flughafens. 
Gemeinsam mit Bürgerinitiativen haben 
„die Linken“ viel Wert auf eine gerechtere 
Gesellschaft und soziale Sicherheit gelegt. 
Besonders nahe waren und werden be-
stimmt nun auch außerparlamentarisch 

Der Tag kam näher, erst in weiter Fer-
ne und doch sehr schnell so nah. Ab-
schiednehmen, auf Wiedersehen sagen 
und damit verbunden einen neuen Le-
bensabschnitt beginnen, so war es am 
26.01.2024 für Birgit.

Mit der Bewerbung um das Bürgermeister-
amt für ihre Gemeinde ging es los, harter 
Wahlkampf, der eigentliche Wahltag und 
dann noch ab in die Stichwahl, welche sie 

zur Wahlsiegerin kürte – neues Amt Bürger-
meisterin – herzlichen Glückwunsch.

37 Jahre hessischer Justizvollzug 
mit Leib und Seele – das ist und 
war Birgit Kannegießer. 

37 Jahre in Worte zu fassen, kaum möglich, 
aber wir versuchen es einmal.
Alles begann mit der Laufbahnausbildung 
im hessischen Justizvollzug, eine große An-
zahl an vielseitigen Aufgaben folgten. Birgit 
war überall zu finden, ob in den südhes-
sischen Anstalten, im Ministerium, in der 
Schwalm oder dann auch als Abteilungslei-
tung im VCC Süd und zuletzt im Haupthaus 
des H. B. Wagnitz-Seminars. 
Die Reorganisation der Verwaltungs-Com-
petence-Centren war eine Mammutaufga-
be. Es beinhaltete viele schlaflose Nächte, 
viel Schweiß und viel Tinte, doch Birgit 
kämpfte für die Bediensteten. 

Doch das oder vielmehr ihr Hauptanliegen 
seit vielen Jahren ist das Gremium der 
Personalvertretung und Gewerkschaft. 
Wenn jemand Paragraphen aus dem HPVG 

Verabschiedung Birgit Kannegießer
Auf Wiedersehen … 37 Jahre hessischer Justizvollzug … eine Ära geht zu Ende

Birgit Kannegießers
Abschiedsrede

kennt und zitieren kann – dann Birgit. Das 
Einbeziehen der Gremien eine Herzens-
angelegenheit. Dies betonte auch unser 
Abteilungsleiter des HMdJ und für den 
Rechtsstaat Herr Dr. Böhmer in seiner Ab-
schiedsrede.  

Am 26.01.2024 waren viele Freunde, 
Wegbegleiter und Kollegen aus den ver-
schiedensten Ecken unseres Landes er-
schienen. Alle Reden waren persönlich 
auf Birgit zugeschnitten, sogar ein Gedicht 
des ehemaligen Abteilungsleiter Manfred 
Kräuter war darunter. Die Eröffnungsrede 
hielt der amtierende Behördenleiter des H. 
B. Wagnitz-Seminar Herr Thomas Puffert. 
Auch sein Vorgänger Gerhard Albrecht ließ 
es sich nicht nehmen, goodbye zu sagen. 
Das Schlusswort lag bei Birgit selbst, zum 
Ende kamen die Tränen, der Abschied war 
nun da. In netter Runde und vielen kleinen 
Leckereien klang der Tag aus. Aber dem 
BSBD bleibt Birgit als Ehrenvorsitzende er-
halten. 
Für dein neues Amt wünschen wir Dir, liebe 
Birgit, alles erdenklich Gute und vielleicht 
sieht man sich auf einer der nächsten Sit-
zungen wieder. Bleib gesund.                     ■ 

Wahlen gestalten und verändern 

16 Jahre Die Linke im Hessischen Landtag

Elisabeth Kula und Jan Schalauske

Fo
to

s: 
BS

BD
 –

 H
es

se
n



35   HESSENDER VOLLZUGSDIENST  2 | 2024

Unser Plan Stefan Weber mit „großem 
Bahnhof“ zu verabschieden ging leider 
nicht auf. Wie das Leben so spielt, war un-
ser Ehrengast am Tag des Gewerkschafts-
tages dienstlich verhindert. Besonders klei-
ne Anstalten können kaum mehr Ausfälle 
kompensieren. Nur gut, dass die Kollegen-
schaft oft bereit ist den Karren zu ziehen. 

Jörg Eckerth wurde auf der Jahreshaupt-
versammlung zum neuen Vorsitzenden des 
Ortsverbandes Limburg gewählt. Als Stell-
vertreter wurde Torben Schmehl gewählt. 
Die Schriftführung übernimmt Dennis Kle-
bach und Rebecca Haberländer kümmert 
sich um die Finanzen. 

Der scheidende Vorsitzende ehrte den zu-
künftigen Vorsitzenden für seine 20 jährige 
Tätigkeit im Vorstand des OV´s Limburg.

Wir wünschen dem neuen Vorstand stets 
ein gutes Geschick bei der Ortsverbands-
arbeit.                                                              ■

tion „die Linke“ im Kontakt gestanden. Frau 
Saadet Sönmez haben wir eher weniger im 
Gespräch wahrgenommen. Frau Marjana 
Schott und Frau Christiane Böhm behalten 
wir als rege und besonders kompetente 
Gesprächspartner im Gedächtnis. 

Gerne sind wir der Einladung zum Abschied 
aus der Parlamentarischen Arbeit gefolgt. 
Am 10.01.2024 verabschiedete sich die 
Fraktion „die Linke“. Mit einer Delegation 
unseres Landesverbandes waren wir mit 
dabei. Wir wünschen allen Fraktionsmit-
gliedern viel Zuversicht und Kraft. Es wird 
wohl viel Ausdauer und Engagement nötig 
sein, um bei der nächsten Landtagswahl 
einen erneuten Versuch in den Hessischen 
Landtag einziehen zu können zu starten. ■ 

Delegation des BSBD Hessen v. l. Melanie Peil; Heinz-Dieter Hessler (Ehrenvorsitzender); Christiane 
Böhm (die Linke) Wilma Volkenand und Torsten Gürtler

Eine Ära geht zu Ende 

Nach 25 Jahren im Vorsitz verabschiedet 
sich unser Stefan. Am 16.11.2023 hat er sei-
ne letzte Jahreshauptversammlung als Vor-
sitzender des Ortsverbandes einberufen 
und eröffnet. 

Hessens kleinste Anstalt
Limburg

Unter den Teilnehmern der Jahreshauptver-
sammlungen waren neben den Mitgliedern 
aus dem Ortsverband der ehemalige An-
staltsleiter der JVA Limburg. Herr Manfred 
Radde. Stellvertretend für den Landesvor-
stand hat Florian Haas übernommen. 

Stefan Weber war für uns im Landesvor-
stand ein ganz besonderer Ortsverbands-
vorsitzender. Mit Kampfgeist und Ausdauer 
hat er maßgeblich dazu beigetragen, dass 
die JVA Limburg nicht geschlossen wurde. 
Stefan hat seine sehr guten Kontakte zur 
Politik genutzt. Um das Kleinod Limburg 
wurde gekämpft. Neben der Politik hat un-
sere langjährige nun ehemalige Vorsitzende  
Birgit Kannegießer mit um den Erhalt der  
Anstalt gekämpft. Der Kampf hat sich ge-
lohnt. Die JVA ist am Netz. Ohne seinen 
aktiven Widerstand wäre die Schließung  
mit hoher Wahrscheinlichkeit vollzogen 
worden. 
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Gaststätte Turnhalle Limburg

JVA Limburg (Foto aus der Rhein Zeitung) 

v. l.: Stefan Weber und Jörg Eckerth
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Unsere erste Vorstandssitzung führte uns 
in die kleinste Anstalt Hessens. Dort wur-
den wir unglaublich warmherzig von der 
Anstaltsleiterin Carmen Röhrig und dem 
Ortsverbandsvorsitzenden Jörg Eckerth 
empfangen. Als Überraschung für uns war 
Stefan Weber vor Ort. Extra für uns ist er in 
die Anstalt gekommen. Resturlaub; Mehrar-
beit und LAK Stunden sorgten dafür, dass 
er bereits „auf Probe“ den zukünftigen Ru-
hestand „fühlen“ darf. 

Gemeinsam mit den Limburgern haben wir 
zahlreiche Themen, die der Vollzug zu bie-
ten hat, besprochen. Die großen Herausfor-
derungen die kleine Anstalten bei Perso-
nalausfällen haben. Das Zusammenrücken, 
wenn eben ein Mensch aus den eigenen 
Reihen ausfällt. Ja und auch die Freude 
und das Leid, dass gemeinsam getragen/
ertragen wird. 

Wir haben gemeinsam in die Vergangen-
heit geblickt. Als die Schließung drohte. 
Über die Mühe. Über die Fassungslosigkeit, 
die aus dem Nichts zu kommen schien. 

Die Vorzüge die Limburg hat konnten wir 
spüren. Die große Empathie als von Schick-
salsschlägen, die einen der ihren getroffen 
hatte. Wir werden unsere erste Vorstand-
sitzung nie vergessen. Gut das wir Limburg 
ausgewählt haben. 

Landesvorstandssitzungen:  Wir bleiben in Limburg 
Seit dem Gewerkschaftstag in Butzbach am 01.12.2024 sind wir als neuer Vorstand 
des BSBD Hessen im Amt. 

Jörg zeigte uns die Anstalt. Machte uns auf 
die Nähe zu den Gerichten und zur Polizei 
nochmals optisch aufmerksam. Stefans Er-
zählungen wurden nun für uns bildlich. So-
gar an eine Mittagsverpflegung haben „die 
Limburger“ gedacht. Gestärkt und voller 
Tatendrang widmeten wir uns nach dem Es-
sen (das super lecker war) wieder unserer 
Tagesordnung. 

Unsere Agenda ist übervoll.
Noch immer. 

Der Wechselzeitpunkt für ein neues Team 
der Landesleitung ist der denkbar schlech-

v. l.: Carmen Röhrig und Jörg Eckerth

teste Zeitpunkt gewesen. Im Mai findet die 
Personalratswahl statt. Gewählt werden 
neben den örtlichen Personalräten und 
Anwärtervertretungen (Jugend- und Aus-
zubildendenvertretung) auch der Haupt-
personalrat sowie die Hauptjugend- und 
Auszubildendenvertretung. Die Vorberei-
tungen zur Wahl und die Tarifverhandlun-
gen, die gerade auf Hochtouren laufen, 
binden und fordern uns enorm. Wir ziehen 
den Karren. Wir wussten, was auf uns zu-
kommen wird. 

Seit gut drei Monaten sind wir im Amt. Un-
sere zweite Vorstandssitzung fand in Wies-
baden im H. B. Wagnitz Seminar statt. Für 
die Gastfreundschaft des Hauses bedan-
ken wir uns bei dem Behördenleiter Herrn 
Puffert. 

Da am Tag unser Vorstandsitzung die Auf-
taktveranstaltung zu den Tarifverhand-
lungen stattfanden, sind wir in unserer 
Mittagspause runter nach Wiesbaden ge-
fahren.

Wie soll es anders sein. Unser Pensionär 
„auf Probe“ kam ebenfalls. Eben ein Kämp-
ferherz. Vielen Dank für die vielen aktiven 
Jahre Gewerkschaftsarbeit und die anhal-
tende Treue zur Fachgewerkschaft. Wir 
freuen uns immer, wenn wir auf unsere 
Pensionäre treffen.                                       ■

Stefan Weber
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Am 19.01.2024 wurde unser bisherige 
Justizminister Herr Prof. Dr. Poseck aus 
seinem Amt verabschiedet. Seit der Land-
tagswahl in Hessen waberte die Gerüch-
teküche. Mal wurde getuschelt, unser  
Minister werde als der neue Innenmini-
ster gehandelt. Ein anderes Mal wurde 
das dementiert. 

In Hessen wurde lange gerätselt wer der 
Koalitionspartner der CDU werden würde 
und wer von den politischen Parteien wel-
ches Ministerium beanspruchen wird. Wir 
haben lange gehofft unseren Herrn Poseck 
behalten zu können. 

Herr Poseck war gemeinsam mit Tanja Eich-
ner am 31. Mai 2022 ernannt wurden. Er als 
unser Justizminister und sie als Staatsse-
kretärin. Mit beiden hatten nicht nur wir ein 
sehr gutes Gefühl.

Bei gemeinsamen Gesprächen haben wir 
beide als sehr interessiert und aufgeschlos-
sen wahrgenommen. Endlich hatten wir das 
Gefühl, es wird wirklich aufmerksam hinge-
hört. Unser Gefühl war richtig. Aktiv wurde 
nach Lösungen für unsere vorgetragenen 
dringenden Forderungen gesucht. 

Umgesetzt wurden die Forderungen nach 
einem Anwärtersonderzuschlag für die 
Anwärter und Anwärterinnen in der Verwal-
tungsausbildung. Auch die Einstellung der 
Beschäftigten im Justizvollzugsdienst mit 
der EG 6 statt wie bisher - für 6 Monate zur 
Einarbeitung in die EG 4. Denn das selbst-
ständige Arbeiten ist ein Tätigkeitsmerkmal 
für die Eingruppierung.  Nach einer kurzen 
„Umlaufphase“ wird von unseren neuen 
Kollegen und Kolleginnen die selbststän-
dige Stations- oder Funktionsausführung 
(Pfortendienste usw.) erwartet. Eine leichte 
Erhöhung der Ausfallquote wurde ebenfalls 
in Angriff genommen. Wer nach Lösungen 
sucht findet auch welche!!! Unter der Beset-
zung mit Eva Kühne Hörmann als Justizmi-
nisterien und Herrn Metz als Staatssekretär 
waren gefühlsmäßig eher die Gründe wa-
rum etwas nicht geht herausgestellt. Frau 
Eichner ist für den Tarifbereich sehr gut 
aufgestellt. Leiterin des Arbeitsstabes und 
Referatsleitung Tarifpolitik sowie beim In-
nenministerium im Arbeitsstab Tarifpolitik 

gehörten zu ihren vorherigen Aufgaben. 
Frau Eichner bleibt uns zum Glück erhalten. 

Die Amtswechselfeier wurde im Justizmi-
nisterium mit einer kurzweiligen Abschieds- 
bzw. Amtseinführungsfeier begangen. 
Zahlreiche Redner und Rednerinnen melde-
ten sich zu Wort. Auch Birgit Kannegießer 
hat es sich nicht nehmen lassen Herrn Prof. 
Dr. Poseck Forderungen aus der Gewerk-
schaftsarbeit mit auf den Weg in das neue 
Amt zugeben. Von offenem zeigen der Tä-
towierungen – auch bzw. trotz Uniform und 
der Bitte endlich die Tarifpflege sowie eine 

Verabschiedung und Amtseinführung

Modernisierung der Entgeltordnung. Wir 
sind gespannt wie sich unser ehemaliger 
Justizminister als Innenminister entwickeln 
wird. Aktuell laufen die Tarifverhandlun-
gen. Wir sind nicht verwundert, dass die 
Forderungen als zu hoch abgetan werden. 
Reflexartig hat bisher jeder Innenminister 
die Forderungen der Gewerkschaften ab-
gewiesen. Aber dazu an einer anderen Stel-
le der Hessenausgabe mehr. Herr Christian 
Heinz ist nun unser neuer Justizminister. 
Bisher hatten wir noch keine Gelegenheit 
auf persönliche Gespräche. Mit Spannung 
erwarten wir diese.                                       ■ 
 

v. l.: Frau Staatssekretärin Eichner; Herr Heinz und Herr Prof. Dr. Poseck 
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Wie soll es auch anderes sein.  Der schwarz 
rote Koalitionsvertrag ruft gemischte Reak-
tionen hervor. Die von der CDU „verstoße-
nen Grünen“ finden, dass der Vertrag die 
SPD demütige. Die SPD würde lediglich 
drei Ministerien erhalten.  Die Partei „die 
Linken“ hat es nicht mehr in den Landtag 
geschafft und bezeichnet in der ersten Stel-
lungnahme die SPD „als kleinen Dackel“ 
der CDU (Elisabeth Kula). Möglich, dass die 
Enttäuschung nicht mehr dem hessischen 
Landtag anzugehören zu dieser Aussage 
führte.
 
Die CDU und die SPD zeigen sich sehr zu-
versichtlich. Die Grünen sehen in dem Ko-
alitionsvertrag einen „Hauch von nichts“. 
Wir bemerken durchaus, dass das Thema 
innere Sicherheit in den Fokus zu rücken 
scheint. Einen besonderen Blick für die 
innere Sicherheit im Land hat unser Minis-
terpräsident Rhein, der einst Innenminister 
war, ganz bestimmt. Herr Prof. Dr. Poseck, 
der jüngst als Justizminister für die Justiz 
und den Justizvollzug wirkte, wird nun das 
Amt des Innenministers ausüben. 

Die Herausforderungen, die die Justiz-
vollzugsbediensteten jeden Tag zu bewäl-

tigen haben, sind Poseck sehr bekannt. 
Den Koalitionsvertrag nehmen wir als eher 
schwammig wahr. Von einer angemesse-
nen personellen Ausstattung bis hin zur 
Prüfung der Erhöhung der Gitterzulage 
und eine Ruhegehaltsfähigkeit sowie die 
Prüfung der Erhöhung der Meisterzulage 
wurden im Vertrag niedergeschrieben. Eine 
Ausbildungsoffensive für Personalgewin-
nungsmaßnahmen wird versprochen. Liebe 
Regierende, wir hoffen inständig, dass es 
nicht bei Prüfungen bleiben wird. 

Wie wir unseren neuen Innenminister bei 
den Tarifverhandlungen wahrnehmen? Wir 
fürchten, dass die im Vertrag festgehalte-
nen Absichtserklärungen – Absichtserklä-
rungen bleiben werden. 

Wir als Vertreter der Fachgewerkschaft 
Justizvollzug appellieren dringend „küm-
mern Sie sich schnellstmöglich um die 
Arbeitsbedingungen in den hessischen 
Justizvollzugsanstalten. Ganz besonders 
im südhessischen Raum ist der Vollzugs-
alltag kaum mehr geordnet zu stemmen. 
Wenn Sie wirklich gutes Personal gewinnen 
wollen sorgen Sie endlich für die amtsan-
gemessene Besoldung. Sorgen Sie dafür, 

Die hessischen Minister und Ministerinnen

Eine für alle. 
Koalitionsvertrag zwischen der CDU und der SPD

dass die Beschäftigten im allgemeinen 
Justizvollzug nicht weit über 12 Monate auf 
die Ausbildung warten müssen. Heben sie 
die Eingangsämter aller Laufbahnen. Sor-
gen Sie für wirkliche Verbesserung bei den 
Arbeitsbedingungen. Wir fordern verlässli-
che Schichtpläne. Wir fordern auch unsere 
Sicherheit. Sorgen Sie dafür das Sicher-
heitsstationen eingerichtet werden. Sorgen 
Sie dafür, dass auch uniformierte Kollegen 
und Kolleginnen ihre Tätowierungen nicht 
verdeckt tragen müssen. Reformieren Sie 
nicht nur die Entgelttabellen. Kommen Sie 
aus dem Prüfen und steten Prozessen end-
lich zum wirklichen Tun. In allen hessischen 
Anstalten ist es bereits fünf nach zwölf. Uns 
laufen quer durch alle Berufsgruppen die 
Menschen weg. Die Pensionierungswelle 
der Babyboomer schreitet unaufhaltsam 
fort. Die Ausfälle – auch quer durch alle Be-
rufsgruppen - steigen rasant an. Die Men-
schen im Vollzug, die für die Sicherheit und 
für einen reibungslosen Ablauf sorgen sol-
len, werden krank. Vom Prüfen und Wollen 
haben wir nichts. Tun Sie etwas!!!              ■
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Der dbb fordert für die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes in Hessen 10,5 Pro-
zent, mindestens aber um 500 Euro mehr. 
Diese Forderung war am 8. November 
diskutiert und beschlossen worden.

Am 14. Februar 2024 hat die Tarifrunde für 
die rund 45.000 Beschäftigten in Hessen 
begonnen. Die Verhandlungsführerin und 
Verhandlungsführer der Gewerkschaften 
dbb beamtenbund und tarifunion (dbb), 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.
di), Gewerkschaft der Polizei (GdP), Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) und Industriegewerkschaft Bauen-
Agrar-Umwelt (IG BAU) trafen hierzu in 
Wiesbaden auf den Verhandlungsführer 
des Landes Hessen, Innenminister Prof. Dr. 
Roman Poseck, im Hessischen Innenminis-
terium. 

Zum Auftakt hatten sich ca. 350 Ge-
werkschafter*innen vor dem Innenminis-
terium versammelt um ihre Verhandlungs-
führer/innen zu begrüßen und ihrem Unmut 
Gehör zu verschaffen.

Wir bedanken uns ganz herzlich bei allen 
Kolleginnen und Kollegen, die zahlreich vor 
Ort waren, um unseren mehr als berech-
tigten Forderungen Ausdruck zu verleihen 
und um unsere Gewerkschaft zu repräsen-
tieren.

Es waren viele Verbände vertreten, es wa-
ren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
da, Beamtinnen und Beamte, Versorgungs-
empfängerinnen und -empfänger. Ebenso 
waren viele Vorsitzende der dbb Mitglieds-
gewerkschaften und Querschnittsorga-
nisationen, Mitglieder der Landesleitung 
(dbb) und des Tarifausschusses (dbb) vor 

Ort. Auch unser Ehrenmitglied Heinz-Dieter 
Hessler zeigte einmal mehr „Flagge“ für un-
seren BSBD Hessen und den dbb beamten-
bund und tarifunion.
Der dbb Verhandlungsführer Volker Gey-
er sagte bei der Auftaktkundgebung vor 
dem Innenministerium am 14. Februar 
2024 in Wiesbaden: „Hessen weiterfüh-
ren‘. Das hatte die regierende CDU sich 
in ihrem Wahlprogramm auf die Fahne 
geschrieben. In Anlehnung an diesen Slo-
gan wollen wir in den Verhandlungen den 
TV-H weiterführen.“ Ein leistungsstarker 
öffentlicher Dienst sei essenziell, um das 
Land voranzubringen. Konkret fordert der 
dbb die Erhöhung der Tabellenentgelte 
um 10,5 Prozent, mindestens aber um 500 
Euro. Die Ausbildungs- sowie die Prakti-
kanten-Entgelte sollen um 260 Euro erhöht                                                 
werden. Die Laufzeit soll zwölf Monate be-
tragen.

„Diese Forderungen sind angemessen 
und notwendig“, erklärte Geyer. „Die In-
flationsrate betrug 2023 noch immer fast 
sechs Prozent, wobei die ohnehin schon 
hohe Inflationsrate von 2022 hinzukommt.“ 
Gleichzeitig werden die Aufgaben für den 
öffentlichen Dienst immer mehr. „Der öf-
fentliche Dienst muss viele Herausforde-
rungen wie den demografischen Wandel 
und die Digitalisierung stemmen. Zugleich 
bietet der Arbeitsmarkt auch zwischen Kas-
sel und Darmstadt immer weniger geeigne-
tes Personal für die verantwortungsvollen 
Tätigkeiten. Bei der Suche nach geeigne-
ten Fachkräften ist die Konkurrenz mit der 
Privatwirtschaft größer denn je. Es geht 
mittlerweile nicht nur darum, neue Leute zu 
gewinnen, sondern auch die vorhandenen 
Kolleginnen und Kollegen zu halten.“ 
Für Heini Schmitt, Chef des dbb Landes-
bundes Hessen, ist klar: „Es muss nicht 

nur ein kraftvoller Tarifabschluss her, son-
dern das Ergebnis muss auch zeitgleich 
und systemkonform auf die knapp 120.000 
Beamtinnen und Beamten sowie 95.000 
Versorgungsempfängerinnen und -emp-
fänger übertragen werden, um auch auf 
diese Weise einer verfassungskonformen 
Alimentation einen wichtigen Schritt näher-
zukommen.“ Es dürfe sich keine Lohnlücke 
zwischen Hessen und den anderen Bun-
desländern auftun. „‚Hessen weiterführen‘ 
bedeutet auch, mit den anderen Bundes-
ländern mitzuhalten. Die neue Landesre-
gierung darf nicht riskieren, dass Hessen 
gegenüber den anderen Bundesländern 
an Attraktivität für die dringend benötigten 
Fachkräfte einbüßt.“

Nach dem Auftakt war die Stimmung je-
doch gemischt. „Wir wissen nach diesem 
Auftakt im Groben, was möglich ist und 
dass das Land Hessen unsere Forderungen 
nicht vollständig blockiert“, fasste Geyer 
die ersten Gespräche zusammen.

Der dbb hat ab dem 15.02.2024 für alle Lan-
desbeschäftigten zum (Warn)Streik aufge-
rufen. Wir als einzige Fachgewerkschaft für 
die Justizvollzugsbediensteten in Hessen 
sind jetzt umso mehr gefordert. In Fulda 
und Darmstadt waren wir als BSBD durch 
die Unterstützung der Kolleginnen und Kol-
legen aus Hünfeld, Kassel, Schwalmstadt, 
Limburg, Fulda, VCC Süd, Frankfurt Main 
I und III, Weiterstadt, Darmstadt, Dieburg 
schon sehr gut präsent. Auch unsere Pen-
sionäre unterstützen mit ihrer Teilnahme an 
den Kundgebungen kräftig. TOP!!!

Laut dem dbb waren die Demonstrationen 
in Fulda und Darmstadt ein voller Erfolg!

Bei für die Jahreszeit nahezu idealem Son-
nenwetter waren deutlich über 800 Kolle-
ginnen und Kollegen nach Fulda auf den 
Universitätsplatz und nach Darmstadt auf 

Tarifrunde für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst Hessen 2024
Öffentlicher Dienst braucht Einkommensplus



40  DER VOLLZUGSDIENST  2 | 2024HESSEN

den Luisenplatz gekommen und haben mit 
großem Engagement ihre Gewerkschaft 
repräsentiert und ihre Entschlossenheit zur 
Durchsetzung ihrer berechtigten Forderun-
gen unter Beweis gestellt.

Das war nicht nur ein starkes Signal an den 
Innenminister und die Landesregierung, 
sondern auch eine beeindruckende Vor-
stellung gegenüber den doch zahlreich ver-
tretenen Medien.

Das hat Mut gemacht für den weiteren Ver-
lauf dieser Einkommensrunde.

Mithalten statt hinterherrennen!

Wir haben uns versammelt, um auf die Lage 
im öffentlichen Dienst und auf unsere For-
derungen aufmerksam zu machen“, so Vol-
ker Geyer, dbb Tarifchef und Verhandlungs-
führer. 

Es zählt die persönliche Inflation und Volker 
Geyer machte deutlich: „Die Arbeitgebersei-
te hat unsere Forderungen leider zurückge-
wiesen. Das Argument der Gegenseite, es 
sei zu wenig Geld da und die Forderungen 
seien übertrieben, hört der dbb in jeder 
Verhandlung.“ Die Haltung des Hessischen 
Innenministers, Roman Poseck, dass die 
Forderungen nicht tragbar seien, weil sie zu 
hohe Kosten bedeuten, ist demnach nicht 
überraschend. Volker Geyer betonte, dass 
die Forderungen des dbb angemessen, 
realistisch und vor allem notwendig seien. 
Hierbei müsse die Bezahlung im öffentlichen 
Dienst mit der Inflation mithalten können, 
denn die durchschnittliche Inflationsrate 
liege zwar bei sechs Prozent. Der dbb hin-
gegen sehe gerade auch die persönliche In-
flationsrate der Beschäftigten, die weit über 
dem Durchschnitt liegt. Allein die Lebens-
mittelpreise sind über 20 Prozent gestiegen. 
Geyer weiter: „Die Entgelte dürfen nicht 
auf ewig den steigenden Lebenshaltungs-
kosten hinterherrennen. Deshalb fordern 
wir, dass das Land Hessen die Entgelte um 

10,5 Prozent, mindestens aber um 500 Euro 
erhöht.“ Es geht also insbesondere um die 
Besserstellung der unteren Entgeltgruppen. 
Zusätzlich fordert der dbb eine Entgelterhö-
hung von 260 Euro für Azubis. Heini Schmitt, 
Vorsitzender des dbb Hessen, ergänzte: 
„Das Schlagwort „Mithalten“ gilt auch in 
anderen Bereichen der Bezahlung: Das Er-
gebnis des Tarifabschlusses muss zeitgleich 
und systemkonform auf die Beamtinnen 
und Beamten sowie die Versorgungsemp-
fängerinnen und -empfänger übertragen 
werden. Nur so nähern wir uns der verfas-
sungskonformen Alimentation an.“ Hessen 
darf bei der Bezahlung nicht schlechter 
dastehen als die anderen Bundesländer. 
Insbesondere muss der öffentliche Dienst 
mit der Privatwirtschaft mithalten können. 
Die ohnehin angespannte Personalsituation 
darf sich nicht noch weiter verschlechtern. 
Ein starker öffentlicher Dienst verdient eine 
angemessene Bezahlung „Wir brauchen 
einen starken öffentlichen Dienst, um Hes-
sen am Laufen zu halten“, machte Geyer in 
Darmstadt deutlich. Wir müssen der Hessi-
schen Landesregierung klarmachen, dass 
die Beschäftigten tagtäglich großen Einsatz 
zeigen und sich mit Fachwissen, Tatendrang 
und Herz um Sicherheit, Bildung, Erziehung, 
Transport, Finanzen, Verwaltung und vieles 
mehr kümmern. Die Arbeitgeberseite muss 
anerkennen, dass starke Leistung auch gut 

bezahlt sein muss. Deshalb fordert der dbb 
weiterhin hartnäckig 10,5 Prozent mehr Ein-
kommen, aber mindestens 500 Euro mehr 
und zwar bei einer Laufzeit von zwölf Mona-
ten. Damit der öffentliche Dienst ein attrakti-
ver Arbeitgeber bleibt, muss eine zeitgemä-
ße Bezahlung sichergestellt werden. Überall 
wird bereits händeringend nach neuen 
Fachkräften gesucht. Es muss also dafür ge-
sorgt werden, dass Bestandskräfte bleiben 
und gute Nachwuchskräfte gewonnen wer-
den. Der dbb erwartet an dieser Stelle kon-
krete Verbesserungsvorschläge vom Land 
Hessen. Das Land kann und darf hier nicht 
ans Kaputtsparen denken. Was steht jetzt 
an? Die Verhandlungen werden am 6. und 7. 
März 2024 auf Fachebene fortgesetzt, bevor 
am 14. und 15. März 2024 in Bad Homburg 
die Abschlussrunde ansteht. Weitere Infor-
mationen zu den Verhandlungen finden sich 
unter www.dbb.de/einkommensrunde.

Am 13.03.2024 in Wiesbaden zur Groß-
demo, gilt es, noch eine Schippe drauf zu 
legen. 

Euer Tarifvertreter Torsten Gürtler             ■

 – da geht noch was! – Zeigt euren 
Unmut – geht auf die Straße!

Alle Bilder:  Friedhelm Windmüller dbb
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Hessen wählt im Mai ihre Personalvertretungen
Wir stellen uns – zur Wahl 
Im Leben hast Du die Wahl – nachgeben – aufgeben – oder alles geben. Wir haben uns geschlossen für alles geben entschieden.

Geht zur Wahl – ihr habt eine starke Stimme. Am 14.05 eure Stimme für die Listen des BSBD 

14. Mai 202414. Mai 2024

Hauptpersonalratswahl
Tarifvertreter/innen

Hauptpersonalratswahl
Tarifvertreter/innen

Wir fügen die Teile zusammen...Wir fügen die Teile zusammen...

S. SchölchS. Schölch T. GürtlerT. Gürtler V. AmatoV. AmatoB. WulkenhaarB. Wulkenhaar
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Bilder von Demos in Darmstadt …

… Fulda

 … Wiesbaden

Alle Bilder:  Friedhelm Windmüller dbb
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Schwerin. Im Gespräch mit Sebastian Eh-
lers, Mitglied im Rechtsausschuss des 
Landtags MV für die CDU Fraktion, lenkte 
der BSBD Landesvorstand MV die Aufmerk-
samkeit auf die wachsenden Herausforde-
rungen und immer drängender werdende 
Probleme in den Justizvollzugsanstalten, 
im Justizwachtmeisterdienst und im Lan-
desamt für ambulante Straffälligenarbeit.

Der BSBD führt dazu aus, dass sowohl die 
Gewaltbereitschaft als auch die Gewalt-
verstöße gegenüber Kolleginnen und Kol-
legen in den Justizbehörden unseres Lan-
des spürbar zugenommen haben. Dabei 
verwies der BSBD auch auf den Zuwachs 
psychisch auffälligen Klientels, welches 
spezielle Betreuungs- und Sicherheitsvor-
kehrungen, sowohl bei der Verfahrenssi-
cherung als auch beim Vollzug der Frei-
heitsstrafe benötige.

Nicht zuletzt erhöhten geplante Gesetzes-
änderungen, etwa im Sanktionsrecht oder 
die Umsetzung des Sicherheitskonzeptes 
für Gerichte und Staatsanwaltschaften die 
Arbeitslast für die Beschäftigten enorm.
All dies geschehe unter dem Druck der 
Personaleinsparung seitens der Landes-
regierung, bei einem chronischen Mangel 
an geeigneten Bewerbern für viele offenen 
Stellen. 
Die Attraktivität der Berufe im Justizvoll-
zug, Justizwachtmeisterdienst und der 
Straffälligenarbeit haben in der Vergangen-
heit deutlich gelitten. 

Treffen mit der CDU Fraktion am 20.02.2024

Nun bedürfe es dringender Initiativen, um 
die Arbeitsplätze in diesen Bereichen wie-
der attraktiver zu gestalten und die Justiz 
in MV zu einem interessanten Arbeitgeber 
zu machen. 

Um dieser Abwärtsspirale entgegenzuwir-
ken forderte der BSBD die CDU Fraktion 
auf, die Vorschläge des BSBD Landesver-
bandes MV, für mehr Anreize und Perspek-
tiven in diesen Berufsfeldern der Justiz und 
damit die Gewinnung neuer Mitarbeiter und 
Motivierung des Stammpersonals, zu unter-
stützen.

Diese sind im einzelnen: 

⊲ eine aufgabenorientierte Personalpla-
nung und die Besetzung aller offener 
Stellen,

⊲ die Modernisierung der Entgeltordnung 
und der Laufbahnverordnung, welche 
die verschiedenen Berufsbereiche be-
rücksichtigt und die Attraktivität merk-
lich steigert, z. B. durch die Änderung 
der Stellenobergrenzenverordnung zu-
gunsten der oberen Besoldungsgrup-
pen einer Laufbahn, der Anhebung der 
Eingangsämter und der Anhebung des 
Endamtes, die Fortschreibung der Erfah-
rungsstufen in den Besoldungsgruppen,

⊲ die Schaffung der Möglichkeit für den 
prüfungsfreien Bewährungsaufstieg in 
den gehobenen und höheren Dienst,

v.l.n.r.: Andreas Loeck, Matthias Nicolai, Alexander Mrowiec,  
Sebastian Ehlers

v.l.n.r.: Andreas Loeck, Matthias Nicolai, Alexander Mrowiec,  
Sebastian Ehlers, Stanley Mengel, Matthias Kleemann

⊲ eine Anpassung und deutliche Erhö-
hung der Zulagen für den Schichtdienst, 
Dienst zu ungünstigen Zeiten, Justizvoll-
zugszulage und dem Anwärtersonder-
zulage

⊲ die Schaffung einer Erschwernisszulage 
(Sicherheitszulage) für den Justizwacht-
meisterdienst

⊲ die Schaffung zusätzlicher Möglichkei-
ten zum vorzeitigen Erreichen der Alters-
grenze (über Altersteilzeitregelungen 
oder Arbeitszeitmodelle)

⊲ die freie Heilfürsorge,

⊲ bundeseinheitliche Besoldung.

Herr Ehlers zeigte durchaus Interesse an 
den Forderungen des BSBD und bestä-
tigte, dass, nachdem in den vergangenen  
Jahren der Blick verstärkt auf Richter und 
Polizei gerichtet war, nunmehr der Justiz-
vollzug und der Justizwachtmeisterdienst 
in den Fokus rücken müssen.

Das sei keine Frage des finanziellen Bud-
get, sondern vielmehr eine Frage der 
Schwerpunktsetzung der Landesregierung.

Matthias Nicolai                                             ■
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Justizministerin empfängt BSBD Landesvorstand

v.l.n.r.: Stanley Mengel, Andreas Loeck, Jacqueline Bernhardt, Alexander Mrowiec und Matthias Nicolai

Schwerin. Am 28. Februar 2024 trafen 
sich der BSBD Landesvorstand und die 
Ministerin für Justiz, Gleichstellung und 
Verbraucherschutz, Frau Jacqueline 
Bernhardt, zum Gespräch im Justizmi- 
nisterium. 

Des Weiteren waren der persönlicher Re-
ferent der Ministerin, Herr Sandro Smolka, 
die stellvertretende Leiterin Abteilung 2, 
Frau Gloria Arndt sowie im späteren Ver-
lauf auch der Abteilungsleiter 1, Herr Otmar 
Fandel, anwesend.
Das Gespräch war geprägt von einer sehr 
offenen und konstruktiven Atmosphäre.

Zunächst stellte Frau Bernhardt das Mo-
dernisierungs- und Organisationskonzept 
(MOK) „Vollzug- und Straffälligenkonzept 
2030” vor. Diese MOK´s sind notwendig, 
um die durch das Personalnachbesetzungs-
konzept der Landesregierung eingesparten 
und einem Stellenpool zugeführte Stellen, 
für die jeweiligen Landesbehörden, zurück-
zugewinnen.

Über die Ausgangssituation im Justiz-
vollzug berichtete Frau Bernhardt, dass 
Mecklenburg-Vorpommern personell das 

drittälteste Bundesland sei, wobei der Be-
völkerungsanteil im Erwerbsalter weiter 
abnehme.
Durch den Personalmangel können in den 
Jahren 2020 bis 2030 im Schnitt 3,9 %  
bis 5 % der Stellen im Justizvollzug nicht 
mehr besetzt werden.
Von den 1.282 Haftplätzen im Land sind 
derzeit 1005 belegt. 
 
Um der bevorstehenden Pensionierungs-
welle entgegenzutreten sind bis Ende 2025 
Personalbedarfserhebungen im Justizvoll-
zug und im LaStar geplant. 
Das Ergebnis dieser Erhebung wird, in Ab-
sprache mit dem Finanzministerium, im 
MOK Berücksichtigung finden.
Ferner wurde mit dem Finanzministerium 
vereinbart, dass bis 2028 zwei AVD An-
wärterklassen pro Jahr ausgebildet und  
bis zum 31.12.2027 bis zu 10 Stellen doppelt 
besetzt werden können, z. B. um Dienst-
unfähigkeit oder Langzeiterkrankungen zu 
kompensieren.

Des Weiteren wird die Digitalisierung des 
Strafvollzuges weiter vorangetrieben und 
das zentrale behördliche Gesundheitma-
nagement sowie das Coaching- und Super-

visionsangebot erhöht um die psychische 
Belastbarkeit der Mitarbeiter zu stärken.

Trotz 277 nicht belegten Haftplätze hält das 
Land weiter an den bestehenden Stand-
orten fest, um eine effektive Binnendiffe-
renzierung zu ermöglichen und optimale 
Resozialisierung zu erreichen. Dies wird 
durch weitere bauliche Veränderungen in 
den Justizvollzugsanstalten erreicht. Dop-
pelzellen sollen weiter in Einzelzellen um-
gerüstet werden. 
Unter anderem wird in der JVA Neustrelitz, 
nach Sanierung der meisten Hafthäuser, 
ein von den Renovierungsmaßnahmen aus-
geschlossenes Haftgebäude eine Umnut-
zung erfahren, um so Personal freizusetzen 
und Sanierungskosten einzusparen, die im 
Rahmen der Baumaßnahmen anderweitig 
genutzt werden können.
In der JVA Bützow sollen die weiblichen 
Gefangenen zukünftig im modernisierten 
B-Flügel untergebracht werden, wo es 
dann ausreichend Haftplätze und optimale 
Bedingungen für den Frauenvollzug gibt. 
Die Haftkrankenabteilung wird dauerhaft 
geschlossen. Dafür wird eine kleinere Ab-
teilung im C-Flügel untergebracht werden. 
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Schwerin, 01.03.2024.  In einem zwei-
stündigem Austausch erörterten der 
BSBD Landesvorstand und Constanze 
Oehlrich, Mitglied der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie Mitglied des 
Rechtsausschuss des Landtags Mecklen-
burg-Vorpommern, die durch den BSBD 
gemachten Vorschläge zur Verbesse-
rung bei der Nachwuchsgewinnung und 
Motivation des Stammpersonals in den 
Bereichen Justizvollzugsdienst, Justiz-
wachtmeisterdienst und ambulanter 
Straffälligenarbeit. 

Dabei ging es dem Landesvorstand vor al-
lem darum, bereits bestehende monetäre 
Wettbewerbsnachteile im Bezug auf die 
angrenzenden Bundesländer und Bundes-
behörden aufzuzeigen und der daraus er-
wachsenen Bedrohung, der Durchführung 
rechtsstaatliche Aufgaben nicht mehr im 
vollen Umfang gerecht zu werden.

Frau Oehlrich zeigte sich sehr interessiert 
an den Berufsbildern der durch den BSBD 
vertretenen Gruppen und den derzeit herr-
schenden Rahmenbedingungen für der Er-
füllung gesetzlicher Aufgaben.

BSBD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Projektable Überschneidungen

v.l.n.r.: Alexander Mrowiec, Constanze Oehlrich, Matthias Nicolai, Stanley Mengel

Alles in Allem unternehme das Justizminis-
terium sehr viel für seine Beschäftigten, um 
diese auch in Zukunft zu entlasten und die 
Aufgabenbewältigung effektiver zu gestal-
ten, so die Justizministerin.
Dazu arbeite es regelmäßig mit den Leite-
rinnen und Leitern der Justizvollzugsanstal-
ten zusammen.

Im weiteren Gesprächsverlauf versuchte 
der BSBD Landesvorstand den Fokus stär-
ker auf die Schaffung von Anreizen und 
Zukunftsaussichten für die Mitarbeiter zu 
lenken, um durch berufliche Aufstiegs- 
und Entwicklungsperspektiven mittel- und 
langfristig die Motivation der Beschäftigten 
zu stärken, den Konkurrenzdruck bei der 
Nachwuchsgewinnung gegenüber den an-
grenzenden Bundesländern zu mildern und 
der Personalflucht, auch mittels innerer 
Kündigung, entgegenzutreten.
Im Zuge dessen wurden natürlich auch die 
Modernisierung der Entgeltordnung und 

der Laufbahnverordnung, die Möglichkeit 
für den prüfungsfreien Bewährungsaufstieg 
in den gehobenen und höheren Dienst, die 
Anpassung und deutliche Erhöhung der Zu-
lagen, die Schaffung einer Erschwerniszu- 
lage (Sicherheitszulage) für den Justiz-
wachtmeisterdienst, die Schaffung zu-
sätzlicher Möglichkeiten zum vorzeitigem 
Erreichen der Altersgrenze (über Altersteil-
zeitregelungen oder Arbeitszeitmodelle) 
und die Senkung der Lebensaltersgrenze 
für den gehobenen Vollzugsdienst  sowie 
die freie Heilfürsorge angesprochen. Nicht 
zuletzt warb der BSBD Landesvorstand um 
Unterstützung bei der Wiedereinführung ei-
ner bundeseinheitliche Besoldung.

Der BSBD Landesvorstand regte ferner 
die Anhebung der Höchstaltersgrenze für 
Einstellungen in den Vorbereitungsdienst 
sowie die Übernahme der befristet einge-
stellten Tarifbeschäftigten in den Justiz-
vollzugsanstalten an. 

Des Weiteren schlug der BSBD Landes-
vorstand vor, aufgrund vieler Schnittstel-
len zwischen Justizwachtmeisterdienst 
und Justizvollzugsdienst bei den Themen 
Sicherheit, Kommunikation, Stoffe- und 
Drogenkunde, Deeskalation oder Selbst-
verteidigung, erstgenannten die Teilnahme 
an Fortbildungsveranstaltungen des Justiz-
vollzugsdienstes zu gewähren. 

Abschließend befassten sich die Teilneh-
mer des Gesprächs mit den Auswirkungen 
der Erhöhung des Eingangsamtes für den 
sogenannten einfachen Dienst von A4 auf 
A5, im Rahmen der Besoldungsstruktur-
anpassung. Hier stellte Frau Bernhardt  
eine Überprüfung des Abstandsgebot zwi-
schen den Besoldungsgruppen, durch das 
Finanzministerium, zum Ende des Jahres in 
Aussicht.

Matthias Nicolai                                            ■

Sie zeigte viel Verständnis für die Interes-
sen des Landesvorstandes und betonte die 
projektablen Überschneidungen bei den 
Themen menschenwürdige Unterbringung, 
Resozialisierung und angemessener Besol-
dung.

Abschließend wurde vereinbart, die Zusam-
menarbeit künftig weiter zu vertiefen.

Matthias Nicolai                                            ■ 
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In Zeiten wachsender Konfliktbereitschaft 
gewinnt der Rechtsschutz, gerade in un-
serer Branche, zunehmend an Bedeutung 
und wer heute noch glaubt, ein tadelloses 
dienstliches Auftreten allein würde vor ver-
fahrensrechtlichen Angriffen schützen, der 
glaubt wohl auch an den Osterhasen. 

Daher ist es gut, einen Rechtsschutz in der 
Hinterhand zu wissen, der sich ausschließ-
lich Rechtsgebieten widmet, mit denen wir 
täglich konfrontiert werden.

Die Rechtsschutzvertretung über den dbb 
ist für BSBD Mitglieder kostenlos und er-
streckt sich vom Beamten- und Verwal-
tungsrecht (z.B. Besoldung, Beihilfe) über 
die Sonderfälle Konkurrentenstreitver-
fahren und Dienstliche Beurteilungen  
(z. B. bei Auswahl- oder Ausschreibungs-
verfahren oder in Beförderungssituatio-

nen), Arbeitsrecht (z. B. Urlaub, Gehalt, 
Kündigung), Sozialrecht (z. B. Kranken- 
geld, Erwerbsminderungsrente, Pflege-
grade), Strafrecht (z. B. Vorwurf der Kör-
perverletzung im Amt, Bestechlichkeit), 
Disziplinarrecht (bei Einleitung eines Dis- 
ziplinarverfahrens) und Ordnungswidrig-
keitenrecht (Zugang eines Bußgeldbe-
scheides) bis hin zum Zivilrecht (z. B. auf 
Grundlage einer erfahrenen Körperverlet-
zung oder eines Beleidigungsgeschehens, 
möglicherweise Schmerzens-
geldansprüche).

Gut, wenn man sie hat ...

N A C H R U F

Am 7. Februar 2024 verstarb im Alter von 75 Jahren unser geschätzter Kollege und Gewerkschafter

Jörn „Oli” Oldenburg
in Rostock.

Als Urgestein der JVA Neubrandenburg
verlieren wir einen zuverlässigen, freundlichen und stets einsatzbereiten Kollegen.

Wir trauern mit seinen Angehörigen und werden
sein Andenken in Ehren halten.

Der BSBD Ortsverband der JVA Neustrelitz
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Und – sie ist bereits im Mitgliedsbeitrag 
enthalten, es entstehen also keine zusätz-
lichen Kosten. 

Matthias Nicolai                                            ■
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Vom 07. bis 10. November 2023 fand das 
Bund-/Ländertreffen der BSBD-Verbände 
aller Bundesländer statt. Vertreter/-innen 
der Landesvorstände aus 15 Bundeslän-
dern reisten hierfür nach Dessau, denn das 
Themenland in diesem Jahr war Sachsen-
Anhalt. Lediglich die Kollegen/-innen aus 
Thüringen waren aus nachvollziehbaren 
Gründen verhindert. 

Nach einem gemeinsamen Abendessen 
als Auftakt begann die Tagung im Konfe-
renzraum des Dormero Hotels Dessau-
Roßlau mit einer Vorstellungsrunde aller 
Kollegen/-innen. Die Anwesenden stellten 
sich persönlich vor, gaben aber auch ins-
besondere ihre jeweilige Meinung zu den 
bislang schleppend voranschreitenden 
Tarifverhandlungen ab. Hier herrschte im 
Allgemeinen eine ernüchterte, ja pessi-
mistische Stimmung, da die Arbeitgeber in 
den bis dato zwei Verhandlungsrunden kei-
nerlei Verständnis, geschweige denn eine 
adäquate Verhandlungsbereitschaft signa-
lisiert hatten.

BSBD – Bund-/Ländertreffen vom 07.-10.11.2023 in Dessau

Am Mittwoch, den 08. November trafen 
sich alle um 09:00 Uhr zu dem Bericht des 
Kollegen Sönke Patzer, stellvertretender 
Bundesvorsitzender des BSBD, welcher 
persönlich an allen Verhandlungsrunden 
teilnimmt und somit aus erster Reihe über 
die bisherigen Geschehnisse berichten 
konnte. Sönke erklärte, dass sich die 42 
Fachgewerkschaften des dbb im Vorfeld 
der Verhandlungen auf die Forderung von 
10,5 % geeinigt hatten und in den Regional-
konferenzen einstimmig das Ergebnis des 
Bundes angestrebt wurde.

Dies führte bei den Teilnehmern/-innen be-
reits zu einer ersten hitzigen Diskussion, 
weil die allgemein vorherrschende Mei-
nung die 10,5 % Erhöhung als wesentlich 
zu gering erachtet. Im Vorfeld wurden von 
den Justiz-Gewerkschaften höhere Forde-
rungen benannt, welche scheinbar von den 
Vertretern/-innen der Beamtenverbände 
der Länder so nicht weiter kommuniziert 
worden sind. Der Unmut darüber wurde 
deutlich zum Ausdruck gebracht.

Sönke betonte im weiteren Verlauf, dass 
der dbb nicht alle einzelnen Forderungen 
der 42 Fachgewerkschaften im Detail erfül-
len kann. Zudem müsse man sich im Klaren 
darüber sein, dass der Hauptverhandlungs-
führer ver.di sei und erst danach der dbb 
stünde. 

Ein kleiner Teilerfolg der bisherigen Ver-
handlungen, welcher jedoch noch nicht in 
schriftlicher Form vorliege, sei, dass für die 
Gesundheitsfachberufe sowie Pflegeberu-
fe im Justizvollzug eine finanzielle Zulage 
erfolgen soll.

Nach einer kurzen Pause durften die 
Teilnehmer/-innen Herrn Steffen Eckold 
(CDU), den Staatssekretär des Ministeriums 
für Justiz und Verbraucherschutz des Lan-
des Sachsen-Anhalt begrüßen. Seine durch-
gehend authentische Rede begann Eckold 
mit den Worten „Ich hab mich gewundert, 
dass nur 10,5 % gefordert werden.“ Damit 
traf er die Meinung der Teilnehmer/-innen 
auf den Punkt und sorgte mit dieser Aussa-

Demonstration in Berlin
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ge für Lacher, Zustimmung und Aufmerk-
samkeit. Er fuhr fort, dass ihn diese Forde-
rung als Arbeitgeber zwar erfreue, dass er 
jedoch für seine Arbeitnehmer gern mehr 
hätte, denn er sei froh darüber, dass es den 
Justizvollzug gäbe. „Sicherheit ist wichtig! 
Justizvollzug ist wichtig!“ betonte er. Ob-
wohl er sich dessen bewusst sei, dass wir 
eine 100%ige Sicherheit nicht gewährleis-
ten können, sei er der Meinung, dass die 
Sicherheit im Justizvollzug – mit kleineren 
Ausnahmen – gewährleistet sei. 

Personell, so Eckold, sei man in der Justiz 
in Sachsen-Anhalt eigentlich sehr gut auf-
gestellt, obwohl sich auch hier der Fach-
kräftemangel bemerkbar mache. Auch an 
der Motivation innerhalb müsse gearbeitet 
werden. In Sachsen-Anhalt bediene man 
sich an einer neuen Personalgewinnungs-
kampagne. So trete man schon frühzeitig 
an potentiell künftiges Personal heran, in-
dem man bereits in die Schulen geht. Dort 
wird den jungen Menschen sowie deren 
Eltern die Vielfalt der Arbeit im Justizvoll-
zug vermittelt. Diese Erkenntnis mache den 
späteren Einstieg für die Menschen attrakti-
ver. Zudem werde die Personalberechnung 
durch das MJ gesteuert und für jede Anstalt 
individuell berechnet, um die jeweiligen 
Begebenheiten und Aufgaben der JVA’en 
berücksichtigen zu können. Durch ein so 
genanntes „Feinkonzept“, welches neben 
dem Vollzug auch z.B. die Gerichte bein-
haltet, jährlich überarbeitet und auch dem 
Finanzminister vorgelegt wird, stelle Sach-
sen-Anhalt bereits seit einiger Zeit im Be-
reich der Justiz über den Bedarf ein. Dieser 
Personalüberhang sei nicht schlimm, meint 
Eckold, da man so für die Zukunft Vorsorge 
treffen kann. Seiner Ansicht nach falle der 

Justizvollzug hier also nicht „hinten runter“. 
Eckold schnitt auch noch Themen wie 
den Mindestlohn für die Gefangenen, den 
immer schwieriger werdenden Resoziali-
sierungsansatz aufgrund des sich verän-
dernden Gefangenenklientel sowie die 
Zusammenarbeit mit den privaten Partnern 
in teilprivatisierten Anstalten an. Die Ver-
handlungen mit dem MF über Zulagen für 
den Justizvollzug, sagte er, seien immer 
sehr schwer. Doch er habe sich bislang und 
werde sich auch weiterhin dafür einsetzen, 
denn „Es geht um die Menschen, die im 
Justizvollzug arbeiten.“

Ab dem Nachmittag des 08. November so-
wie am darauffolgenden Tag berichteten 
die Landesvorstände über die allgemeine 
Situation, die Herausforderungen sowie die 
in der letzten Zeit erreichten Erfolge und 
gesteckten Ziele in ihren jeweiligen Bun-
desländern. Einheitlich konnte festgestellt 
werden, dass es zunehmend schwerer 
wird, geeignetes Personal zu akquirieren 
sowie vorhandenes Personal zu halten. 
Der Status eines Beamten auf Lebenszeit 
hat schon lange seine Bedeutung verloren, 
besonders in der jüngeren Generation. Es 
kommt immer häufiger vor, dass der Be-
amtenstatus zugunsten einer attraktiveren 
Stelle in der freien Wirtschaft aufgegeben 
wird. Hierbei spielen sowohl die angeneh-
meren Arbeitszeiten als auch die Bezahlung 
die auschlaggebenden Rollen. In allen Bun-
desländern kämpfe man um die fehlende 
Wertschätzung, in menschlicher wie auch in 
monetärer Hinsicht. Ebenso berichten alle 
einstimmig über die zunehmende Gewalt-
bereitschaft der Gefangenen gegenüber 
Bediensteten. In einigen Bundesländern 
gab es in der jüngsten Zeit derart heftige 

Übergriffe, dass die betroffenen Kollegen/-
innen äußerst schwere psychische und 
körperliche Schäden, bis hin zur Dienstun-
fähigkeit, erlitten haben. 

Gravierende Unterschiede gibt es zwi-
schen den Bundesländern, was die Gitter-
zulagen sowie die Bezahlung der Dienste 
zu ungünstigen Zeiten angeht. In Bayern 
beispielsweise werden die Sonntage be-
reits mit € 5,- besoldet, eine weitere An-
hebung ist angestrebt. Bayern nimmt also 
im Bundesgebiet eine Vorreiterrolle ein. 
Hamburg bildet mit einer Gitterzulage von 
€ 101,- das Schlusslicht im Bundesgebiet, 
im Saarland beträgt sie aktuell € 111,-, in 
Mecklenburg-Vorpommern € 131,-, in Nie-
dersachsen wiederum € 180,-. Der Unmut 
hierüber ist absolut verständlich, da doch 
alle Kollegen/-innen der gleichen Tätigkeit 
nachgehen. 

In Baden-Württemberg wurde vor kurzem 
die Freie Heilfürsorge eingeführt. Beson-
ders die jungen Kollegen/-innen haben 
damit gute Erfahrungen gemacht. Älteren 
Kollegen/-innen wird angeraten sich die 
Rentabilität von ihrer Versicherung berech-
nen zu lassen. Ein wesentlicher Vorteil der 
Freien Heilfürsorge sei es, dass alles direkt 
abgerechnet wird, es bedarf also keines 
Schriftverkehrs mehr wie bei der Kombina-
tion aus Beihilfe und privater Krankenversi-
cherung. Jedoch müsse man für die Pensi-
on vorsorgen, um einerseits überhaupt von 
der Krankenkasse übernommen zu werden 
und andererseits in der Pension nicht zu 
hohe KV-Beiträge zu haben.

Bremen berichtet über den Trend, dass in 
letzter Zeit immer wieder Politiker in der 

Forderungen Ministerin Dr. Wahlmann, Landesvorsitzender 
Mageney

VNSB zeigt Flagge
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JVA hospitieren würden. Es wäre wün-
schenswert, wenn dadurch die Einstellung 
der Politik gegenüber dem Justizvollzug 
positiv beeinflusst würde.

Hamburg hat derzeit die erschreckende 
Zahl von 25 laufenden Disziplinarverfahren 
gegen Kollegen/-innen zu vermelden. Lei-
der sei eine Vielzahl davon auch berechtigt. 
Nordrhein-Westfalen berichtet darüber, 
dass demnächst 300 Gefangene aus dem 
Maßregelvollzug in die JVA’en verlegt wer-
den sollen. Für diese Art von Gefangenen 
wird speziell geschultes Personal benötigt, 
welches nicht verfügbar ist. Hier stehe man 
also vor einer großen Herausforderung.

In Rheinland-Pfalz wurde die Ausbildung 
der Anwärter/-innen auf 18 Monate gekürzt. 
Der erste Lehrgang hat im Sommer die Aus-
bildung beendet. Doch die Kollegen/-innen 
berichten, dass sich das Fehlen der 6 Mo-
nate bereits jetzt an der Qualität bemerk-
bar mache.

Der saarländische Landesvorstand be-
richtet über einen Besuch in Litauen. In 
den dortigen Anstalten tragen bereits alle 
Kollegen/-innen Body-Cams und Teaser. 
Hierbei dienen die Body-Cams nicht, wie 
die Teilnehmer/-innen befürchten, zur Kont-
rolle der Bediensteten, sondern tatsächlich 
dazu, die Abläufe von Vorkommnissen ad-
äquat aufarbeiten zu können. Auch seien 
in Litauen alle Zellen hinter der Haftraum-
tür mit einer Gittertür ausgestattet. Dies 
gewährleistet zusätzlichen Schutz für das 
Personal.

Der Kollege aus Sachsen teilte zum Entset-
zen und Unverständnis aller Anwesenden 
mit, dass angehende Anwärter ihre Tattoos 

fotografieren und diese Bilder zur Vorstel-
lung beim vollzugsärztlichen Dienst mit-
bringen müssen. Doch vereinzelt gäbe es 
hiergegen bereits Klagen.

Abschließend informiert René Müller, Bun-
desvorsitzender des BSBD, über verschie-
dene aktuelle Themen. 

Ein wichtiger Punkt in seinem Bericht sind 
die so genannten „Gefährder“. Derzeit sei 
noch nicht absehbar, was da genau auf 
den Justizvollzug zukommt. Sicher ist je-
doch, dass weder räumlich noch personell 
die Kapazitäten vorhanden sind, um diese 
Aufgabe bewerkstelligen zu können. Bei 
der rechtspolitischen Sprecherin liegt das 
Thema jedoch bereits vor. In diesem Zu-
sammenhang ist es noch wichtig zu wissen, 
dass mittlerweile selbst Sprüche, die den 
Anschein erwecken einen terroristischen 
Hintergrund zu haben, meldepflichtig sind.
Weiter weist René darauf hin, dass im Um-
gang mit der AFD extreme Vorsicht geboten 
sei. In fast allen Bundesländern bemächtigt 
sich die AFD durch scheinbar gute Recher-
chen der brisanten und relevanten Themen 
der Justiz, was bei vielen Kollegen Anklang 
findet.

Er ruft weiter dazu auf, den Ministern der 
Länder „unterzujubeln“, dass der BSBD mit 
dem BMJ über die aktuellen Themen spre-
chen möchte, jedoch bislang keine Reakti-
on seitens des BMJ erfolgt sei bzw. keine 
Gespräche zustande gekommen sind.

Mit der Bekanntgabe, dass das nächste 
Ländertreffen vom 27.10. bis 30.10.2024 in 
Nordrhein-Westfalen stattfindet, war der 
offizielle Teil des Bund-/Ländertreffens be-
endet. 

Am Freitag, den 10.11.2024 ging es je-
doch bereits um 6 Uhr morgens für alle 
Teilnehmer/-innen mit dem Bus in die 
Landeshauptstadt Berlin. Dort fand die 
Justizministerkonferenz statt. Dies war 
ein guter Anlass für eine Protestaktion, 
selbstverständlich im Hinblick auf die 
schleppenden Tarifverhandlungen. Zu-
sammen mit Vertreter/-innen von BSBD, 
dbb und DJG wurde beim Eintreffen der 
Justizminister/-innen der Bundesländer 
für faire Bezahlung und bessere Arbeits-
bedingungen protestiert. „Es geht um Re-
spekt, der auch im Geldbeutel ankommt“, 
äußerte sich Volker Geyer, dbb Tarifchef 
und erntete dafür die laustarke Zustim-
mung der Protestteilnehmer/-innen. Fast 
alle Justizminister/-innen kamen bei ihrer 
Anreise auf die Vertreter/-innen der Ge-
werkschaften ihrer Länder zu und nahmen 
sich Zeit für persönliche Gespräche. Somit 
konnten die Gewerkschaftsvorstände er-
neut ihre Forderungen und Belange anbrin-
gen.

Durch die Anreise der Teilnehmenden des 
BSBD Bund-/Ländertreffens waren fast alle 
Bundesländer versammelt und setzten so 
ein klares Statement: Die Justiz in ganz 
Deutschland hält zusammen und steht so-
lidarisch für die Forderungen ein!

Abschließend bleibt zu sagen, dass das 
diesjährige BSBD Bund-/Ländertreffen 
eine durchaus gelungene Veranstaltung 
war und der Austausch untereinander auch 
für die Zukunft ein wichtiger Baustein sein 
wird, um gemeinsam stetig weiter für eine 
bessere Zukunft aller Justizvollzugsbe-
diensteten in Deutschland einzustehen!   ■

I M P R E S S U M
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Am 01.11.2023 fand die Jahreshauptver-
sammlung 2023 des Ortsverbandes Olden-
burg im Vereinsheim Stadtfeld statt.

Auf der Tagesordnung standen u.a. die The-
men 
• Personalratswahlen, 
• Bericht des Kassenwartes, 
• aktuellen Tarifverhandlungen 
• Bericht vom Landesgewerkschaftstag 
• Vorstandswahlen.

Als Gast konnten wir dieses Mal den Bun-
desvorsitzenden des BSBD, Herrn Rene 
Müller begrüßen, der den anwesenden Kol-
legen in einer lockeren Gesprächsrunde zu 
sämtlichen derzeit aktuellen Themen Rede 
und Antwort gestanden hat.

Zur Neuwahl standen dieses Jahr das Amt 
des 1. Vorsitzenden, des Schriftführers, 
eines Beisitzers und eines Kassenprüfers. 
Der Kollege Thomas Gerdes erklärte sich 
auch in diesem Jahr wieder bereit als Wahl-
leiter zu fungieren, wofür wir ihm an die-
ser Stelle nochmals recht herzlich danken 
möchten.

Im Ergebnis wurden Rainer Schimmelpen-
ning als 1. Vorsitzender und Ralf Kaltenhau-
ser als Beisitzer einstimmig wiedergewählt. 
Neu in den Vorstand gewählt wurden Timo 
Moritz als Schriftführer und Thomas Gerdes 

als Kassenprüfer. Wir freuen uns auf eine 
gute Zusammenarbeit.

Zu Beginn der Veranstaltung wurde das 
Thema der bevorstehenden Personalrats-
wahl und der Positionierung des VNSB im 
Oldenburger Personalrat besprochen.

Entsprechend einer Mitarbeiterumfrage 
wird gewünscht die Personalratswahl 2024 
als Persönlichkeitswahl, statt wie bisher 
als Listenwahl durchzuführen. So soll eine 
gemeinsame Kandidatenliste mit den Kan-
didaten der bisher einzigen anderen Liste, 
der „Freie Liste“, erstellt werden, um so 
eine Persönlichkeitswahl zu erzwingen. Zu 
Bedenken ist jedoch die Möglichkeit, dass 
sich jemand mit einer komplett neuen Liste 
um den Personalrat bewerben könnte und 
sodann die Reihenfolge der Kandidaten in 
der eingereichten Liste plötzlich Relevanz 
bekäme. 

Die Jahreshauptversammlung konnte sich 
darauf einigen, dass das Streben nach einer 
Persönlichkeitswahl weiterverfolgt wird. 
Bei der Aufstellung der Liste ist allerdings 
darauf zu achten, dass unsere Mitglieder in 
den oberen Rängen ausreichend vertreten 
sind, um in jedem Fall im Personalrat auch 
in Zukunft gut vertreten zu sein.

Jahreshauptversammlung OV Oldenburg

Für das leibliche Wohl haben die neuen 
Pächter des Vereinsheims uns dann mit ei-
nem Spießbratenbuffet verwöhnt. 

Zum Abschluss waren dann noch 16 Jubi-
lare für ihre langjährige Mitgliedschaft im 
Ortsverband Oldenburg zu ehren, der Kol-
lege Günther Hayen sogar für eine Mitglied-
schaft von 40 Jahren.       ■

Ehrungen

René  Müller, Rainer Schimmelpennig
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Der VNSB-Ortsverband Uelzen hatte am 
09.02.2024 zu seiner Generalversammlung 
geladen und dreißig Mitglieder, Pensionäre, 
Gäste und Freunde des Verbandes waren 
der Einladung gefolgt. Eine recht erhebliche 
Anzahl für unseren (kleinen) Ortsverband, 
was der Vorsitzende Ralf Schlütemann den 
Gästen in seiner Begrüßungsrede gleich 
rückmeldete. Um zu seinem traditionellen 
Februartermin zurückzukommen hatte der 
Ortsverband seine Mitgliederversamm-
lung 2023/24 vom C-19-bedingten Novem-
berzeitraum wieder an den Jahresanfang 
gelegt und dazu gleich in das neu gestal-
tete Clubhaus am Leuchtturm im Uelzener 
Yachthafen verlegt.

Ralf gab nun einen Rückblick auf die zu-
rückliegende VNSB-Landesvorstands- und 
Ortsverbandsarbeit von gut einem Jahr. 
Dabei stachen die großen Erfolge des VNSB 
von der amtsangemessenen Alimentation / 
Kind auch für A9-besoldete Kollegen/innen 
sowie die Erhöhung der Vollzugszulage auf 
180,- € und damit im bundesweiten Län-

Erstmalig gleich 5 Kollegen im OV Uelzen 
für 40-jährige Verbandsmitgliedschaft geehrt.

dervergleich die Spitze einnehmend, her-
vor. Weiter konnte berichtet werden, dass 
durch alleinige Initiative des VNSB 70 Be-
förderungsstellen im Bereich A9/A9z in den 
Haushalt eingebracht wurden. Die diesbe-
züglichen Stellenpläne stehen unmittelbar 
vor Ausgabe an die Anstalten; in der JVA 
Uelzen wird dies in Form von drei Stellen-
hebungen nach A9 bemerkbar werden.

Weiter konnte Ralf vom Antrittsbesuch des 
Landesvorstandes bei Frau Justizministerin 
Dr. Wahlmann vom Anfang des Jahres 2023 
berichten, bei dem eine durch LV wahrge-
nommene sehr interessierte Gesprächsat-
mosphäre vorherrschte. Der Justizvollzug 
wird in der Politik (wieder) spürbar wahr-
genommen. Auf dem 24. Landesgewerk-
schaftstag des VNSB vom 23.08.2023 
zeigte sich schließlich, dass sich die Arbeit 
auszahlt; der VNSB-LV wurde einstimmig in 
seinen Ämtern bestätigt.

Als einer der Ortsverbandshöhepunkte war 
sicher das zurückliegende Wintervergnü-

gen in der Lüneburger Altstadt in Beglei-
tung von Meister Hans, dem Scharfrichter 
von Lüneburg. Bei diesem erfuhren die Uel-
zer Mitglieder in den malerischen Winkeln 
der Hansestadt Interessantes und Kurioses 
über das Rechtssystem des Mittelalters 
(siehe Bericht in dieser Ausgabe). Nicht 
unerwähnt bleiben darf letztlich die vom 
Beamtenbund organisierte Demonstration 
am 23.11.2023 vor dem Finanzministerium, 
an der sich der OV Uelzen beteiligte und die 
mit dazu beigetragen hat, dass das Tarifer-
gebnis 1 : 1 auf die Beamtenschaft und den 
Justizvollzug übertragen wurde.

Die eingeladene stellvertretende Landes-
vorsitzende Eveline Rebekka Makrai er-
gänzte im Weiteren noch mit ihrer charman-
ten Art zur Landesvorstandsarbeit und war 
für die Uelzer Mitglieder über den Abend 
hinweg eine versierte Ansprechpartnerin. 
Sie schwor die Kollegen/innen auf die un-
mittelbar bevorstehende Personalratswahl 
ein und machte deutlich, warum es so 
wichtig ist, der Justizvollzugs-Fachgewerk-

40 Jahre Mitglied im VNSB - Norbert Schott, Christian Born, Wilfried Lilje
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schaft VNSB im Hauptpersonalrat die Stim-
me zu geben.

Unser Schatzmeister Alexander Müller 
gab nun seinen Kassenbericht ab. Was soll 
dazu gesagt werden: der OV Uelzen kommt 
vor Armut kaum in den Schlaf! Nachdem 
ebenfalls unsere Kassenprüfer über die 
ordnungsgemäße Buchführung berichten 
konnten wurde der Vorstand auf Antrag 
hin entlastet. Die Gelegenheit, um Susanne 
Petersen vom VNSB-Partnerunternehmen 
Signal-Iduna das Wort zu überlassen. So 
konnte die Signal-Iduna den anwesenden 
Mitgliedern aus erster Hand und vom Fach 
einen Ein- und Überblick über die neue 
Möglichkeit der „pauschalen Beihilfe“ ge-
ben. Diese Chance wurde rege genutzt und 
viele Fragen konnten durch Susanne beant-
wortet werden.

In einer offenen Wahl wurde anschließend 
Ralf Schlütemann im Vorsitz des OV UE 
bestätigt. Auch Maria Graf als stellv. Vor-
sitzende wurde einstimmig wiedergewählt. 
Laura Husen schied turnusgemäß als Kas-
senprüferin aus ihrem Amt aus; zur Nach-
folgerin wurde Julia Serwotki gewählt. Der 
Dank von Ralf geht an die Mitglieder vom 
Ortsverbandsvorstand, die ihre Zeit gerne 
für das Uelzer Kollegium aufbringen.

Für den OV Uelzen war es jetzt an der Zeit, 
erstmalig seit seinem Bestehen, gleich 5 
Kollegen für 40-jährige Mitgliedschaft zu 
ehren. Diese Ehre kam bisher in Uelzen 
nur Gabi Bröcher (2016) und Wilhelm Hart-
mann (2021) zuteil. So war es für den ge-

rade wiedergewählten Vorsitzenden Ralf 
Schlütemann im Beisein der stellv. LV Eve-
line Makrai eine besondere Freude, unsere 
Mitglieder Christian Born, Wilfried Lilje und 
Norbert Schott persönlich mit einem Prä-
sentkorb, Ehrennadel und kleiner Laudatio 
für 40-jährige Verbandstreue zu danken, 
was mit viel Applaus aus dem Plenum be-
gleitet wurde. Leider konnten die Mitglie-
der Paul Drinkgiern und Stefan Stüwe aus 
gesundheitlichen Gründen nicht persönlich 
vor Ort sein; sie erhalten ihre Urkunden 
auf dem Postweg, die übermittelten Grüße 
wurden weitergeleitet. 

Das beliebte Preiskniffeln mit den eigens 
angefertigten Würfelbechern mit VNSB-
Logo und VNSB-grünen Würfeln entschied 
unser Pensionär Manfred Koslowski bereits 
zum dritten Mal (!) für sich und ist nun Hüter 
des begehrten VNSB-Pokals aus dem Orts-
verband. Glückwunsch Manfred, nächstes 
Jahr geht die Jagd wieder los…

PR-Weggefährten

Three-Times-Winner of the Kniffelcup - Manfred 
Koslowski

VNSB-Partner-Versicherung informiert über die 
pauschale BeihilfePräsentkörbe

Die Kasse stimmt
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Nicht unerwähnt -1- bleiben soll, dass wir 
bei Jana Gerdt vom Clubhaus toll verköstigt 
worden sind und uns sehr wohl gefühlt ha-
ben und ebenfalls schon für 2025 gebucht 
haben. Vielen Dank dafür. 

Nicht unerwähnt -2- bleiben soll, dass mich 
die Ehrung von Wilfried Lilje ein Stück be-
rührt hat. Er gehört zu den Kollegen, die 
JVA Uelzens schwerste Stunde - dass sich 
in diesem Jahr zum 25. Mal jährende At-
tentat vom 13.08.1999 - nicht nur erlebt-, 
sondern auch überlebt haben (VNSB-Info 
02/2019). Vielen Dank für deine Einblicke 
und das du heute da warst.

Für den Ortsverband Uelzen
Ralf Schlütemann
-1. Vorsitzender-        ■ Vorsitzender - engagiert Ralf Schlütemann, Wilfried Lilje

Endlich ist es wieder Grünkohlzeit und wir 
hatten einen perfekten Grund uns endlich 
mal wieder mit den „Alten, Jungen und 
Ehemaligen“ zutreffen.

Doch bevor das Hauptgericht serviert 
wurde, war das Wichtigste an diesem Tag 
durchzuführen. 
Die Ehrungen für die langjährige Mitglied-
schaft im Ortsverband Hannover!

Sandra Koryn & Dirk Naujokat wurden für 
25jährigen Mitgliedschaft im Ortsverband 

Hannover hatte zum Grünkohlessen 2023 im Restaurant 
Radieschen in der Steintormasch in Hannover geladen.

Hannover geehrt und erhielt vom Ortsver-
bandsvorsitzenden Rüdiger Giermann eine 
Urkunde sowie eine kleine Aufmerksamkeit 
für ihre langjährige Treue überreicht.

Es ist in der heutigen Zeit keine Selbstver-
ständlichkeit mehr, sich über solch einen 
langen Zeitraum gewerkschaftlich zu or-
gansierten, und seinem Verband dann auch 
die Treue zu halten!  Dankeschön an euch.

Nachdem der offizielle Part abgehalten, 
alle zu Ehrenden, ihre Urkunden, Präsente 
und Glückwunsche erhalten haben, ging es 
ans Buffet und das nicht nur einmal. 

Reichlich und lecker war der Tisch gedeckt 
und der Koch durfte sich auch in diesem 
Jahr ein großes Lob von den Teilnehmern 
anhören. Was ihm sicher ist, wir kommen 
auch im nächsten Jahr wieder zu ihm, ins 
Restaurant Radieschen.

Rüdiger Giermann      ■

Ehrung für Dirk Naujokat

gemeinsames Buffet im RadieschenEhrung für Sandra Koryn
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Die großen Baustellen
BSBD NRW-Vorsitzender Horst Butschinek berichtet

Laut einer Studie des ADAC aus dem Jahr 
2023 ist Nordrhein-Westfalen trauriger 
Stau-Rekordhalter. Die Dauer aller Ver-
kehrsstörungen betrug im Jahr 2023 al-
lein in NRW gut 143.600 Stunden. Grund 
dafür sind häufig Baustellen. Doch nicht 
nur im Straßenverkehr gibt es Baustel-
len ohne Ende. Auch im Justizvollzug hat 
man den Eindruck, dass mit jeder Bau-
stelle, die beendet wird, mindestens eine 
Neue entsteht. Bei vielen, der bereits seit 
Jahren bestehenden Baustellen, geht es 
leider überhaupt nicht voran. Das fru-
striert die Kolleginnen und Kollegen vor 
Ort und ist bei der Nachwuchsgewinnung 
überhaupt nicht hilfreich. Im Gegenteil! 
Beispielhaft sollen hier einige der Bau-
stellen beleuchtet werden.

Die Meisterzulage
Bereits im Jahre 2016 (!) hat der damalige 
Landesvorsitzende des BSBD NRW Peter 
Brock im Rahmen einer Stellungnahme zum 
Dienstrechtsmodernisierungsgesetz eine 
Erhöhung der Meisterzulage in den Fokus 
gerückt. Die Argumente von damals sind 
auch heute noch richtig: Um die besonde-
re Qualifikation, die der Werkdienst mit der 
vorgeschriebenen Meisterprüfung in den 
Vollzug einbringt, angemessen zu hono-
rieren und die damit verbundenen Kosten 
auszugleichen, hat der BSBD-Vorsitzende 
nachdrücklich dazu aufgefordert, die so-
genannte Meisterzulage von derzeit 39,79 
Euro auf 150,00 Euro anzuheben. Der Voll-
zug sei auf motivierte Berufsausbilder und 
Betriebsleiter angewiesen, weil gerade von 
der beruflichen Rehabilitation und Quali-
fizierung von Inhaftierten ganz wesentlich 
das Gelingen der Wiedereingliederungs-
bemühungen abhänge. Diese spezifischen 
Leistungen, die unter schwierigsten Bedin-
gungen zu erbringen seien, müssten finan-
ziell anerkannt und honoriert werden, for-
derte Peter Brock zur Nachbesserung des 
Gesetzentwurfes auf.

Durch Inflation und die allgemeine Kos-
tensteigerung halten wir mittlerweile eine 
Anhebung der Meisterzulage auf 250,00 
Euro für mehr als angemessen! Wenn man 
sich überlegt, dass eine Meisterausbildung 
zwischen 10.000 Euro und 15.000 Euro kos-
tet, die in der Regel von den Kolleginnen 
und Kollegen selbst finanziert wird, muss 

man kein Genie sein, um auszurechnen, 
wie lange es dauert, um diesen finanziellen 
Aufwand zu amortisieren. 

Wir werden bei den nun anstehenden Ge-
sprächen mit den politischen Parteien im 
Düsseldorfer Landtag diese Forderung 
erneut mit Nachdruck vortragen. Unser 
Fachschaftssprecher für den Werkdienst, 
Kollege Peter Lipperts, wird uns dabei un-
terstützen.

Die wöchentliche Arbeitszeit
Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
für Beamtinnen und Beamte in Nordrhein-
Westfalen beträgt durchschnittlich 41 
Stunden. Diese Arbeitszeit verringert sich 
auf 40 Stunden nach Vollendung des 55. 
Lebensjahres und auf 39 Stunden nach 
Vollendung des 60. Lebensjahres. 

Die Erhöhung im Jahr 2004 von 38,5 auf 
41 Wochenstunden war, wie sollte es an-
ders sein, ein Beitrag der Beamtinnen und 
Beamten zur Haushaltskonsolidierung. 
Jetzt, im Jahr 2024, gilt diese Regelung 
immer noch. Dass Beamtinnen und Beam-
te nun bereits seit fast zwei Jahrzehnten 
jährlich rund 12 Tage mehr arbeiten als 
ihre tarifbeschäftigten Kolleginnen und 
Kollegen wird bei den Diskussionen gerne 
einmal außer Acht gelassen.

Die wöchentliche Arbeitszeit ist bei der 
Nachwuchswerbung ein echter Hemm-
schuh. Während in anderen Branchen über 

eine Reduzierung auf 35 Stunden pro Wo-
che diskutiert wird, hält man in NRW stoisch 
an den 41 Stunden fest. Für junge Bewerbe-
rinnen und Bewerber erscheint dies aller-
dings als ein Relikt aus vergangener Zeit. 
Attraktivität geht anders! Neuerdings 
wird als Argument für einen Verbleib bei 
der 41-Stunden-Woche herangezogen, dass 
bei einer Reduzierung dies zu einer Mehr-
belastung der Beschäftigten führen würde, 
da der Umfang der zu erledigenden Arbeit 
nicht geringer würde.

Deshalb fordert der BSBD NRW gemein-
sam mit unserem Dachverband, dem DBB 
NRW, dass der öffentliche Dienst in Nord-
rhein-Westfalen insgesamt attraktiver aus-
gestaltet werden muss.

Vergütung des Dienstes zu un-
günstigen Zeiten
An Sonntagen und gesetzlichen Wochen-
feiertagen, an Samstagen vor Ostern und 
Pfingsten nach 12 Uhr sowie am 24. und 
31. Dezember jeden Jahres nach 12 Uhr, 
wenn diese Tage nicht auf einen Sonntag 
fallen, haben die Beamtinnen und Beamten 
in Nordrhein-Westfalen einen Anspruch auf 
eine Zulage. Diese beträgt aktuell 3,73 Euro 
pro Stunde und muss zum Teil versteuert 
werden.

Im Schicht- und Wechseldienst ist es unum-
gänglich, dass auch an Sonn- und Feierta-
gen gearbeitet werden muss. Das liegt in 
der Natur der Sache. Wenn die Kolleginnen 
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und Kollegen aber schon zu „ungünstigen“ 
Zeiten Dienst verrichten müssen, dann 
müssen sie dafür auch angemessen be-
zahlt werden. 3,73 Euro sind mit Sicherheit 
heutzutage nicht mehr angemessen! Dafür 
würden Arbeitnehmer in anderen Branchen 
noch nicht einmal aufstehen, geschweige 
denn zum Dienst gehen. 

Diesen Themenkomplex können wir nur ge-
meinsam mit unserem Dachverband, dem 
DBB NRW, bearbeiten, da die Erschwernis-
zulagenverordnung (EZulV), in der die Zula-
gen geregelt sind, für alle Beamtinnen und 
Beamten in Nordrhein-Westfalen gilt. Auch 
dieses Thema werden wir bei den Gesprä-
chen im Landtag auf der Agenda haben.

Bauliche Mängel und Sanierungs-
bedarf
Viele Justizvollzugsanstalten in Nordrhein-
Westfalen sind veraltet, marode oder ent-
sprechen nicht mehr den heutigen Stan-
dards. Dies betrifft sowohl die Hafträume, 
die Versorgungs- und Sicherheitstechnik, 
die Werkbetriebe, die Freizeit- und Sport-
einrichtungen als auch die Verwaltungs- 
und Personalräume. Die baulichen Mängel 
beeinträchtigen nicht nur die Funktionsfä-
higkeit und die Sicherheit des Justizvoll-
zugs, sondern auch die Sicherheit und die 
Gesundheit der Kolleginnen und Kollegen. 
Um die baulichen Mängel zu beseitigen, 
sind umfangreiche Sanierungs- und Mo-
dernisierungsmaßnahmen erforderlich, 
die jedoch hohe Kosten verursachen und 
lange Zeit in Anspruch nehmen. Die Lan-
desregierung hat zwar in den letzten Jah-
ren die Investitionen in den Justizvollzug 
erhöht und mehrere Bauprojekte angesto-
ßen, doch der Sanierungsbedarf ist noch 
lange nicht gedeckt. Zudem werden die 
Baumaßnahmen durch die teilweise hohe 
Belegung der Justizvollzugsanstalten und 
die begrenzte Verfügbarkeit von Ersatzflä-
chen erschwert.

Ein weiteres Problem im Justizvollzug ist 
das Fehlen von moderner Kommunikations- 
und Informationstechnik, die für einen effi-
zienten und zeitgemäßen Justizvollzug un-
erlässlich ist. Insbesondere die Ausstattung 
mit digitalen Funkgeräten ist in vielen Jus-
tizvollzugsanstalten in Nordrhein-Westfalen 
mangelhaft oder gar nicht vorhanden.

In vielen Anstalten verwenden die Kolle-
ginnen und Kollegen immer noch analoge 
Funktechnik. Leider ist die Ausstattung al-
ler Bediensteten in diesen Justizvollzugs-
anstalten mit Funkgeräten auf Dauer nicht 
mehr zu gewährleisten, da die Geräte veral-

tet sind und nicht mehr produziert werden. 
Grund hierfür ist das Auslaufen des analo-
gen Funks im Jahr 2026. 

In einigen Anstalten sind alle Bedienste-
ten zusätzlich mit Personennotrufgeräten 
(PNG) oder digitalen Funkgeräten ausge-
stattet. Dies ermöglicht jederzeit und aller-
orts die Auslösung eines Alarms. Seit Jah-
ren fordert der BSBD NRW auch in diesem 
Bereich dringend die Ausstattung aller Be-
diensteten in allen Vollzugseinrichtungen 
mit Personennotrufgeräten bzw. digitalen 
Funkgeräten.

Bereits bei der Eröffnung der JVA Gelsen-
kirchen im Jahr 1998 wurde jede/r Bediens-
tete mit einem PNG ausgestattet. Im Jahr 
2014 wurde dort schon von der Analog-
technik auf DECT-Technik umgestellt. Ein 
Vierteljahrhundert später ist es der Politik 
nicht gelungen, diese sicherheitstechni-
sche Grundausstattung in allen nordrhein-
westfälischen Justizvollzugsanstalten als 
Standard zu implementieren.

Es ist uns bewusst, dass bauliche Gege-
benheiten häufig einen Einbau der digita-
len Technik erschweren. Dies erkennen wir 
an und sehen auch die Bemühungen der 
Administration, Verbesserungen herbeizu-
führen. 

Was wir allerdings nicht nachvollziehen 
können, ist der Verweis der Politik auf die 
Haushaltslage in diesem Zusammenhang. 
Übrigens waren alle etablierten Parteien 
in den letzten 25 Jahren in der Regierungs-
verantwortung. Wir können nicht nachvoll-
ziehen, dass dem Schutz der Vollzugsbe-
diensteten in NRW keine hinreichende 
Priorität eingeräumt wird.

Sowohl die Leitungen der betroffenen Ein-
richtungen als auch das Ministerium der 
Justiz sind bemüht, hier tätig zu werden. 
Jedoch kosten Planungen, Mittelanforde-
rungen, Mittelbereitstellung, Ausschrei-
bungen Zeit. Wenn dann im diesem lang-
wierigen, bürokratischen Prozess noch 
Personalwechsel stattfinden, gerät ein sol-
ches Projekt sehr schnell in Verzögerung.

Der BSBD NRW fordert von der Politik 
endlich mit höchster Priorität so schnell 
wie möglich alle Justizvollzugsanstalten 
des Landes mit digitalen Personennotruf-
anlagen bzw. digitalen Funkgeräten aus-
zustatten. Nur durch die Ausstattung mit 
PNG bzw. digitalen Funkgeräten besteht für 
jede Kollegin und jeden Kollegen die Mög-
lichkeit, unmittelbar Hilfe anzufordern. Die 

Sicherheit darf nicht an der Haushaltslage 
des Landes scheitern! 

25 Jahre sind mehr als genug Zeit gewe-
sen, um als Arbeitgeber die Sicherheit sei-
ner Beschäftigten zu gewährleisten.

Dienstpostenbewertung im Justiz-
vollzug
In den letzten Jahren ist die Dienstpos-
tenbewertung immer wieder einmal ange-
passt worden. Meist waren dafür aktuelle 
Entwicklungen anstoßgebend wie z. B. die 
Einrichtung eines zweiten Standortes für 
die Justizvollzugsschule. Ein echter Durch-
bruch wurde dabei allerdings nicht erzielt.
Im Mai 2020 hat sich im Ministerium der 
Justiz eine Arbeitsgruppe gebildet, die es 
sich zur Aufgabe gemacht hatte, die Dienst-
postenbewertung zukunftssicher neu aus-
zurichten. Bei diesem Vorhaben ging es 
nicht um kurzfristige Änderungen, sondern 
vielmehr darum, langfristig in der Lage zu 
sein, fundierte Vorschläge zur Anpassung 
der Einstufungsbestimmungen mit stich-
haltiger Begründung vorzulegen. Das Ziel 
war die Entwicklung eines umfassenden 
Konzepts, das sowohl die bestehenden ge-
setzlichen Rahmenbedingungen als auch 
potenzielle normative Änderungsbedarfe 
berücksichtigt.

Das Ergebnis, das die Arbeitsgruppe sei-
nerzeit erarbeitet hat, haben wir als BSBD 
NRW selbstverständlich den politischen 
Parteien zur Verfügung gestellt. Zusam-
menfassend kann gesagt werden, dass na-
hezu in allen Laufbahnen Veränderungsbe-
darf gesehen wurde. Leider ist, wie so oft, 
seitdem nichts passiert. Aber auch diesen 
Themenkomplex werden wir bei den poli-
tischen Gesprächen wieder auf der Tages-
ordnung haben.

Viele weitere Themen
Selbstverständlich gibt es viele weitere 
Themen, die wir auf unserer Agenda ha-
ben. Alles hier und jetzt aufzuführen, würde 
allerdings den Rahmen sprengen.

Aber liebe Kolleginnen und Kollegen, ihr 
könnt sicher sein, dass wir alles Wesentli-
che im Blick haben und die Politik nicht vom 
Haken lassen.

#voneuchfüreuchmiteuch
Viele Grüße
Horst Butschinek

Horst Butschinek 
(Landesvorsitzender BSBD NRW)  ■
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Zu einer etwas anderen Art des Austau-
sches lud der BSBD NRW seine Mandats-
träger am 31. Januar 2024 ein. In einem 
Online-Stammtisch konnten sich die Kol-
leginnen und Kollegen untereinander aus-
tauschen und von den Erfahrungen der 
anderen Teilnehmer profitieren. Neben 
dem Erfahrungsaustausch stand aber auch 
der Wissenstransfer im Fokus. Trotz der 
räumlichen Distanz rückten alle Teilnehmer 
schnell zusammen.
Man kam überein, dass die virtuelle Platt-
form eine ausgezeichnete Möglichkeit bie-
tet, sich über relevante Themen auszutau-
schen und Lösungen für die kommenden 
und bestehenden Herausforderungen zu 
erarbeiten. Die positive Atmosphäre und 
die offene Kommunikation trugen dazu bei, 
dass die Veranstaltung zu einem Erfolg wur-
de. Dieser Weg soll fortgesetzt werden. Die 
digitale Vernetzung eröffnet neue Wege für 
den Austausch von Ideen und Erfahrungen. 
Der erste Online-Stammtisch markiert ei-
nen Schritt in Richtung moderner Gewerk-
schaftsarbeit, in der die Herausforderun-
gen der Zeit durch innovative und effektive 
Kommunikationsmittel bewältigt werden. 

Landesleitung BSBD NRW ■

Erster Online-Stammtisch für Mandatsträger in NRW

Am Freitag, 14. Juni 2024, startet in Mün-
chen die Europameisterschaft mit dem 
Spiel Deutschland gegen Schottland. Ge-
meinsam mit unseren Kooperationspart-
nern BB Bank, DBV und Hotel Feldkamp 
haben wir für alle Fußballbegeisterten ein 
Tippspiel organisiert. Alle Kolleginnen und 
Kollegen des NRW-Justizvollzuges können 
sich unter www.kicktipp.de/bsbd-nrw re-
gistrieren und zeigen, wie hoch der Fuß-
ballsachverstand ist. 

Dank unserer Kooperationspartner gibt es 
attraktive Gewinne für die besten Tipperin-
nen und Tipper. Zu ergattern sind Amazon-
Gutscheine im Wert von 400,00 Euro (Platz 
1), 300,00 Euro (Platz 2) und 200 Euro 
(Platz 4) Euro sowie ein Hotelgutschein im 

Tippspiel des BSBD-NRW zur Europameisterschaft 2024

Wert von 280 Euro (Platz 3) für zwei Über-
nachtungen inklusive Frühstück und Can-
dle-Light-Dinner. Damit auch bei weniger 
Glück im Spiel die Freude am Tippen nicht 
verloren geht, wird unter allen, die jede Be-
gegnung und jede Bonusfrage beantwortet 
haben, am Ende ein Originaltrikot der deut-
schen Nationalmannschaft verlost. Am Ball 
bleiben lohnt sich also.

Getippt werden alle Begegnungen der Vor- 
und Endrunde und es müssen Bonusfragen 
beantwortet werden. Die Begegnungen 
können bis kurz vor Anpfiff getippt werden, 
die Bonusfragen müssen bis zum Start der 
EM 2024 beantwortet sein. Die Punktever-
teilung kann nach der Anmeldung im Tipp-
spiel eingesehen werden. In der Vorrunde 

wird das Ergebnis nach 90 Minuten getippt, 
in der Endrunde wird das Ergebnis nach ei-
nem möglichen Elfmeterschießen getippt. 
Sollten am Ende des Tippspiels gleiche 
Punktzahlen in den Gewinnrängen vorhan-
den sein, entscheidet das Los. Die Gewin-
nübergabe findet in der Geschäftsstelle in 
Düsseldorf statt und die Teilnahme setzt 
die Bereitschaft voraus, mit Bild im Voll-
zugsdienst veröffentlicht zu werden. 

Der BSBD NRW wünscht begeisternde Spie-
le auf höchstem Niveau und eine spannen-
de EM im eigenen Land. Wir drücken allen 
Teilnehmern  ganz fest die Daumen und 
freuen uns auf die Siegerehrung. 

BSBD NRW  ■
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Im September 2023 ist das Rahmenkonzept 
Gesundheitsmanagement im Justizvollzug 
in Kraft getreten. Im § 76 des Landesbe-
amtengesetz NRW ist das Gesundheitsma-
nagement gesetzlich verankert. Grundlage 
für dieses Rahmenkonzept war neben dem 
Leitfaden „Gesundes Arbeiten im Justiz-
vollzug“ aus dem Jahr 2010 eine Dienstver-
einbarung, die zwischen dem Ministerium 
der Justiz und dem Hauptpersonalrat Jus-
tizvollzug im Jahr 2012 geschlossen wurde. 
Mit dem Gesetz zur Steigerung der Attrak-
tivität des öffentlichen Dienstes vom April 
2022 wurden die Wichtigkeit der Gesund-
heitsförderung sowie deren Anforderungen 
nochmals hervorgehoben.

Der BSBD NRW erkennt an, dass in den 
Justizvollzugseinrichtungen sowohl durch 
engagierte Leitungen als auch engagierte 
Kolleginnen und Kollegen vor Ort vieles in 
den letzten Jahren erarbeitet und umge-
setzt wurde. An dieser Stelle unser Dank!
Mit dem Rahmenkonzept zum Gesund-
heitsmanagement im Justizvollzug sollen 
weitere Strukturen geschaffen, Präventi-
onsmaßnahmen eingeleitet, Maßnahmen 
zur Erhaltung der Gesundheit durchgeführt, 
Ziele erreicht sowie Analysen betrieben 
und Rückschlüsse gezogen werden. 
Der BSBD NRW begrüßt diese Weiterent-
wicklung und verbindet damit den Wunsch, 

dass dieses, mit guten Vorsätzen und Ab-
sichten entwickelte und auf den Weg ge-
brachte, Rahmenkonzept gelebt und umge-
setzt wird.

Ein erfolgreiches und effizientes Gesund-
heitsmanagement muss vor Ort in den Be-
hörden praktiziert werden. Nur so lassen 
sich stärker werdende Belastungen, Risi-
ken des Alltages und krankheitsbedingte 
Ausfälle minimieren. Damit einhergehend 
müssen strukturelle, finanzielle sowie per-
sonelle Ressourcen zur Verfügung stehen. 
Nur mit gutem Willen und warmen Worten 
wird ein erfolgreiches Gesundheitsma-
nagement nicht umzusetzen sein. 

Der BSBD NRW wird die Entwicklung verfol-
gen. Die derzeit in Bearbeitung befindliche 
Rundverfügung zur „Psychosozialen Notfall-
versorgung von Justizvollzugsbediensteten 
nach besonders belastenden beruflichen 
Ereignissen in den Justizvollzugseinrich-
tungen des Landes Nordrhein-Westfalen 
(PSNV)“ wird dabei ebenfalls ein entschei-
dender Baustein sein. Hier wird sich zei-
gen, ob die erforderlichen und geforderten 
personellen Ressourcen seitens der Admi-
nistration zur Verfügung gestellt werden. 
Aus gewerkschaftlicher Sicht müssen die 
finanziellen Mittel, die im Rahmen des 
engen Haushaltes den Anstaltsleitungen  

Fesseln anlegen, erhöht werden. Wenn in 
den Einrichtungen vor Ort entschieden wer-
den muss, ob entweder Freizeit-/Behand-
lungsmaßnahmen für die Inhaftierten oder 
Maßnahmen zur Gesundheitsförderung der 
Bediensteten finanziert werden können, 
sind wir auf dem falschen Weg. 

Markus Dahlbeck 
(Bezirkssprecher Mitte im BSBD NRW)  ■

Gesundheitsmanagement im Justizvollzug NRW
Neues Rahmenkonzept muss Praxistauglichkeit noch beweisen
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Your system has a serious problem and needs to be 
restarted. We only collect all error information and then 
tray again to restart the system. Wish us luck …

Die Angehörigen des 
deutschen Justizvollzuges 
halten das System 
am Laufen…
Schon mal darüber 
nachgedacht ?Gewerkschaft Strafvollzug

DEINE GEWERKSCHAFT  -  DEINE  ZUKUNFT

www.bsbd.de

Aus dem Vollzug, für den Vollzug

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

Version 7: Dach    =  100 % HKS 44 K 
  BSBD     =  100 % HKS 44 K
  Gewerkschaft Strafvollzug = 100 % HKS 44 K Schrift: Arial

www.bsbd.nr w
Besuchen 

Sie uns 
im Internet

Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands – Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V.

Immer bestens informiert
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Für das dreitägige Seminar, das vom 26. 
bis zum 28. Februar im Hotel Collegium 
Leoninum in Bonn stattfand, konnte Robert 
Hein, Kommunikationstrainer, Coach und 
Politikberater als Dozent gewonnen wer-
den. Dieser vermittelte sein weitreichendes 
Wissen über Konflikte und Konfliktmanage-
ment. Unterstützt wurde er von Stefan Leif, 
Seminarleiter des BSBD NRW. Die Agenda 
des Seminars umfasste eine Vielzahl von 
Themen, darunter die Entstehung von Kon-
flikten, präventive Konfliktkommunikation 
sowie praktische Übungen zur Bewältigung 
von Konfliktsituationen. Besonderes Au-
genmerk lag auf dem Transfer der erlernten 
Fähigkeiten in den Alltag der Teilnehmer.
Die praktische Umsetzung erfolgte durch 
Rollenspiele, in denen die Teilnehmer aktiv 
Konfliktsituationen durchspielten und an-
schließend konstruktives Feedback erhiel-
ten. Ein weiterer Schwerpunkt lag auf dem 
Erkennen von Konflikten sowie der Wahr-
nehmung und dem Umgang mit verschie-
denen Reaktionen in solchen Situationen.
Das Seminar stieß bei den 14 Teilnehmern, 
allesamt Mitglieder des BSBD NRW, auf 

großes Interesse. Die durchweg positive 
Resonanz der Teilnehmer freute auch Semi-
narleiter Stefan Leif, der in seinen Schluss-
worten die positive Stimmung in der Grup-
pe hervorhob. Ziel der Seminare des BSBD 
sei es, nicht nur dienstlichen Benefit zu er-

Konfliktbewältigung und der sichere Umgang mit Konflikten
Der BSBD NRW beginnt das Seminarjahr 2024 mit einem herausfordernden Thema 

zeugen, sondern vielmehr den Transfer ins 
private zu ermöglichen. 

Stefan Leif
Stellv. Landesvorsitzender BSBD NRW
Seminarleiter BSBD NRW                             ■
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In vielen Bereichen des Lebens ist Konkur-
renz gerne gesehen und gilt als belebendes 
Element. Betrachten wir beispielsweise die 
Bundesliga, so wären viele von uns froh, 
wenn es endlich mal wieder ernstzunehmen-
de Konkurrenz um den Meistertitel geben 
würde…

Wettbewerb scheint also häufig eine gute Sa-
che, aber wie verhält es sich, wenn aus Wett-
bewerb Rivalität wird? 
Voraussetzung jeder Konkurrenz ist ein Ziel, 
das nicht alle gleichzeitig erreichen können. 
Das kennen wir in unserem System nur allzu 
gut. Wir alle wissen, dass nicht jede/r das 
Ende der Fahnenstange wird erreichen kön-
nen und wir alle wissen auch, dass nicht jeder 
bekommt, was er verdient. 
Versteht man Konkurrenz als Wettstreit im 
Sinne eines sportlichen Vergleichs, so kön-
nen Kolleginnen und Kollegen um eine Be-

förderung konkurrieren und sich dennoch 
weiter schätzen und sogar daran wachsen. 
Ob wir wollen oder nicht: wir alle stehen 
ständig in Konkurrenz zu anderen. Mal ver-
gleichen wir uns selbst mit anderen, mal 
übernimmt das das Umfeld. Jede/r von uns 
hat mindestens eine/n Vorgesetzte/n, der 
über uns im Vergleich zu anderen zu ent-
scheiden hat. Damit müssen wir leben. Umso 
wichtiger, dass wir entscheiden, was für Kon-
kurrenten wir sein wollen.

Entscheidend ist aber natürlich auch, dass 
Vorgesetzte sich ihrer Verantwortung und 
Fürsorgepflicht bewusst sind und ein faires 
Miteinander anstreben, damit es nicht zu 
verbissener Rivalität oder gar hinterhältigen 
Tricks in der Zusammenarbeit kommt. Für-
sorgepflicht ist übrigens das Pendant zur 
Treuepflicht. Und wer seinen Dienst treu und 
engagiert erledigt, der sollte unbedingt von 

Vorgesetzten erwarten, dass diese ihren Ver-
pflichtungen ebenso nachkommen! 
Gute Vorgesetzte kennen ihre Leute und stel-
len sich vor sie. Sie schätzen wert, loben, un-
terstützen und beurteilen fair und vorschrifts-
mäßig.  

Wir sollten einander und auch unsere Kon-
kurrenten schätzen. Denn mal ehrlich: Wie 
viel Ruhm bringt wohl der Gewinn einer Welt-
meisterschaft, wenn es keinen Rivalen um 
den Titel gibt? Wenn wir es sportlich nehmen 
und Konkurrenz als Wettstreit zur Chance 
der Verbesserung sehen, profitieren wir alle 
davon. Wer es mit dem Konkurrenzdenken 
übertreibt und sich auf Neid versteift, macht 
daraus einen anstrengenden Machtkampf 
und sich und anderen unnötig das Leben 
schwer.

Eva Lehmann (stellv. Landesleitung)  ■

Kollegialität trotz(t) Konkurrenz
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In einem funktionierenden System werden 
Aufgaben, Entscheidungen und Beurtei-
lungen loyal, verantwortlich, gerecht und 
unter Einhaltung der Dienstaufsicht vorge-
nommen.
Aber was tun, wenn dieses System durch 
die Einforderung von bedingungsloser und 
unkritischer Loyalität, fehlende Dienstauf-
sicht und das Pflegen rein persönlicher Be-
dürfnisse korrumpiert und umgangen wird?

⊲ „Je höher die Position, desto selte-
ner erhalten Führungskräfte konst-
ruktives Feedback“, sagt Harvard-
Professor Robert S. Kaplan. Also: 
Wer das Sagen hat, bekommt kaum 
mehr ehrliche Rückmeldungen 
oder wertvolle Gedankenanstöße.  
Führungskräfte müssen sich aktiv da-
rum bemühen, ihre Mitarbeiter ernst 
nehmen und zuhören! 

⊲  Wer andere leiten will, sollte sich selbst 
kennen. Als Führungskraft ist es eine 
wichtige Grundkompetenz, die eigene 
Konflikt- und Reflexionsfähigkeit auf- 
und auszubauen. Nur so kann man an-
deren ein Vorbild sein und das eigene 
Team sicher durch die Zukunft leiten.

⊲  Leitungskräfte müssen wissen, was in 
den Köpfen ihrer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter vorgeht. Es gilt, sich Zeit 
zu nehmen, Gespräche zu führen, zu-

Herausforderung Justizvollzug
Was für eine Leitungskultur braucht es?

zuhören, Bedürfnisse zu erkennen und 
verstehen zu lernen. Konflikte müssen 
gelöst werden, Probleme behoben, 
Arbeitsleistungen anerkannt, Gleichbe-
handlung gelebt und Menschen müs-
sen motiviert werden. Kommunikation 
ist Leitungsaufgabe, die auf Augenhö-
he stattfinden muss! Zuhören ist dabei 
eine Schlüsselkompetenz.

⊲  Verantwortungsvoll zu leiten heißt 
auch, verantwortungsvoll zu delegieren 
– und zwar da, wo es notwendig und 
sinnvoll ist. Verantwortungsabgabe 
darf niemals nur die Entlastung Einzel-
ner bedeuten, sondern sollte Kompe-
tenzen stärken, Mitarbeiter fördern und 
dem großen Ganzen dienlich sein. 

Veränderungen erfordern, dass Leitungs-
kräfte wissen, wie man Veränderungen 
steuert, wie man sich selbst gut auf Ver-
änderungen einstellt, Menschen dabei 
mitnimmt und es braucht Einigkeit in der 
gesamten Führungsriege. 
Wenn sich einzelne Leitungsebenen nicht 
grün genug sind, Leitungen gegeneinan-
der arbeiten, sich zu übervorteilen versu-
chen, Absprachen nicht eingehalten oder 
nicht ausreichend transportiert werden, in 
verschiedenen Bereichen nur „das eigene 
Ding gemacht wird“ – dann geht das alles 
auf Kosten der gesamten Belegschaft und 
schadet dem System!

Es muss gemeinsame Ziele und gemeinsa-
me Standards geben. Und wir – die Basis 
der Anstalten – dürfen das von unseren Lei-
tungen erwarten. 
Wer Handlungssicherheit hat und seinen 
vorgesetzten Kräften mit Vertrauen begeg-
nen kann, kann angstfrei seinen Dienst tun 
und tun, was erwartet wird.

Die Erwartungshaltung an die Leitungsebe-
nen unserer Anstalten ist hoch, jedoch liegt 
es auch an jedem einzelnen Bediensteten, 
seine Pflichten zu erfüllen. 
Eine zusätzliche Herausforderung besteht 
in dem seit einiger Zeit stattfindenden 
Verjüngungsprozess des Personals in vie-
len Bereichen der Anstalten. Uns wird und 
hat bereits eine Menge Vollzugserfahrung 
verlassen. Weil unser System von breit ge-
fächertem Wissen und Können lebt, dürfen 
wir beim Streben nach Kompetenzvermeh-
rung nicht nachlassen. 

Wir alle sind aufgefordert, Missstände zu 
melden, Ungerechtigkeiten aufzuzeigen, 
eigene Bedürfnisse sowie Erwartungen zu 
äußern, Vorgaben einzuhalten, Arbeitsan-
weisungen zu befolgen und von der Leitung 
getroffene Entscheidungen zu akzeptieren. 
Das ist eine Struktur, die uns allen die Ar-
beit leichter machen kann, wenn sie konse-
quent gelebt wird. 

BSBD NRW  ■
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Die Abgeordnete der GRÜNEN-Fraktion 
und Sprecherin für Jugend- und Rechts-
polititk, Dagmar Hanses, lud die Landes-
leitung des BSBD NRW am 27. Februar 
2024 zum Austausch in den Düsseldorfer 
Landtag ein.

Dieser Termin markierte den Start der 
nordrhein-westfälischen Landesleitung in 
die Frühjahrsgespräche mit der Politik. Eine 
regelmäßige Auseinandersetzung mit poli-
tischen Entscheidungsträgern ist essenziell 
bei der Vertretung gewerkschaftlicher In-
teressen und bietet Gelegenheit, Vollzugs-
realität darzustellen, Bedarfe anzumelden 
und Missstände zu verdeutlichen.   

In angenehm offener Gesprächsatmosphä-
re gratulierte Frau Hanses herzlich zur 
Wahl der Mandatsträger und bekundete 
insbesondere ihr Gefallen hinsichtlich der 
paritätischen Zusammensetzung der neuen 
Landesleitung.

Neben dem Vorsitzenden des BSBD NRW 
und seinen Stellvertretungen war als Fach-
schaftsvertreter des Werkdienstes Peter 
Lipperts zum Gespräch geladen. Als in der 
JVA Heinsberg tätiger Maurer- und Beton-
baumeister trat Peter Lipperts mit Nach-
druck für die Belange des Werkdienstes ein 
und skizzierte einen realen Einblick in die 
täglichen Herausforderungen der berufli-
chen Bildung innerhalb von Vollzugsein-
richtungen. 

Nach differenzierter Abwägung aller Alter-
nativen und Vorschläge aus der Adminis-

tration und Politik stellt sich für die Werk-
meister/innen die deutliche Erhöhung der 
Meisterzulage auf mindestens 250,00 
Euro als alternativlos dar. Vor dem Hinter-
grund wachsender Probleme im Bereich 
der Nachwuchsgewinnung ist eine Attrak-
tivitätssteigerung der Laufbahn des Werk-
dienstes unerlässlich. In besonderem Maße 
müssen deshalb die monetären Komponen-
ten für einen Einstieg von Fachpersonal mit 
Meisterqualifikation in den Justizvollzug 
signifikant verbessert werden. 
Vor diesem Hintergrund hat sich Peter Lip-
perts in aller Klarheit für den Fortbestand 
der Meisterpflicht als Einstiegsqualifi-
kation in die Laufbahn des Werkdienstes 
ausgesprochen. Es muss eine Attraktivi-
tätssteigerung durch eine der Qualifikati-
on angemessene Bezahlung vollzogen 
werden. Bezüglich des Europäischen sowie 
Deutschen Qualifizierungsrahmens (EQR/
DQR) wird aus fachschaftlicher Sicht erwar-
tet, dass im Bereich der Justiz eine Gleich-
setzung der Meisterqualifikation (Niveau 
6 EQR/DQR) mit dem Bachelorabschluss 
anerkannt wird, denn dies wäre ein Schritt 
in die richtige Richtung, so Peter Lipperts.
Die Sprecherin der Fraktion der GRÜNEN 
nahm sich rund zwei Stunden Zeit. Neben 
aktuellen Themen flossen auch allseits be-
kannte gewerkschaftlichen Dauerbrenner 
in den Diskurs ein:

⊲  Sicherheit im Vollzug: Seit Jahren for-
dert der BSBD NRW dringend die 
Ausstattung aller Bediensteten in allen 
Vollzugseinrichtungen mit Personen-
notrufgeräten bzw. digitalen Funkgerä-
ten. 

⊲ Kleiderkammer: Der BSBD NRW setzt 
sich weiterhin für die Einrichtung einer 
Kleiderkammer für die uniformierten 
Bediensteten des Justizvollzuges ein 
und hält eine Orientierung am funktio-
nierenden System der Polizei für sinn-
voll.

⊲  Psychisch auffällige Inhaftierte: Ob-
gleich der BSBD NRW anerkennt, dass 
im Justizvollzugskrankenhaus Frönden-
berg 17 neue Plätze für die Unterbrin-
gung psychisch kranker Inhaftierter 
geschaffen wurden, ist die Gesamtka-
pazität von nunmehr 53 Plätzen für das 
Land NRW bei Weitem zu gering. Die 
Anstalten des Maßregelvollzuges sind 
durchweg überfüllt. Die Belastungen, 
die sich ergeben, wenn psychisch kran-
ke Menschen im Regelvollzug unter-
gebracht werden müssen, sind sowohl 
für die Bediensteten als auch für die 
erkrankten Klienten unzumutbar. 

Ungefilterte Informationen von der Basis
Landesleitung des BSBD NRW im Gespräch mit der „Grünen Westfälin“ 
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Weitere Themen, die erörtert wurden, wa-
ren unter anderem die Dienstpostenbewer-
tung, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
notwendige Erhöhung der Entlohnung von 
Dienst zu ungünstigen Zeiten, dringender 
Modernisierungs-/Sanierungsbedarf, über-
fällige Reduzierung der wöchentlichen Ar-
beitszeit und die mangelnde Attraktivität 
im öffentlichen Dienst des Justizvollzuges.
 
Die Mitglieder des BSBD NRW berichteten 
ebenfalls von immensen Krankenständen, 
die sich aufgrund zunehmender Arbeitsbe-
lastung sowie Arbeitsverdichtung ergeben. 
Dabei werden aktuell nur die Krankenzah-
len für den allgemeinen Vollzugsdienst 
veröffentlicht. „Wir sind auf dem Weg zur 
Kernschmelze… Danach kommt nur noch 
der Supergau“, so der Tenor.

Einigkeit bestand darin, dass die Resoziali-
sierung von Straftätern eine gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung bedeutet und 
der Strafvollzug nicht zum Spielball partei-
politischer Ränkespiele mutieren darf.

Frau Hanses betonte, dass möglichst un-
gefilterte Informationen von der Basis über 
die Gewerkschaftsvertreter in die Politik 
transportiert werden müssen. 

Der BSBD NRW dankt der Abgeordneten 
an dieser Stelle für den konstruktiven Aus-
tausch, das deutliche Interesse und die of-
fene Gesprächsatmosphäre.  

BSBD NRW ■

Der berufliche Alltag steckt voller Heraus-
forderungen. Steigende Arbeitsbelastun-
gen, strukturelle Probleme sowie Personal-
mangel sind nur einige alltägliche Begleiter 
und fordern Tribut.

Dennoch verdient jede/r von uns eine fai-
re Vertretung. Wer nach Erkrankung oder 
Urlaub in den Dienst zurückkehrt und sich 

mit einem Berg unerledigter Vorgänge 
konfrontiert sieht, der wird sich weder ge-
schätzt noch motiviert fühlen! 

Viele Dienstbereiche stecken bis über bei-
de Ohren im Papierkrieg. Die Bearbeitung 
von Anträgen, von ausgehender und ein-
gehender Post sowie Dokumentations- und 
Berichtspflichten müssen täglich erfolgen, 

Fairtretung gesucht
Vertreter müssen alle anfallende Arbeit erledigen

um die stetig wachsende Masse bewältigen 
zu können. Fristen müssen eingehalten, 
den hohen Ansprüchen von Vorgesetzten, 
Gerichten, Behörden und Klienten muss 
entsprochen werden, um Beschwerden zu 
vermeiden.
Wer vertritt, ist verantwortlich! Vertretung 
muss anfallende Arbeit erledigen. Nicht nur 
die Vorgänge, die nachweislich eilen und 
sich nicht verschieben lassen, sondern al-
les, was geht! Wenn aber eben nichts mehr 
geht und Mehrbelastung durch eine Ver-
tretung nicht bewältigt werden kann, muss 
von Dienstvorgesetzten Unterstützung ge-
währleistet werden.

Nur so lässt sich der Arbeitsalltag erleich-
tern, Genesung erhalten und Erholung ver-
längern.

BSBD NRW                                                     ■
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den Düsseldorfer Landtag und bringt sich 
dort engagiert für die Belange des Werk-
dienstes ein. 

Um als Fachgewerkschaft dem Vollzug eine 
unüberhörbare Stimme zu verleihen, bleibt 
es entscheidend, vor Ort präsent zu sein, 
Mitglieder aktiv einzubeziehen und sich in 
Kontakten mit politischen Entscheidungs-
trägern deutlich zu positionieren. 

Weiter geht’s also ganz nach dem Motto: 
#von euch, für euch, mit euch

BSBD NRW  ■

Eine volle Tagesordnung und ein volles 
Haus gab es bei der ersten Hauptvor-
standssitzung des BSBD-NRW nach dem 
Gewerkschaftstag im letzten Jahr. 

Landesvorsitzender Horst Butschinek be-
richtete über die aktuelle gewerkschaft-
liche Lage und präsentierte die Wahl-
kampfstrategie des BSBD NRW für die 
anstehenden Personalratswahlen auf ört-
licher und überörtlicher Ebene im Bereich 
des Justizvollzuges. 

Es tut sich was in Nordrhein-Westfalen: Der 
BSBD NRW verjüngt sich und freut sich über 
neue Gesichter unter den Ortsverbandsvor-
sitzenden. Die Mischung aus frischem Elan 

und Erfahrung sowie einer aktiven Jugend 
wird der Fachgewerkschaft auch zukünftig 
neue Wege eröffnen. 

Die neue Homepage ist fertig und fast on-
line, Facebook läuft und Instagram kommt!
Der Leitfaden für Ortsverbandsvorsitzen-
de ist aktualisiert und verteilt, die BSBD-
Jugend arbeitet engagiert an der Fertig-
stellung von Informationsmaterialien für 
Dienstanfänger. 

Horst Butschinek kündigte an, dass auch 
zukünftig Fachschaftsvertreter an Gesprä-
chen mit der Politik teilnehmen sollen. 
Aktuell begleitet bereits der Kollege Peter 
Lipperts die Mitglieder der Landesleitung in 

Wahlkampfstrategie für Personalratswahlen festgelegt
Hauptvorstandssitzung des BSBD-NRW am 7. März 2024 im Mercure-Hotel Hagen
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Am 28. Februar 2024 fand die Jahres-
hauptversammlung des BSBD OV Euskir-
chen statt. Damit startet der Ortsverband 
nach längerer Durststrecke wieder moti-
viert durch!

In der Eröffnungsrede begrüßte der Lan-
desvorsitzende Horst Butschinek die anwe-
senden aktiven Mitglieder sowie die Pen-
sionäre Keuer, Rufft und Zimmermann. Die 
Pensionäre Rufft und Zimmermann blicken 
auf eine über 50-jährige Mitgliedschaft zu-
rück. Zugegen war ebenfalls der stellver-
tretende Landesvorsitzende Stefan Leif.
Zum neuen Vorsitzenden wurde Sandro Fi-
lipponi gewählt. Sein Stellvertreter ist der 
Kollege Michael Pollmann. Zur Kassiererin 
wurde Nina Pott gewählt und Thomas Her-
mes zum Schriftführer. Zum erweiterten 
Vorstand zählt der Pensionärsvertreter 
Günter Keuer.

Im Anschluss an die Wahlen berichtete 
der Landesvorsitzende von aktuellen ge-
werkschaftlichen und politischen Themen. 
Kollege Leif informierte über das Sozial-
werk und die Seminare des BSBD NRW. 
In seiner Eigenschaft als Vorsitzender des 
Wahlvorstands Hauptpersonalrat Justiz-
vollzug beim Ministerium für Justiz teilte 

er zeitliche Abläufe mit. Im Rahmen der 
Jahreshauptversammlung konnten auch 
Ehrungen vollzogen werden. Für jeweils 25 
Jahre Mitgliedschaft wurden die Kollegen 
Filipponi und Leyendecker geehrt.

Zum vorrangigen Ziel des neuen Vorstan-
des zählt es, in Euskirchen wieder ak-
tive Gewerkschaftsarbeit zu betreiben. 

OV Euskirchen aus dem Dornröschenschlaf erwacht
Jahreshauptversammlung wählt Sandro Filipponi zum neuen Ortsvorsitzenden

Gemeinschaftliche Aktionen sollen den 
Ortsverband Euskirchen wieder bekannt 
machen und verdeutlichen, dass der BSBD 
NRW auch in Euskirchen als Partner der Be-
diensteten im Strafvollzug fungiert. 
 
Mit Teamgeist und Engagement in der ge-
werkschaftlichen Arbeit können Herausfor-
derungen bewältigt werden. ■

„Das Schlimmste am Gefängnis ist die 
Entlassung.“ Dieser Satz spiegelt die Re-
alität vieler Inhaftierter wider, die ihr Le-
ben nach der Entlassung umfassend neu 
organisieren und gestalten müssen. 

Daher wurde am 15. Januar 2024 der 
Markt der Möglichkeiten durch das struk-
turierte Übergangsmanagement in enger 
Zusammenarbeit mit dem Sozialdienst der 
JVA Wuppertal-Vohwinkel angeboten. Ziel 
dieser Informationsveranstaltung ist es, 
den Inhaftierten Perspektiven und Unter-
stützungsmöglichkeiten aufzuzeigen und 
frühzeitig einen Einblick in die Möglichkei-
ten der Entlassungs- bzw. Wiedereinglie-
derungsphase zu geben. Dies ist ein we-
sentlicher Bestandteil für eine erfolgreiche 
Integration in das gesellschaftliche Leben. 

„Markt der Möglichkeiten“ in Wuppertal-Vohwinkel

Es konnten 13 Akteure aus lokaler und re-
gionaler Umgebung, wie z. B. Jobcenter, 
Caritas, Diakonie und Bewährungshilfe für 
diesen Tag gewonnen werden 
Die Anstaltskirche wurde in eine Vielzahl 
von Informationsständen verwandelt und 
die 49 Inhaftierten konnten sich in klei-
neren Gruppen sehr individuell zu den 
Themen Wohnen, Suchtberatung, Bewäh-
rungshilfe, Arbeitssuche u v. m. informieren 
und beraten lassen. 

Die Veranstaltung wurde von allen Betei-
ligten als Erfolg angesehen, so dass eine 
Wiederholung geplant ist. 

Redaktionsteam 
der JVA Wuppertal-Vohwinkel  ■
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Gordon Zimmermann übernimmt von Heiner Thöne 
Vorstandswahlen beim BSBD OV Werl im Rahmen der Jahreshauptversammlung 

Die Jahreshauptversammlung des Orts-
vereins Werl des Bundes der Strafvoll-
zugsbediensteten Deutschlands / BSBD 
fand am 19. Januar 2024 in einem Neben-
raum der Stadthalle Werl statt.

Da der bisherige Vorsitzende Heiner Thöne 
zum 1. Januar an die JVA Castrop-Rauxel 
versetzt wurde, leitete sein Vertreter Jan 
Bartling die Sitzung. Er begrüßte neben 
den Mitgliedern als Gast den BSBD-Be-
zirkssprecher Ost, Kollege André Schicht 
aus der JVA Bielefeld-Senne.

Jan Bartling gab in seinem Tätigkeitsbericht 
einen Überblick über die Mitgliederzahlen.
Der Ortsverband Werl zählt aktuell 370 
Mitglieder und ist damit der zweitgrößte 
Ortsverband in Nordrhein-Westfalen. An-
schließend berichtete Jan Bartling von der 
aktuellen angespannten Personalsituation 
in der JVA Werl. 

Der Stand der Mehrarbeitsstunden in der 
JVA Werl liegt zurzeit bei rund 52.000 Stun-
den. 30 Stellen sind unbesetzt. Ebenso wie 
der Justizvollzug suchen auch die umlie-
genden Wirtschaftsbetriebe und Verwal-
tungen Nachwuchs. Hier muss der Justiz-
vollzug dringend attraktiver werden, so Jan 
Bartling. Dazu zählt sicherlich der monetäre 
Bereich und hier ganz besonders die Vergü-
tung im Bereich Zulagen für Dienste zu un-

günstigen Zeiten und andere, um vielleicht 
neues Personal generieren zu können bzw. 
um aktives Personal zu halten. Es gibt in 
Werl leider den beobachtbaren Trend der 
Abwanderung der Kolleginnen und Kolle-
gen in andere Behörden. 

Die JVA Werl sucht dringend Personal für 
alle Laufbahnen. Durch die in den kommen-
den Jahren anstehenden Pensionierun-
gen – der 1960-er Jahrgänge – bleibt das 
auch weiterhin so! Bewerbungen für alle 
Laufbahnen werden in der JVA Werl gerne 
gesehen, die offenen Stellen könnten auch 
im Internet eingesehen werden. Für Inter-
essenten am Berufsbild des allgemeinen 
Vollzugsdienstes werden auch Abend-In-
formationsveranstaltungen angeboten. Zur 
Teilnahme an diesen Veranstaltungen müs-
sen zuvor die Ausbildungsleiter telefonisch 
kontaktiert werden.

Rechtsschutz ist Zugpferd
Jan Bartling sprach die zurückliegende, po-
sitive Mitgliedergewinnung für den BSBD 
OV Werl an. Ein Zugpferd sei hier – so 
schätzt es der Vorstand ein – der u.a. in-
kludierte gewerkschaftliche Rechtsschutz 
ohne Selbstbeteiligung, der in unserem Be-
ruf ohne Zweifel dringend nötig sei. 

Der gewerkschaftliche Meinungsaustausch 
der aktiven BSBD-Mitglieder in gemütlicher 

Runde im „Alten Gasthaus Diers am Markt“ 
konnte Anfang 2023 wieder stattfinden. 
Dabei sei auch der Gedanke geboren wor-
den, diese Jahreshauptversammlung mit 
einem Grünkohlessen zu verbinden.

Weiter ging Jan Bartling auch auf den zu-
rückliegenden Behördenausflug bzw. Wan-
dertag im Mai 2023 ein. Dass deutlich we-
niger aktive als pensionierte Teilnehmer/
innen dabei waren, macht nach Auffassung 
des Vorstandes bemerkbar, wie hoch der 
dienstliche Druck ist. Leider konnte das tra-
ditionell stattfindende Treffen der Pensio-
näre mit der Anstaltsleitung bei Kaffee und 
Kuchen in der Kirche der JVA Werl in 2023 
nicht stattfinden. Aber für das Jahr 2024 
wird ein neuer Anlauf gestartet.

Zur beeindruckenden Großdemonstration 
der Gewerkschaften des öffentlichen Diens-
tes in Düsseldorf Ende des Jahres 2023 war 
auch eine Delegation der Gewerkschafter 
der JVA Werl gefahren.  Weitere Aktivitäten 
des Ortsverbandes für aktive und passive 
Mitglieder des OV Werl seien für 2024 in 
Planung. So soll unter anderem eine Berlin-
fahrt angeboten werden. Einzelheiten dazu 
werden noch per Mail an die Mitglieder des 
Ortsverbandes bekanntgegeben.

Jan Bartling verdeutlichte zum Abschluss 
des Rechenschaftsberichts seine grund-
sätzlich zugewandte gewerkschaftliche 
Haltung und die des Vorstandes zu den 
„bunten“ Gewerkschaftsmitgliedern, die 
zum Glück ein Spiegel der Gesellschaft sei-
en. Diese Haltungsnachfrage habe es auf-
grund des BSBD-Landesleitungsgrußes zu 
Weihnachten und Neujahr gegeben. 

Weiter beschrieb er, dass er die vielen 
Jahre seiner Arbeit im Ortsverband sehr 
gerne für die Mitglieder geleistet habe 
und bedankte sich zum Abschluss seiner 
Vorstandstätigkeit für das ihm jahrelang 
entgegengebrachte Vertrauen und die kon-
struktiven Vorschläge an ihn.

Die Kassiererin Sandra Münnich trug einen 
tadellosen Kassenbericht vor. Insbesonde-
re ging sie bespielhaft auf einige Ausgabe-
posten ein und erklärte diese. 

Die gesetzlich vorgeschriebene Kassen-
prüfung des BSBD OV Werl wurde am 

Heiner Thöne übergibt den Vorsitz  an Gordon 
Zimmermann

Jan Bartling wird als stellv. Vorsitzender verab-
schiedet
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11.01.2023 durch den gewählten Kassen-
prüfer Thomas Adler durchgeführt. Der 
Kassenprüfungsbericht bescheinigt eine 
einwandfreie, ordentliche Kassenführung. 
Der Kassenprüfer Kollege Ron Dargen 
schlug der Versammlung vor, den Vorstand 
zu entlasten. In der darauffolgenden Ab-
stimmung wurde der Vorstand dahinge-
hend entlastet.

Im Anschluss wurden die Vorstandswah-
len durchgeführt. Für die Wahlleitung und 
Durchführung hatte sich dankenswerter-
weise als Wahlleiter der Pensionär Andreas 
Hiersemann zur Verfügung gestellt. 

Neue Führung
Zum neuen Vorsitzenden wurde Gordon 
Zimmermann gewählt. Seine Stellvertre-
terinnen sind  Sandra Münnich und Julia 
Hülsmann, Kassierer Stephan Dreier und 
Schriftführer Ron Dargen. In den erwei-
terten Vorstand wurde unter anderem, als 
Vertreterin für Frauenfragen, die Gleich-
stellungsbeauftragte der JVA Werl, Kollegin 
Manuela Felling, gewählt. Es wurde für den 
ausgeschiedenen Ron Dargen der Kollege 
Stefan Krämer als neuer Kassenprüfer ge-
wählt.

Seit 60 Jahren Mitglied
Im Anschluss erfolgte die Ehrung der Ju-
bilare: Beatrix Stemmer (25 Jahre Mit-
gliedschaft), Josef Düllberg (40 Jahre), 
Karl-Heinz Gorys, Walter Makschin, Dieter 
Krüger, Lother Hinderlich und Gerd We-
ber (50 Jahre) sowie Leopold Wagner und 
Klaus Prill (60 Jahre).

Der neue Vorstand (von links) erste stellvertretende Vorsitzende Sandra Münnich, Vorsitzender 
Gordon Zimmermann, Schriftführer Ron Dargen und Kassierer Stephan Dreier (nicht im Bild die 
zweite stellvertretende Vorsitzende Julia Hülsmann)

Gordon Zimmermann gratuliert Lothar Hinderlich für seine 50-jährige Mitgliedschaft im BSBD
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Der neue 1. Vorsitzende des BSBD OV Werl 
Gordon Zimmermann gratulierte allen Ju-
bilaren, insbesondere dem anwesenden 
Pensionär Lothar Hinderlich sehr herzlich 
und bedankt sich für die jahrzehntelange 
gewerkschaftliche Solidarität und Mitglied-
schaft im OV Werl. Der frisch gewählte neue 
Vorsitzende ehrte ebenso den ausgeschie-
denen ehemaligen Vorsitzenden Heiner 
Thöne und den ehemaligen ersten stell-

vertretenden Vorsitzenden Jan Bartling mit 
einigen Dankesworten für die geleistete 
Gewerkschaftsarbeit und übergab jeweils 
ein kleines Präsent. 

Der Bezirkssprecher Ost, Kollege André 
Schicht, richtete Grußworte an die Ver-
sammlung und ging unter anderem auch 
auf den jüngst erstrittenen Tarifabschluss 
und die Auszahlungsmodalitäten ein.
Der neue Vorsitzende stellte die BSBD-Liste 
für die am 6. Juni 2024 geplante Personal-
ratswahl vor. Es gab aus der Versammlung 
keine Einwände.

Der gesamte neue Vorstand des BSBD OV 
Werl wünschte zum Schluss alsbald stabile 
„friedliche Zeiten“ und Gesundheit für die 
BSBD-Mitglieder und deren Familienange-
hörige. 
Uns allen ein gutes, sicheres und gewerk-
schaftlich erfolgreiches Jahr 2024.

Im Anschluss an die offizielle Versammlung 
gab es neben dem leckeren Grünkohlessen 
und gekühlten Getränken noch Zeit für ge-
mütliches Beisammensitzen bei Anekdoten 
der Jungen und Alterfahrenen. 

Für den BSBD OV Werl

Gordon Zimmermann
1. Vorsitzender  ■
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Vorsitzender André Schlicht im Amt bestätigt
Ortsverband Bielefeld-Oberems rüstet sich für die nächsten vier Jahre

Am 6. März 2024 fand die Jahreshaupt-
versammlung des BSBD-Ortsverbands 
Bielefeld-Oberems statt. Neben den üb-
lichen Tagesordnungspunkten und Eh-
rungen von Jubilaren, stand dieses Mal 
auch die Neuwahl des Vorstandes sowie 
die Aufstellung der Kandidaten für die 
kommende Personalratswahl am 6. Juni 
2024 an.

André Schicht wurde als Vorsitzender in 
seinem Amt bestätigt. Ebenfalls bestätigt 
wurden seine beiden Stellvertreter Carsten 
Schreier und Marco Paul. Als Kassiererin 
wählte die Versammlung Jela Esselmann 
und für die Schriftführung den Kollegen 
Maik Rehling.
Im erweiterten Vorstand wurde Eyleen 
Hürkamp als Vertreterin für Frauenfragen 
bestätigt, Tim Brechmann und Sven Wöp-
kemeier sollen zukünftig die Schnittstelle 
für die BSBD-Jugend bilden und für die 
Pensionärsbetreuung konnten die Kollegen 
Kay Eckel und Ulrich Biermann gewonnen 
werden.
Für eine 25-jährige Mitgliedschaft wurden 
die Kollegen Torsten Beermann, Uwe Klein-
wächter, Jens Braaf und Achim Nollkämper 
geehrt, für eine 40-jährige Mitgliedschaft 
konnte der Kollege Ulrich Jacobs geehrt 
werden und eine besondere Ehre wurde 
dem Kollegen Günter Hempelmann zuteil, 
der für eine 60-jährige aktive Mitglied-
schaft im BSBD NRW mit der goldenen Eh-
rennadel des Landesverbandes und einer 
Urkunde geehrt wurde.
Die Versammlung beschloss anschließend 
die Kandidatenaufstellung der beiden Lis-
ten für die örtliche Personalvertretung.

Interview mit André Schicht:

André, Du wurdest für weitere vier Jahre 
im Amt des größten BSBD-Ortsverbandes 
bestätigt und strebst an, auch die Personal-
ratswahl im Juni für die BSBD-Liste zu ge-
winnen. Welche Agenda hast Du Dir denn 
für die nächsten Jahre vorgenommen?
Nun, da muss ich zunächst einmal strikt 
zwischen der Funktion als Ortsverbands-
vorsitzender des BSBD und der Tätigkeit in 
der Personalvertretung trennen. 
Ich wurde im Jahr 2019 zum stellvertreten-
den Ortsverbandsvorsitzenden gewählt 
und 2020 dann auch zum Vorsitzenden 
des Ortsverbandes. Meine Vorgänger im 

BSBD waren mit Ulrich Biermann, Klaus Jä-
ckel und Wilhelm Bokermann allesamt auf 
örtlicher, Landes- und teilweise auch Bun-
desebene sehr aktiv und auch erfolgreich 
für unsere Gewerkschaft. Die Bediensteten 
im Justizvollzug haben ihnen einige Errun-
genschaften zu verdanken. Die Schuhe, die 
dort hinterlassen wurden, sind also nicht 
gerade klein. 

Hat Dich das seinerzeit abgeschreckt die-
ses Amt zu übernehmen?
Ich habe mir zumindest im Vorfeld erlaubt, 
einige Nächte darüber zu schlafen.

Wie wir sehen, hast Du sich dafür entschie-
den.
Ja offensichtlich und ich bereue es nicht. 
Ich wurde durch meinen Vorgänger Ulrich 
Biermann gut in die Funktion des Ortsver-
bandsvorsitzenden und für das Amt der 
vorsitzenden Person im Personalrat einge-
arbeitet. Diese Möglichkeit hat nicht jeder 
meiner Kollegen in solch einer Funktion. Ich 
habe die für mich nützlichen Dinge adap-
tiert und setze nunmehr eigene Akzente im 
Ortsverband. Ich bin zwar auch mit Leiden-
schaft Bezirkssprecher Ost des BSBD NRW 
und somit auch im Landesvorstand vertre-
ten, aber meine Schwerpunktaufgabe sehe 
ich aktuell und in den nächsten Jahren ganz 
deutlich regional in meiner Stammanstalt. 

„Ein so großer Ortsverband  
läuft nicht nebenbei“

Dir ist die Arbeit an der Basis wichtig?
In der Tat hat sich im direkten Vergleich zu 
meinen Vorgängern der Fokus ein Stück 
weit mehr in Richtung Ortsverband und 
Personalratsvorsitz der JVA Bielefeld-
Senne verschoben. Es ist uns in jedem Fall 
gelungen, den Mitgliederbestand von 2020 
bis 2024 von 373 auf 410 Mitglieder zu stei-
gern. Ein solch großer Ortsverband läuft 
nicht nebenbei. Auf Landesebene haben 
wir mit der neu gewählten Landesleitung 
ein kompetentes Team, welches ebenfalls 
basisorientiert neue Ansätze verfolgt und 
diesen Part ergänzt.

Gibt es denn besondere Themenfelder, 
welche Du anstaltsbezogen im Falle einer 
Wiederwahl für die Kolleginnen und Kolle-
gen in der JVA Bielefeld-Senne anstreben 
möchtest?

Ja, da fallen mir einige Themenfelder ein. 
Ich habe die Funktion der vorsitzenden 
Person des örtlichen Personalrates erst im 
Juni 2022 von Ulrich Biermann übernom-
men und habe mit Blick auf unsere Agenda 
des BSBD bereits manche Anliegen zufrie-
denstellend lösen können. Es verbleiben 
jedoch tatsächlich noch einige Baustellen 
für eine neue Wahlperiode.

Was waren das für Themenfelder, die Du 
lösen konntest?
Neben dem recht umfangreichen Alltags-
geschäft kann man sicherlich herausheben, 
dass in unserer Einrichtung Beschäftigte im 
allgemeinen Vollzugsdienst mittlerweile 
von Beginn an unbefristete Arbeitsverträ-
ge erhalten. Wir konnten die Erweiterung 
der Rufbereitschaften auf jeweils drei Au-
ßenstellen abwenden. Wir haben erreicht, 
dass nach und nach eine ausreichende An-
zahl an Schutzwesten für unsere Kollegen 
beschafft wird. Für das Hafthaus Ummeln 
wurde der Wunsch der Kolleginnen und 
Kollegen nach einer Schrankenanlage für 
die Parkplätze angeregt und umgesetzt. 
Wir haben die Errichtung von E-Ladesäulen 
am Hafthaus Senne als Pilotprojekt ange-
regt und die Dienstvereinbarung „Teilzeit“ 
wurde um die Nr. 3.5 ergänzt, um hier fle-
xiblere Arbeitszeitmodelle auch im AVD 
anbieten zu können. Für die Sicherheit der 
Bediensteten in den 15 Außenstellen ha-
ben wir auf Initiativantrag den Ausbau der 
DECT-Telefonie vorangetrieben sowie das 
hiesige Personalentwicklungskonzept in 
2021 novelliert. Nunmehr ist es 2024 nach 
fast einjähriger reger Beratungsdauer ein 
weiteres Mal in der Novellierung.

Welche Themenfelder möchte denn ein zu-
künftiger vom BSBD gestellter Personalrat 
im Falle eines Wahlerfolges verfolgen?
Nun, ich habe keine Glaskugel, um zu se-
hen, was uns tatsächlich alles erwarten 
wird. Es gibt jedoch so Grundsatzthemen, 
welche uns am Herzen liegen. Zunächst 
einmal muss hervorgehoben werden, dass 
unsere JVA Bielefeld-Senne tatsächlich 
„einmalig“ und auch „besonders“ in vieler-
lei Hinsicht ist. 
Wir sind mit einer Belegungsfähigkeit von 
1.569 Haftplätzen nicht nur die größte offe-
ne Vollzugseinrichtung in Europa, sondern 
mit unserer dezentralen Struktur im Hin-
blick auf die beiden größeren Hafthäuser 
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Senne und Ummeln sowie den 15 Außen-
stellen verteilt über die Stadt Bielefeld, 
den Kreis Gütersloh, den Kreis Paderborn 
und den Kreis Warendorf auch eine echte 
Flächenanstalt. Die kleinen Einheiten der 
Außenstellen ermöglichen es uns, für die 
Integration in die Gesellschaft ein perfek-
tes Setting zu bieten. Unsere Außenstellen 
fügen sich in das normale örtliche Erschei-
nungsbild ein und sind gut regional ver-
netzt. Im Vergleich zu anderen großen und 
zentral geführten Einrichtungen werden 
wir nicht als Fremdkörper wahrgenommen. 
Dies hilft ungemein bei der Integration und 
Resozialisierung unserer Inhaftierten. Des 
Weiteren ist die Struktur der kleinen Einhei-
ten auch durch unsere gelebte Binnendiffe-
renzierung ein echtes Pfund, mit dem wir 
wuchern können. Nahezu alle Außenstellen 
haben sich professionalisiert und Schwer-
punkte gebildet. 
U.a. haben wir mittlerweile eine Außenstel-
le, die als Sotha fungiert, wir haben zwei 
Außenstellen, die speziell auf die Arbeit mit 
Jungtätern ausgerichtet sind, es gibt eine 
Außenstelle, die sich auf Sexualstraftäter 
und deren Behandlung fokussiert, eine 
Außenstelle die Gewalt in Beziehungen 
aufarbeitet, mehrere Außenstellen, die sich 
speziell mit stoffgebundenen Süchten be-
fassen, eine Außenstelle für psychisch auf-
fällige Inhaftierte und einiges mehr. Auch in 
den beiden Hafthäusern schreitet die Spe-
zialisierung voran. So gibt es dort z.B. eine 
Abteilung für lebensältere Inhaftierte oder 
eine Schul- und Integrationsabteilung. 
Die Bediensteten werden in Fortbildungen 
speziell für ihren Bereich geschult und tra-
gen damit wesentlich zum Vollzugsziel der 
Resozialisierung bei. Wir haben mittlerwei-
le professionelle interdisziplinäre Teams, 
die eigentlich sehr gute Arbeit leisten.

Eigentlich?
Ja eigentlich, denn leider sind unsere per-
sonellen Ressourcen sehr beschränkt. Ich 
sehe das Außenstellenmodell tatsächlich 
als das Zukunftsmodell des europäischen 
Strafvollzuges im offenen Vollzug. 
Leider sind wir aus meiner subjektiven 
Sicht nicht nur die „Besten“, sondern wer-
den von einigen Entscheidungsträgern im 
Land offensichtlich auch in die Schublade 
der „Günstigsten“ einsortiert. Wenn es der 
Landesregierung ernst ist mit der Resozia-
lisierung, dann muss ein personeller Auf-
wuchs dringend erfolgen.

Woran machst Du fest, dass die JVA Biele-
feld-Senne nicht genug Stellen hat?
Nun, zunächst einmal muss ich sagen, dass 
sich im Bereich der Stellenzuweisung in 

den letzten 18 Monaten der Fokus etwas 
verschoben hat. Haben wir Ende 2022 
noch über einen Stellenabbau gesprochen, 
reden wir nunmehr über zahlreiche freie 
Planstellen im AVD. Dies ist in jedem Fall 
eine erfreuliche Entwicklung. Hieran sind 
wir nicht ganz unbeteiligt. Dennoch ist die 
Zielrichtung des BSBD eine auskömmliche 
personelle Ausstattung in allen Bereichen 
der hiesigen Einrichtung. 

Wir haben Außenstellen mit 98 Haftplätzen, 
deren Personalpool im AVD acht Bedienste-
te umfasst. Diese acht Bedienstete vertei-
len sich auf Früh-, Spät-, Tag-  und Nacht-
dienste an 365 Tagen im Jahr inklusive der 
Urlaubszeiten und Krankheitswellen. Im 
Hinblick auf die geringe Anzahl an Bediens-
teten werden viele Schichten lediglich mit 
einem Bediensteten bestückt. Wir haben 
in der Personalvertretung intern berech-
net, dass uns über 50 Planstellen allein im 
AVD fehlen, um sicher zu stellen, dass wir 
auf den Außenstellen im Spät- Nacht- und 
Wochenenddienst nicht alleine mit einem 
Kollegen unseren Dienst versehen müssen. 

Dennoch halte ich abseits von einem direk-
ten Übergriff einen medizinischen Notfall 
oder ein Schadensfeuer in einer Außenstelle 
für ein realistisches Szenario, welches einen 
Bediensteten alleine sicherlich überfordern 
wird. Hier geht es tatsächlich um Grundsätz-
lichkeiten. Abgesehen davon würde eine 
Doppelbesetzung in allen Schichten auch 
ermöglichen, die angebotenen Behand-
lungsmaßnahmen aus der Binnendifferen-
zierung noch intensiver zu leben.

Abgesehen von einem personellen Auf-
wuchs, was gibt es noch für Themen?
Ein weiteres Herzensprojekt wäre weiter-
hin, für einen ständigen stellvertretenden 
Ausbildungsleiter zu plädieren. Vor der Fu-
sion der Justizvollzugsanstalten Bielefeld-
Senne und Bielefeld-Brackwede II im Jahr 
2010 hatten wir bereits zwei Ausbildungs-
leiter in Vollzeit in Bielefeld Senne und 
einen Ausbildungsleiter in Bielfeld-Brack-
wede II. Wir hatten einen LAV mit Stellver-
treter in Bielefeld-Senne und analog auch 
in Bielefeld-Brackwede II sowie einen 
Dienstplaner in Bielfeld-Brackwede II und 
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„Die JVA ist grundsätzlich ein 
nicht ungefährlicher Arbeitsplatz"

Das heißt, selbst im Nachtdienst sind die 
Kolleginnen und Kollegen alleine im Dienst 
mit fast 100 Inhaftierten?
Ja, dies ist gelebte Praxis seit vielen Jahr-
zehnten. Wir hatten viele Jahre Glück. 
Dennoch muss man hinterfragen, wie zeit-
gemäß dieses Model ist. Die JVA ist grund-
sätzlich ein nicht gänzlich ungefährlicher 
Arbeitsplatz. Die Vorkommnisse werden 
landesweit mehr, auch im offenen Vollzug. 
Wir haben allerdings auch wegen der klei-
nen beinahe familiären Außenstellenstruk-
tur immer noch etwas mehr soziale Sicher-
heit. 

zwei Dienstplaner in Bielefeld-Senne. Das 
macht in Summe zehn Funktionen. Aktuell 
hat man den gesamten Bereich in die zen-
tralen Dienste überführt. Mit zwei LAV`s, 
einem stellv. LAV und einem Bereichsleiter 
zentrale Dienste, der auch als Ausbildungs-
leitung fungiert. 
Dass es hier Synergieeffekte durch die Fu-
sion gibt, ist sicherlich nicht von der Hand 
zu weisen, jedoch ist aus gewerkschaftli-
cher Sicht die Ausbildung unserer neuen 
Kolleginnen und Kollegen ein so hohes Gut, 
dass es nur recht und billig wäre, dauerhaft 
eine zweite Ausbildungsleitung in Vollzeit 
als ständige Vertretung zu etablieren.       ■
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Der ehemalige nordrhein-westfälische Dekan für Gefäng-
nisseelsorge, Monsignore Wilhelm Friedrich Schulte, ist in 
der Nacht zum 15. Februar unerwartet verstorben. Er war 
27 Jahre Gefängnisseelsorger in der Justizvollzugsanstalt 
Bielefeld-Brackwede. Schulte, der zuvor Polizeiseelsor-
ger in Dortmund gewesen war, stellte zu seiner Tätigkeit 
im Justizvollzug eher nüchtern fest, dass er damals ge-
fragt worden sei, ob er das nicht machen wolle. „Ich habe 
reingeschaut und bin dabei geblieben“, sagte er bei sei-
nem Abschied in den Ruhestand im Jahr 2018.

Für Wilhelm Schulte war sein Dienst im Knast eine wichti-
ge Aufgabe. Zudem war er als Dekan für die KollegInnen 
der 14 Justizvollzugsanstalten, zwei Jugendarrestanstal-
ten sowie dem Justizvollzugskrankenhaus in Fröndenberg 
auf dem Gebiet des Erzbistums Paderborn zuständig. Er 
führte mit den Personalverantwortlichen des Erzbistums 
die Bewerbungsgespräche. Bei den Kontakten zum Minis-
terium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen sowie 
zum Justizvollzugsbeauftragten war er dabei.  „Wir sind 
vor allem da, um zuzuhören“, sagte Schulte oft. Freund-
lichkeit, Bodenständigkeit und Humor gehören zu seinem 
Markenzeichen, resümierte der damalige Leiter der JVA 
bei seiner Pensionierung.

Bewegtes Leben
Schulte hatte nach einer Ausbildung zum Werkzeugme-
chaniker und Modellschlosser das Abitur 1976 nachge-
holt, Philosophie und katholische Theologie in Bonn und 
Paderborn studiert. 1984 wurde er im Paderborner Dom 
zum Priester geweiht. Nach Stationen als Diakon in Wan-
ne-Eickel, als Priester in Hamm, Menden und Holzwicke-
de sowie als Polizeiseelsorger in Dortmund kam er 1991 
in die JVA Bielefeld-Brackwede. 1995 wurde er vom Ge-
neralvikariat zum Diözesanbeauftragten für die Seelsorge 
in den Justizvollzugsanstalten im Erzbistum Paderborn 
ernannt. 2003 wurde Schulte Dekan für die katholische 
Gefängnisseelsorge in den Justizvollzugsanstalten des 
westfälischen Landesteils und damit die fachliche Auf-
sicht über die Seelsorge in zuletzt 17 Gefängnissen. Eben-
falls 2003 wurde der Dekan Mitglied des Kriseninterven-
tionsteams zur Betreuung von JVA-Bediensteten nach 
besonders belastenden Ereignissen. Bis 2015 wirkte Wil-
helm Schulte als Subsidiar in der Gemeinde St. Michael in 
Bielefeld-Ummeln mit. Nach seiner Pensionierung zog er 
in seine Geburtsstadt Geseke in das Haus seiner Familie.

Nahe an den Menschen
Dass Schulte den Titel „Monsignore“ 2008 durch Papst 
Benedikt XVI. erhielt, kommentierte er stets mit einem 
süffisanten Lächeln. Doch er nahm den päpstlichen Eh-
rentitel nicht nur für sich persönlich in Anspruch. Dekan 
Schulte bezeichnete seine Ernennung als „Würdigung der 
Gefängnisseelsorge“. Die Auszeichnung, die er dankbar 

annahm, zeige, dass die Seelsorge an Strafgefangenen einen 
festen Platz im Erzbistum Paderborn habe. Seine Nachfolgerin 
als Diözesanbeauftragte für Gefängnisseelsorge im Erzbistum 
Paderborn, Daniela Bröckl von der JVA Bielefeld-Senne, dankte 
Wilhelm Schulte bei einer Feierstunde 2018 für sein jahrzehnte-
langes Engagement. Schulte sei immer nah an den Menschen 
gewesen, zugleich habe er sich für die KollegInnen eingesetzt 
und den seelsorgerischen Dienst hinter den Mauern gut ver-
netzt, sagte Bröckl. Inhaftierte und Bedienstete und viele ande-
re Menschen außerhalb der Mauern haben Schulte als einfühl-
samen Seelsorger erfahren. Als echter und leidenschaftlicher 
„Geseker“ war er mit den Menschen auf Augenhöhe. Im Alter 
von 70 Jahren ist er im Krankenhaus in Paderborn verstorben.

„Das Einzige, was man im Gefängnis nicht verlieren 
darf, ist seinen Schlüssel und den Humor!“

 (Wilhelm Schulte)

Autor: Michael King 

Unter diesem Link gibt es ein digitales Kondolenzbuch. 
Unter Feedback können Eintragungen erfolgen: 
 
https://gefaengnisseelsorge.net/ehemaliger-nordrhein-
westfaelischer-dekan-wilhelm-schulte-verstorben

Nachruf für Monsignore Wilhelm Friedrich Schulte
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Jahreshauptversammlung des Ortsverbandes Zweibrücken

Trauerfall Heinz Richard

Am 23.01.2024 hatte der BSBD Ortsverband 
Zweibrücken zur Jahreshauptversammlung 
geladen.

Der OV-Vorsitzende eröffnete die Sitzung 
und zeigte sich sehr erfreut über den guten 
Zuspruch zur Veranstaltung. Sogar die neue 
Doppelspitze des BSBD Landesvorstands 
war durch den Kollegen Mark Schallmo ver-
treten.

Im Geschäftsbericht ließ der Vorsitzende  
die letzte Legislaturperiode noch einmal 
Revue passieren. Besonders erfreut zeigte 
er sich über die gute Mitgliederentwicklung 
des Ortsverbandes. Allein in 2023 waren 
hier 32 Beitritte zu verzeichnen. Auch lobte 
er das starke Engagement der Mitglieder 
in den verschiedensten Arbeitsgruppen 
und – nicht zu vergessen – die hohe Teil-
nehmerzahl bei der Großdemonstration am 
4.12.2023 in Mainz anlässlich der Tarifver-
handlungen.

Die anschließende Neuwahl des Ortsver-
bandsvorstandes kam zu folgendem Ergeb-
nis: 
Vorsitzender Lars Mai, 1.Stellv. Peter Weid-
ler, 2.Stellv. Jens Scherer, 1. Beisitzer Tho-

Der Tod unseres lieben Kollegen und treuen Mit-
glied Heinz Richard machen uns – den Ortsver-
bandsvorstand Koblenz – sehr betroffen. Kollege 
Richard hat nicht nur über viele Jahre dem Verband 
die Treue gehalten, er hat sich auch auf Orts- und 
Landesverbandsebene Verdienste erworben. 

Viele Jahre war er der Interessenvertreter der  
Ruhestandsbediensteten. Seine offene und freund-
liche Art – die wir insbesondere bei vielen Treffen 
und Sitzungen erleben konnten – wird uns fehlen.

In tiefer Trauer
Winfried Conrad                       ■

v.l.n.r.: Robert Grünnagel, Peter Weidler, Hildegard Schwiedland, Wolfgang Ruf, Hagen Paulus, 
Lars Mai, Manfred Borne und Jens Scherer

mas Reichert, 2. Beisitzer Armin Volk, 3. Bei-
sitzer Sven Veith, Schatzmeister Stefan Kehl, 
Schriftführerin Melanie Kuss.

Der wiedergewählte Vorsitzende Lars Mai 
bedankte sich für das ausgesprochene Ver-
trauen und die gute Zusammenarbeit auch 

mit den ausscheidenden Vorstandsmitglie-
dern.

Nach den Ehrungen saß man noch bei  
gutem Essen in gemütlicher Runde zusam-
men und ließ den Abend dann langsam aus-
klingen.                                                           ■

Kollege Heinz Richard
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Besuch bei der SPD

Gespräch mit MdL Wink

Zu einem persönlichen Gespräch und Aus-
tausch luden die beiden Landtagsabge-
ordneten Heiner Illing und Christoph Spies 
(beide SPD) die neugewählten Vorsitzenden 
des BSBD Rheinland-Pfalz, Mark Schallmo 
und Stefan Wagner, ins Wahlkreisbüro nach 
Alzey ein. 

Hauptgesprächsthemen waren die Sicher-
heit innerhalb der Justizvollzugsanstalten, 
die neue duale Ausbildung und das Lan-
desbesoldungsgesetz für Justizvollzugsbe-
dienstete. 

In der ersten Kennenlernrunde wurden 
Kommunikationswege für den laufenden In-
formationsaustausch vereinbart. Diskutiert 
wurden Sicherheitsmaßnahmen innerhalb 
der Justizvollzugsanstalten und Einsatzmit-
tel. 

Die beiden Landesvorsitzenden verdeut-
lichen die Herausforderungen im Justiz-
vollzug: verbale und körperliche Attacken 
gegen Bedienstete, Gewalttätigkeiten un-
tereinander bis hin zu Verletzungen von Mit-
arbeitern. Auf die Frage der Abgeordneten, 
welche Konsequenzen dies nach sich ziehe, 
berichteten Schallmo und Wagner, dass 
Strafanträge oftmals aufgrund der Gesamt-
strafenfähigkeit eingestellt werden. Umso 
mehr sei es notwendig, Zeichen zu setzen 

Zu einem Informationsaustausch zum The-
ma Strafvollzug trafen sich der Landesvor-
sitzende Stefan Wagner und der stellvertre-
tende Landesvorsitzende Stefan Ternes mit 
dem MdL Rheinland-Pfalz Steven Wink (FDP) 
sowie dem FDP Kommunalpolitiker Herrn 
Volker Schmitt in Zweibrücken. 

In einem guten und konstruktiven Gespräch 
zeigten sich die Politiker sehr aufgeschlos-
sen für die Probleme des Vollzuges in Rhein-
land-Pfalz. Neben den Langzeitthemen wie 
beispielsweise die schlechte Bewerberlage 
aufgrund der fehlende Attraktivität des Be-
rufstandes, kamen auch die immer häufiger 
auftretende Gewalt durch Gefangene gegen 
Kolleginnen und Kollegen zur Sprache. 

und diese Angriffe zu verurteilen. „Als Sig-
nal für die Belegschaft, aber auch mit dem 
Ziel der Resozialisierung des Häftlings, ist 
es notwendig, Grenzen zu setzen“, unter-
strich Illing. Etwa durch die Möglichkeit ei-
nes Adhäsionsverfahrens (Schadenersatz 
oder Schmerzensgeld), wie es bei der Poli-
zei möglich sei. Das Thema „Angegriffen im 
Dienst“ sei in der Fraktion präsent, betonte 
Spies. 

v.l.n.r.: Heiner Illing, Stefan Wagner, Mark Schallmo, Christoph Spies

Gerne nehmen die Abgeordneten verschie-
dene Vorschläge zur Prüfung von aktuellen 
Themen und Rechtslagen in die Arbeitskrei-
se und Ausschüsse des Landtags mit. Heiner 
Illing ist Vorsitzender im Petitionsausschuss 
sowie in der Strafvollzugskommission, 
Christoph Spies ist Vorsitzender des Arbeits-
kreis Recht, justizpolitischer sowie strafvoll-
zugspolitischer Sprecher und Mitglied in der 
Strafvollzugskommission. Jährliche persön-
liche Treffen zum Austausch sollen beibehal-
ten werden.         ■
   

Herr Wink legte im Gespräch dar, dass aus 
seiner Sicht der Dienstherr gefordert sei, 
um die Bediensteten des Vollzuges zu ange-
messen zu schützen. Vor allem müssen die 
notwendigen Einsatzmittel ausreichend ge-
schult werden, damit man sie im Notfall auch 
sicher und angemessen anwenden könne. 

Letztlich war man sich einig, dass die Her-
ausforderungen des Vollzuges nur gemein-
sam gelöst werden können und daher das 
Gespräch zwischen Politik und Gewerk-
schaften ein wichtiges Instrument zu Fin-
dung von sinnvollen Lösungen ist.

Stefan Ternes          ■

v.l.n.r.: Stefan Ternes, MdL Steven Wink, Stefan 
Wagner
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Klausur Landesvorstand

Zur ersten Klausurtagung nach den Neuwah-
len im November 2023 traf sich der nunmehr 
neu formierte BSBD-RLP-Landesvorstand in 
Kaiserslautern. 

Gemäß dem Slogan des Landesdelegierten-
tags ist es unser Bestreben, dass „Gutes be-
wahrt und Neues gewagt“ werden soll! 

Um den immer umfangreicher werden Auf-
gaben einer modernen Gewerkschaft ge-
recht zu werden, wurden die Strukturen 
daher schon am Landesdelegiertentag neu 
gegliedert. 

Nicht nur, dass wir nunmehr über eine Dop-
pelspitze mit den Kollegen Mark Schallmo 
und Stefan Wagner als gleichberechtig-
te Landesvorsitzende verfügen, sondern 
auch die Anzahl der Stellvertreterinnen und 
Stellevertreter wurde auf fünf erhöht. Dafür 
entfallen die früher vorhandenen Beisitzer 
und man verzichtete ebenfalls auf kooptier-
te Mitglieder im Landesvorstand. Um eine 
bessere Einbindung der Basis und eine gute 
Transparenz innerhalb der Gewerkschaft 
zu erreichen wurden daneben die Sprecher 
der Fachgruppen „Ortverbandsvorsitzende“, 
„Personalratsvorsitzende“, „Junge Bediens-
tete“, „Pensionäre“ und „weibliche Bediens-
tete“ fest in den Landesvorstand integriert. 

v.l.n.r.: Stefan Ternes, Kim Rösler, Lars Mai, Luzius Ambrosius, Christine Jurgielewicz, Mark Schallmo, Stefan Wagner, Holger Rittinger, Simon Zielonka, 
Hans-Dieter-Gattung

Bedeutsam ist, dass trotz dieser Umstruktu-
rierung die Anzahl der Vorstandsmitglieder 
um einen Posten verringert werden konnte.
Natürlich bedeutet eine so weitgehende Um-
strukturierung eines Landesverbandes viel 
Arbeit und auch ein gutes Miteinander der 
Beteiligten, aber dem sieht der neue Landes-
vorstand zuversichtlich entgegen.

Einhergehend mit dieser Umstrukturierung 
wurden auch die Aufgaben im Landesvor-
stand neu geregelt. Was bisher oftmals nur 
in einer Hand lag, wurde nunmehr auf die 
zwei Vorsitzenden sowie deren fünf Stellver-
tretern, mit der Zuteilung von festen Aufga-
benfeldern, aufgegliedert.

Neben dieser „Neuorganisation“ unser Ge-
werkschaft wurden natürlich auch Sachthe-
men bearbeitet.

Wichtig hierbei ist uns vor allem, dass das 
„Gute“ was wir bewahren wollen auch ohne 
große Probleme weitergeht. Hier sind vor al-
len die eingerichteten Arbeitsgemeinschaf-
ten zu nennen, welche ebenfalls mehr Eigen-
ständigkeit erhalten sollen. Hierfür wurden 
in allen AG´ s noch vor dem Landesdelegier-
tentag Sprecher gewählt, welche nunmehr 
als festes Bindeglied zwischen dem Landes-
vorstand und den AG’ s dienen sollen. 

Natürlich sollen trotz dieser ganzen Ände-
rungen die Aktivitäten für unsere Mitglieder 
weiterhin so laufen, wie gewohnt. Neben der 
schon jetzt geplanten Fahrt für Bedienstete 
wollen wir uns auch im Bereich der Pensio-
näre besser aufstellen, da gerade diese Kol-
leginnen und Kollegen auch weiterhin ihre 
Heimat in unseren Verband haben sollen. 

Des Weiteren sollen auch die Personalrä-
teschulungen wie bisher über die Gewerk-
schaft organisiert und durchgeführt werden. 
Neben diesen Themen wurden auch die 
für 2025 anstehenden Personalratswahlen 
sowie das Begehen des 75jährigen Beste- 
hens unserer Gewerkschaft im Jahre 2026 
thematisiert. 

Hier gilt es schon jetzt in die Vorbereitung zu 
starten, damit beides zu einem guten Gelin-
gen kommen kann. 

Stefan Ternes        ■

Fo
to

: B
SB

D 
RL

P 



72  DER VOLLZUGSDIENST  2 | 2024RHEINLAND-PFALZ

Gutes bewahren – Neues wagen 
Neuausrichtung des LV

Personalräte- 
schulung

Die am Landesgewerkschaftstag Ende ver-
gangenen Jahres beschlossenen Neuerun-
gen für den Landesverband Rheinland-Pfalz 
bedeuten auch organisatorische Änderun-
gen in bisher bekannten Abläufen.

Zunächst wurden die runderneuerte Sat-
zung und die neue Landesleitung dem zu-
ständigen Amtsgericht zur Eintragung ins 
Vereinsregister vorgelegt, welche noch 
vor Weihnachten erfolgt ist. Damit war der 
rechtliche Weg für weitere Veränderungen 
geebnet.

Größte Veränderung für alle Mitglieder wird 
die künftige Erreichbarkeit der Landesvor-
sitzenden sein.

Beide Landesvorsitzenden sind nun unter 
der gleichen Telefonnummer zu erreichen, 
die somit als neue „Notfall-Hotline“ künftig 
überall verbreitet werden kann.

Da der Landesverband auf die Einrichtung 
einer eigenen Geschäftsstelle verzichtet, 
wurde für die klassische Kommunikation ein 
Postfach eingerichtet.

Somit gibt es künftig folgende Möglichkei-
ten für die Kontaktaufnahme mit den Lan-
desvorsitzenden, Stefan Wagner und Mark 
Schallmo:

Postadresse:
Postfach 1183
54501 Wittlich
Telefon: 06571/9528418 oder
Mobil: 01799046768
Mail:  mail@bsbd-rlp.de

Innerhalb des Landesvorstandes wurden 
auch die Zuständigkeiten wie folgt geregelt:

Fragen zu Versicherungsleistungen:
Kim Rößler und Lars Mai
Erreichbarkeit: Kim.Roessler@bsbd-rlp.de
und Lars.Mai@bsdb-rlp.de 

Fragen zu Rechtsschutz:
Manuela Schmitt und Stefan Wagner
Erreichbarkeit: 
Manuela.Schmitt@bsbd-rlp.de und 
Stefan.Wagner@bsbd-rlp.de
Eilsachen bitte: mail@bsbd-rlp.de

Schriftleitung Vollzugsdienst:
Stefan Ternes 
Erreichbarkeit: Stefan.Ternes@bsbd-rlp.de

Mitgliedsverwaltung:
Christine Jurgielewicz
Erreichbarkeit: 
Christine.Jurgielewicz@bsbd-rlp.de

Homepage, Social Media, Zukunftsnetzwerk 
digital:
Lena Oeffling und Hans-Dieter Gattung
Erreichbarkeit: Lena.Oeffling@bsbd-rlp.de

Finanzen:
Holger Rittinger
Erreichbarkeit: 
schatzmeister.bsbd@gmail.com

Grundsätzlich können alle Anfragen aber 
auch an die zentrale Mailadresse: 
mail@bsbd-rlp.de 

gestellt werden. 

Die Anfragen werden dann intern entspre-
chend weitergeleitet.

Demnächst werden auch die bisherigen Vor-
drucke des BSBD RLP aktualisiert und ent-
sprechend veröffentlicht.

Auch die bewährten Seminare und Bildungs-
reisen werden wieder stattfinden, die Pla-
nungen hierzu sind ebenfalls angelaufen 
und werden demnächst den Ortsverbänden 
zur Veröffentlichung zugeleitet

Stefan Wagner        ■

Unter der Schirmherrschaft der AG Justiz 
fand vom 26.-27.02.2024 in der Jugendher-
berge Pirmasens die erste Personalräte-
schulung 2024 statt.

Eine sehr beeindruckende Anzahl von Per-
sonalratsvertretern/innen besuchte die 
Veranstaltung mit folgenden Themen-
schwerpunkten:

1. Zeig Dich – so meistern Sie persönliche 
und kommunikative Herausforderungen 
der PR-Arbeit.

2. „KI“ – die künstliche Intelligenz- und der 
Personalrat!

 Die Hilfen und Gefahren der digitalisier-
ten Arbeitswelt

3. Home-Office, Neue Wochenarbeitszei-
ten, 4 Tage Woche, 6 Stunden-Tag

4. Die nächste Personalratswahl kommt be-
stimmt!

  „Was tun, wenn alte Füchse gehen?“

Die genannten Themen wurden sehr an-
schaulich und eindrucksvoll von den Do-
zenten/in:

- Mark Schallmo
- Rolf Spurzem
- Jannika Schatz 
- Winfried Conrad 

an die Teilnehmer/innen vermittelt. 

Allen Teilnehmer/innen wurde in den ver-
schiedenen Tagungspunkten neue „Tech-
niken“, Herangehensweisen, Vorschläge 
sowie Impuls vermittelt, 
um künftig die Personalratsarbeit weiter 
auszubauen und noch zu optimieren.

Vielen Dank nochmal an die Dozenten/in 
für die hervorragende Vermittlung der The-
men, und an alle Seminarbesucher/innen 
für die ganz tolle Mitarbeit.

Mark Schallmo         ■
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Übernahme des Tarifergebnisses 
auf Beamte

Im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebe-
nen Verbändebeteiligung zum Gesetzent-
wurf wurde der BSBD Rheinland-Pfalz von 
seinem Dachverband, dem dbb Rheinland-
Pfalz, zur Stellungnahme zu dem „Entwurf 
eines Landesgesetzes zur Anpassung der 
Besoldung und Versorgung 2024/2025 (LB-
VAnpG 2024/2025)“ gebeten.

Dieser Bitte sind wir natürlich gerne nach-
kommen und haben dem dbb folgende Stel-
lungnahme zugleitet:

„Der BSBD Rheinland-Pfalz bedankt sich für 
die Möglichkeit der Stellungnahme zu o.g. 
Gesetzentwurf.
Die im Gesetzentwurf genannten Verbesse-
rungen sind im Grunde natürlich zu begrü-
ßen.

Dennoch bietet der Gesetzentwurf 

⊲ zum einen Raum für weitere Verbesse-
rungen und Möglichkeiten der Attrak-
tivitätssteigerung für den öffentlichen 
Dienst in Rheinland-Pfalz,

⊲ zum zweiten Möglichkeiten der Wert-
schätzung aller aktiven und ehemali-
gen Landesbediensteten. Im Falle un-
serer Gewerkschaft insbesondere für 
den Bereich Justizvollzug.

Zu den Artikeln im Einzelnen:

Artikel 1 (Sonderzahlung zur Ab-
milderung der gestiegenen Ver-
braucherpreise)
Allgemein ist es zu begrüßen, dass das Land 
die im Tarifvertrag ausgehandelte Inflations-
ausgleichszahlung auch für die Beamtinnen 
und Beamten übernimmt. Dies ist allerdings 
kein großer Wurf, sondern sollte eigentlich 
eine Selbstverständlichkeit sein.

Zu Bedenken ist unserer Meinung nach al-
lerdings, dass die gestiegenen Verbraucher-
preise alle Beamtinnen und Beamten bzw. 
Bediensteten betreffen, also auch diejeni-
gen, die zurzeit nicht im aktiven Dienst tätig 
sind oder sein können, z.B. durch Elternzeit.
Die angeführte Stichtagsregelung und der 
angeführte Anspruchszeitraum benachtei-
ligt eine sicherlich nicht unerhebliche Anzahl 
an Landesbediensteten.

Schließlich wird in der Gesetzesbegründung 
selbst davon gesprochen, dass die „Ver-

braucherpreise in den verschiedenen Le-
bensbereichen ganz unterschiedliche Aus-
wirkungen zeigen (…) So sind beispielsweise 
die Auswirkungen erhöhter Nahrungsmittel-
preise und gestiegener Energiekosten für 
alle Gruppen nahezu gleich.“

Hier fordern wir, dass die Inflationsaus-
gleichszahlung als Zeichen der vielfach 
betonten Wertschätzung an alle Landesbe-
diensteten in voller Höhe ausgezahlt wird, 
unabhängig ihres derzeit geltenden Be-
schäftigungsstatus.
Dies fordern wir gleichermaßen für die Ver-
sorgungsempfängerinnen und -empfänger, 
schließlich sind die Preise auch für diese 
Personengruppe in gleicher Höhe gestie-
gen und haben sich nicht an den jeweiligen  
Ruhegehaltssätzen orientiert.

Artikel 4 (Weitere Änderung des 
Landesbesoldungsgesetzes)
Nummer 2 – Buchstabe e
Die Erhöhung der Gitterzulage ist ein gu-
tes, richtiges und wichtiges Signal an die 
Bediensteten der Justizvollzugsanstalten. 
Dafür möchten wir uns natürlich bedanken.
Es bleibt allerdings die Frage, warum sich 
die Höhe am Land Niedersachsen als „Spit-
zenreiter“ der Länder orientiert und das 
Land Rheinland-Pfalz hier nicht einen Schritt 
weitergeht und sich mindestens an der 
Höhe des Bundes als Maßstab orientiert. Im 
Übrigen wurde Niedersachsen im Dezember 
vergangenen Jahres von Brandenburg ab-
gelöst, hier wurde die Gitterzulage auf 200 
Euro angehoben.

Für den Justizvollzug fordern wir den Weg-
fall der Staffelung der Gitterzulage und die 
Zahlung der „großen“ Gitterzulage vom ers-
ten Tag im Justizvollzug an. Die Anforderun-
gen an die Bediensteten des Justizvollzugs 
sind in der Gesetzbegründung zum Landes-

gesetz zur Anpassung der Besoldung und 
Versorgung 2019/2020/2021 ausführlich 
und richtig beschrieben. An diesen Anfor-
derungen hat sich nichts geändert, im Ge-
genteil und diese Anforderungen bestehen 
für die Bediensteten im Justizvollzug vom 
ersten Tag an.
Die Gefangenen machen im Umgang mit 
den Bediensteten keinen Unterschied nach 
der jeweiligen Dienstzeit. Daher ist die „gro-
ße“ Gitterzulage an die Bediensteten im Jus-
tizvollzug vom ersten Tag an zu zahlen und 
nicht erst nach drei Dienstjahren.
Weiterhin fordern wir in diesem Zusammen-
hang die Ruhegehaltsfähigkeit der Gitterzu-
lage.

Auch wenn die direkte körperliche und see-
lische Belastung sicherlich mit Eintritt in den 
Ruhestand endet, so endet die Verarbeitung 
aller Erlebnisse und Belastungen aus dem 
Beruf niemals. Niemand legt mit Eintritt in 
den Ruhestand alles Bisherige einfach ab.

Aus den „Berichten über die Beamtenver-
sorgung“ der Landesregierung der vergan-
genen Jahre wird ersichtlich, dass Beamtin-
nen und Beamte aus dem Bereich der Polizei 
und des Justizvollzuges eine geringere Le-
benserwartung haben als andere Beamten-
gruppen. Hier sind auch alle Laufbahnen der 
o.g. Bereich zusammengefasst, währen die 
übrige Verwaltung nochmals aufgeteilt ist.

Hieran lässt sich zumindest ein Indikator da-
für vermuten, dass die physischen und psy-
chischen Belastungen des Berufsbildes für 
eine Verkürzung des Lebens stehen.

Daher ist es geboten, die im Dienst erlitte-
nen Belastungen und Herausforderungen 
durch die Ruhegehaltsfähigkeit der Gitter-
zulage von Seiten des Dienstherrn zu hono-
rieren.

Fo
to

: jo
na

sg
in

te
r /

 st
oc

k.a
do

be
.co

m



74  DER VOLLZUGSDIENST  2 | 2024RHEINLAND-PFALZ

Artikel 6 (Änderung der Landes-
mehrarbeitsvergütungsverord-
nung für das Jahr 2024)

Artikel 7 (Änderung der Landes-
mehrarbeitsvergütungsverord-
nung für das Jahr 2025)

Artikel 8 (Änderung der Landeser-
schwerniszulagenverordnung für 
das Jahr 2024)

Artikel 9 (Änderung der Landeser-
schwerniszulagenverordnung für 
das Jahr 2025)
Zu begrüßen ist hier die grundsätzliche Dy-
namisierung der Beträge.

Im Zuge einer wirklichen Wertschätzung der 
aktiven Bediensteten und einer Attraktivi-
tätssteigerung zur Sicherstellung der Wett-
bewerbsfähigkeit müssen die genannten 
Beträge aber um einen Nennenswerten So-
ckelbetrag erhöht werden.

Der Dienst zu ungünstigen Zeiten ist nicht 
nur für den Dienst leistenden Bediensteten 
beeinträchtigend. Die gesamte Familie ist 
in ihrer Lebens- und Freizeitplanung einge-
schränkt, z.B. wenn der Partner die Kinder 
betreuen muss und dadurch seine eigenen, 
persönlichen Interessen vernachlässigt wer-
den. Ebenso in der „Familienzeit“ am Wo-
chenende.

Sicherlich ist diese Einschränkung jedem 
und jeder Bediensteten bewusst, wenn man 
sich für unseren Beruf entscheidet, dennoch 
sollten diese Zeiten bewusster und ange-
messener entschädigt werden.

Neben den familiären und sozialen Belas-
tungen führt der Dienst zu ungünstigen Zei-
ten darüber hinaus nicht selten zu körperli-
chen und seelischen Belastungen bei dem 
dienstleistenden Bediensteten.

Ergänzende Forderung für die Beamtinnen 
und Beamte in Pflege- und Gesundheitsbe-
rufen im Justizvollzug.

Mit der Tarifeinigung vom 9. Dezember 2023 
werden in Abschnitt III. (Beschäftigte in der 
Pflege und in Gesundheitsberufen) unter 
den Nr. 1 und 2 Zulagen für Beschäftigte in 
Pflege und Gesundheitsberufen im Justiz-
vollzug eingeführt.

Hier fordern wir die Übernahme dieser Zula-
ge für alle Beamtinnen und Beamten, die in 
den medizinischen Bereichen in einer Justiz-
vollzugsanstalt tätig sind.

In den Justizvollzugsanstalten in Rheinland-
Pfalz arbeiten überwiegend und richtiger-
weise ausgebildete Beamte im allgemeinen 
Vollzugsdienst in den medizinischen Berei-
chen. Die für diesen Bereich notwendige 
medizinische Ausbildung wurde von den 
Beamtinnen und Beamten entweder schon 
als Vorbildung „mitgebracht“ oder als Aus-
bildung während ihrer Tätigkeit im Justiz-
vollzug absolviert.
Zweifellos ist also für die Tätigkeit im medizi-
nischen Bereich einer Justizvollzugsanstalt 
eine über die beamtenrechtliche Ausbildung 
weitere Qualifikation nötig. Der medizini-
sche Dienst ist somit der einzige Fachdienst 
innerhalb einer Justizvollzugsanstalt, der 
mit Bediensteten aus dem allgemeinen Voll-
zugsdienst besetzt ist.

Darüber hinaus tragen die dort eingesetzten 
Kolleginnen und Kollegen eine enorme Ver-
antwortung für die Inhaftierten, insbeson-
dere bei Abwesenheiten des zuständigen 

Anstaltsarztes, sofern es überhaupt einen 
festangestellten Arzt in den Justizvollzugs-
anstalten gibt.
Auch vor dem Hintergrund, genügend Be-
werberinnen und Bewerber für diesen 
Bereich zu rekrutieren ist es also mehr als 
geboten, dass es für die Beamtinnen und 
Beamten im medizinischen Bereich, wie 
jetzt auch im Tarifvertrag für die medizini-
schen Fachangestellten, eine entsprechen-
de Zulage für die Zeit ihrer Tätigkeit in die-
sem Bereich gibt.

Wittlich, 9. Februar 2024 
Stefan Wagner
Landesvorsitzender des BSBD RLP
Der Inhalt unserer Stellungnahme wurde 
vom dbb dankenswerterweise nahezu wort-
gleich übernommen und an das zuständige 
Ministerium der Finanzen übermittelt.

Der weitere Gang der Gesetzgebung bleibt 
nun abzuwarten und wird sicherlich bis zum 
Erscheinen dieser Ausgabe schon fortge-
schritten sein.

Wir werden unsere Forderungen aber be-
gleitend zum Gang der Gesetzgebung im 
politischen Raum bei allen Fraktionen vor-
tragen und vertreten.       ■

BSBD begrüßt neuen Lehrgänge an der 
Justizvollzugschule in Wittlich

Der Landesvorsitzende Stefan Wagner, so-
wie der stellvertretende Landesvorsitzen-
de Stefan Ternes begrüßten zusammen mit 
der Fachgruppensprecherin der „Jungen 
Bediensteten“ Lena Oeffling die Bediens-
teten der Einführungsmodule an der Jus-
tizvollzugsschule in Wittlich. Im Rahmen 
eines Informationsgespräches wurden den 
Anwärtern die Vorteile einer Gewerkschaft 
sowie deren Aufgaben dargelegt. 

Wir als BSBD freuen uns auf unsere jungen 
Kolleginnen und Kollegen und wünschen 
für Ihre „Schulzeit“ alles Gute.

Stefan Ternes         ■
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BSBD Rheinland-
Pfalz erstmals mit 
einer Doppelspitze

Die Ausstellung „Lasst mich ich selbst sein“ 
des Anne-Frank-Zentrums Berlin gastierte 
in der Justizvollzugsanstalt Ottweiler

Übertragung des Tarifabschlusses 
für die Beschäftigten der Länder auf die 
Beamtinnen und Beamten im Saarland 
verzögert sich

Unter dem Motto „Gutes bewahren – 
Neues Wagen“! fand der Delegiertentag 
unseres befreundeten Nachbarverbandes 
Rheinland-Pfalz statt. Erstmals wurde 
eine Doppelspitze als Verbandsführung 
gewählt. Die Kollegen Marc Schallmo 
(HPR Vorsitzender, JVA Rohrbach) und 
Stefan Wagner (JVA Wittlich) führen den 
Verband seit dem 15.11.2023 an. Der BSJ 
hat vor Ort gratuliert. 

Als Gast durfte ich der öffentlichen Ver-
anstaltung mit Vertretern aus Politik, Mi-
nisterien, Gewerkschaft und Gesellschaft, 
beiwohnen. Interessante Grußworte und 
Diskussionen im Sinne der Gewerkschafts-
arbeit konnte ich im Plenum verfolgen. 
Als BSJ bedanken wir uns beim BSBD 
Rheinland-Pfalz für die sehr gute Zusam-
menarbeit. Gemeinsam haben wir viele 
Gewerkschaftsthemen angepackt und 
Forderungen erarbeitet und in unseren 
Ländern umgesetzt. Die Zusammenarbeit 
zeigt sich in den Pressekonferenzen, den 
Stellungnahmen zu Verordnungen und Ge-
setzen (besonders bei der neuen Ausbil-
dungsreform in RLP), der Personalsituation, 
den Seminaren (besonders Europa), der 
Ausbildung und der Justizvollzugsschule, 
sowie dem Förderalismus. In Arbeitsgrup-
pen besprechen wir seit vielen Jahren ak-
tuelle Themen und legen gemeinsame Vor-
gehensweisen fest. Wir haben viel erreicht, 
aber noch nicht genug. Ein herzliches 
Dankeschön vom BSJ gilt dem ehemali-
gen Landesvorsitzenden Winfried Con-
rad, der zugleich auch Vorsitzender des 
Hauptpersonalrates war. Wir freuen uns 
auf die weitere Zusammenarbeit mit Win-
fried in der Seminar- und Seniorenarbeit.

Die sehr gute Zusammenarbeit mit unseren 
Kolleginnen und Kollegen wird fortgesetzt, 
wir beglückwünschen die neue Landesfüh-
rung und bieten auch weiterhin unsere Un-
terstützung und Mitarbeit an. Das Saarland 
bleibt am Ball, wir senden ein herzliches 
„Glück auf“.

Markus Wollscheid
BSJ Vorsitzender        ■

Nach dem monatelangen Tarifstreit der 
Gewerkschaften und Arbeitgebervertre-
tern wurde sich auf einen Kompromiss 
beim Tarifabschluss geeinigt. Die Über-
tragung auf die Beamten wurde von der 
Landesregierung zugesagt. Die Landes-
beamten müssen sich jedoch auch beim 
Inflationsausgleich  gedulden, dies hat 
die Landesregierung auf Anfragen mitge-
teilt. 

Leider wird der vereinbarte Inflations-
ausgleich erst Ende des ersten Quartals 
ausgezahlt, so die Landesregierung. Ein 
Gesetzentwurf wird derzeit erstellt. Die 
Auszahlung des Inflationsausgleich und die 
Besoldungsanpassungen brauchen eine 
gesetzliche Grundlage. 

Ministerin  Petra Berg begrüßte den Be-
auftragten für jüdisches Leben im Saar-
land und gegen Antisemitismus Profes-
sor Dr. Rixecker und viele geladene Gäste 
zum Beginn der Ausstellung. 

Die Ministerin betonte die Botschaft, die 
von dem Projekt ausgeht: „Wir sollten uns 
vergegenwärtigen, dass Anne Franks Wor-
te für die Gegenwart von unermesslicher 
Bedeutung sind. Nie wieder ist jetzt! Nie 
wieder ist immer! Und nie wieder ist über-
all! Ich bin allen Beteiligten für die Umset-
zung des Projekts zum Dank verpflichtet.“ 
(Medieninfo Ministerium der Justiz).    

Das Ausstellungsprojekt, dass vom Anne 
Frank Zentrum Berlin organisiert wird, be-
ruht auf dem Konzept „Junge Menschen 
begleiten junge Menschen“. Junge Inhaf-
tierte engagieren sich als Ausstellungsbe-
gleiter. 

Anne Frank und ihr Schicksal werden auf 
Tafeln anschaulich mit tiefen Eindrücken 
über den Holocaust dargestellt. Insgesamt 
erklärten sich fünf Gefangene bereit, nach 
einer zweitätigen Peer-Guide Schulung, 
die Ausstellung zu begleiten. „So etwas 
darf nie wieder passieren“, beschreibt ein 
Gefangener seine Gefühle und Motivation. 
Anstaltsleiter Bauer erläuterte, dass der 
Kern des Ausstellungsprojektes der päda-
gogische Ansatz der Peer-Education unter 
dem Motto „Jugendliche begleiten Jugend-
liche“ sei („Peer“ bedeutet Gleichgestellte 
oder Gleichaltrige).

Neben den Bediensteten und den Gefan-
genen besuchten viele Gäste, u.a. Lehrer, 
Schulklassen, Referendare und Juristen die 
Ausstellung. 

Markus Wollscheid, BSJ Vorsitzender      ■

Der Beamtenbund hat daraufhin eine Ab-
schlagszahlung angeregt. Um die Auszah-
lung der Inflationsausgleichsprämie an die 
Beamtinnen und Beamten zu beschleuni-
gen, könne die Regierung einen Teil der 
Prämie im Vorgriff auf eine gesetzliche Re-
gelung auszahlen.

Wir als BSJ danken allen, die sich an den 
Protestaktionen beteiligt haben. Sei es im 
Saarland, wie auch in Berlin bei der Justiz-
ministerkonferenz. Kritisch zu beäugen ist 
die Umsetzung der Auszahlung der Prä-
mie und der Besoldungserhöhung. Andere 
Gesetze werden weitaus schneller einge-
bracht und umgesetzt.

Markus Wollscheid, BSJ Vorsitzender       ■
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10 neue Anwärterinnen und Anwärter für den allgemeinen Justiz-
vollzugsdienst  in der JVA Ottweiler ernannt

Abschlussfeier nach der bestandenen Laufbahnprüfung in der
Justizvollzugsschule Wittlich

Im Rahmen einer Feierstunde in der JVA 
Ottweiler hat Staatssekretär Dr. Diener 
zehn Vollzugsmitarbeiter zu Anwärte-
rinnen und Anwärtern im mittleren allge-
meinen Justizvollzugsdienst ernannt.

Die Anwärterinnen und Anwärter waren 
bislang als Beschäftigte im Justizvollzug 
eingesetzt und haben sich dort bewährt. 
Nun beginnt der praktische Vorbereitungs-
dienst in den saarländischen Vollzugs-
einrichtungen. Die schulische Ausbildung 
wird in der Justizvollzugsschule Wittlich 
absolviert.     
                                                                                 

Neun Saarländische Anwärter haben ihre 
Laufbahnprüfung bestanden. Erstmals 
seit vielen Jahren stellt das Saarland 
einen Lehrgangsbesten. Der Kollege Mi-
chael Becker-Zache wurde von Staatsse-
kretär Dr. Diener besonders geehrt.

Die mündliche Laufbahnprüfung wurde von 
allen, mit teilweise sehr guten Ergebnissen, 
bestanden. Michael Becker-Zache bestand 
die Prüfung mit einer glatten eins.

Nach der Begrüßung durch die Schulleiterin 
Birgit Kunz-de Boer, betonten der Minis-

Dr. Diener: „Ich möchte Ihnen nicht nur 
gratulieren, sondern mich auch bei Ihnen 
bedanken: Dafür, dass Sie sich mit Ihrer 
Berufswahl einer Herausforderung anneh-
men, die für uns als Gesellschaft von her-
ausragender Bedeutung ist. Ihr Beruf geht 
mit einem hohen Maß an Verantwortung 
einher. Für Ihre Ausbildung wünsche ich 
Ihnen alles Gute!“ (Medieninfo Ministerium 
der Justiz Saarland).

„Die Kooperation mit unserem Nachbar-
land Rheinland-Pfalz hat sich seit über 30 

ter der Justiz des Landes Rheinland Pfalz 
Herbert Mertin und der Staatssekretär der 
saarländischen Justiz Dr. Diener die guten 
Leistungen der Anwärterinnen und An-
wärter. Die bestandene Ausbildung ist ein 
weiterer Meilenstein in der dienstlichen 
Laufbahn. 

Dr. Diener ehrte mit dem Saarländer Micha-
el Becker-Zache den Lehrgangsbesten mit 
einem Präsent und gratulierte ihn zu dieser 
besonderen und herausragenden Leistung. 
Es war wiederum eine sehr gelungene fest-
liche Veranstaltung, die musikalisch von 

Jahren bewährt. Wir danken den Ministe-
rien und besonders der Schulleitung, dass 
die Teambuildingsmaßnahmen seit einem 
Jahr sehr erfolgreich auch in der JVS Witt-
lich durchgeführt werden. Zuvor haben wir 
dies in Eigeninitiative nur unseren saarlän-
dischen Kolleginnen und Kollegen im Saar-
land angeboten“, so der BSJ Vorsitzende 
Markus Wollscheid

Markus Wollscheid, BSJ Vorsitzender      ■

Musikern der Kreismusikschule Wittlich 
umrahmt wurde. 

Der BSJ gratuliert allen Kollegen für die 
bestandenen Prüfungen zum Abschluss 
ihrer Ausbildung. 

Markus Wollscheid, BSJ Vorsitzender      ■
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Lehrgangsbester Michael Becker-Zache



77   SACHSENDER VOLLZUGSDIENST  2 | 2024

Die Mitglieder der Landesleitung trafen 
sich am 23.02.2024 in der offenen Ab-
teilung der Jugendstrafvollzugsanstalt 
Regis-Breitingen zu ihrem ersten Jahres-
treffen 2024. 

Der Landesvorsitzende gab in dieser Sit-
zung seinen Tätigkeitsbericht ab. Er absol-
vierte verschiedene Termine in der Politik 
und der Gewerkschaftsarbeit. Kollege Porr 
würdigte die Ergebnisse der Tarifverhand-
lungen und dankte den Kollegen, die mit 
ihrem Engagement, unter anderen bei 
Protestveranstaltungen dazu beigetragen 
haben. Als positiv betrachtete er die Ankün-
digung der Politik, das Ergebnis zeit-und 
inhaltsgleich auf die Beamten und Pensio-
näre zu übertragen. Ein sichtbarer Schritt 
sei hierbei die erste Auszahlung des Infla-
tionsausgleiches mit den Bezügen Februar 
bzw. März gewesen.

Im Weiteren Kontext ging Kollege Porr auf 
die geplanten weiteren Maßnahmen ein. 
Diese wurden in einem vertraulichen Ge-
spräch zwischen dem Finanzresort und al-
len Gewerkschaftsvertretern besprochen. 
Leider hielten sich nicht alle Teilnehmer an 
die Vertraulichkeit der Gespräche, so dass 
es durch unrichtige Teilveröffentlichungen 
zu erheblichen Verwirrungen bei den Be-
amten kam. 

Kollege Porr kritisierte die Form der Mei-
nungsäußerung einzelnen Beamten als 
unerträglich. Beleidigungen und völlig 
unsachliche Kommentare wurden abge-
geben. Hier soll nochmal betont werden, 
dass dies nur ein verschwindend geringer 
Teil der Kollegen war, der die Arbeit der Ge-
werkschaftler diffamierte.

Der BSBD hat in Absprache mit dem SBB 
in seinen Medien sofort reagiert und auch 
mit Kollegen, die sachlich ihren Unmut zum 
Ausdruck brachten gesprochen. Unsere 
Ortsvorsitzenden wurden mit den erforder-
lichen Argumenten ausgestattet. 

Betrachtet man die gesamten geplanten 
Maßnahmen wird deutlich, dass die Über-
tragung des Tarifergebnisses nur ein Teil 
des Gesamtpaketes sind, welcher ver-
bunden werden sollen mit Verbesserung 
im Zusammenhang mit dem Urteil zur 
amtsangemessenen Alimentation. Das Vor- 

haben klingt vielversprechend und wird zu 
einer deutlichen Einkommensverbesserung 
führen, welches für die Kollegen Justiz-
wachtmeister, welche sich immer noch im 
einfachen Dienst befinden, von erheblicher 
Bedeutung ist. Unabhängig davon kann 
dies nur der erste Schritt zu einer angemes-
senen Besoldung der Justizwachtmeister 
sein. Die Anhebung der Laufbahngruppe 
wird weiterhin politisches Ziel des BSBD 
bleiben. 
 
In der Sitzung wurde der Jugendarbeit 
ein besonderer Stellenwert eingeräumt. 
Es ist erfreulich, dass sich Kollege Niclas 
Pohl aus der JSA Regis-Breitingen in der 
SBB-Jugend einbringen will.  Insgesamt 
wird es als bedenkliche Tendenz gesehen, 
dass die Bereitschaft der Anwärter in die 
Gewerkschaft einzutreten und sich dort zu 
engagieren erheblich gesunken ist. Dieses 
ist mit Blick auf die derzeitige Altersstruktur 
der Gewerkschaftsmitglieder und Funktio-
näre eine ungesunde Entwicklung. 

Wir möchten nochmal darauf verweisen, 
dass Tarifergebnisse oder Grundsatzurteile 
wie das zur amtsangemessenen Alimen-
tation nicht auf Betreiben der Arbeitgeber 
entstanden sind. Die Rechnung für eine 
nicht funktionierende Interessenvertretung 
werden nicht die demnächst in Pension ge-
henden Kollegen bezahlen, sondern allei-
nig die Kollegen, welche sich dann noch im 
Dienst befinden. 

Die Landesleitung wird sich in der Haupt-
vorstandssitzung im April, welche im Lan-
dessozialgericht Dresden stattfinden wird, 
zu diesem und weiteren aktuellen Themen, 
mit den Fachgruppensprechern und Orts-
verbandsvorsitzenden beraten.  An dieser 
Sitzung wird auch wieder Kollege Sven 
Riemer als Vertreter der Justizwachtmeis-
ter teilnehmen. An dieser Stelle schon mal 
danke für die Organisation. 

Zielsetzung muss es sein, unsere Öffent-
lichkeitswirksamkeit zu erhöhen. Erste 
Schritte wurden gemacht indem wir unsere 
Webseite immer aktuell halten. Die Einfüh-
rung einer App für unsere Mitglieder, um 
mit der Zeit zu gehen, ist durch das Web 
Team beim DBB in Arbeit.  

Den Abschluss der Sitzung bildete ein Ge-
spräch mit dem Ortsverbandsvorsitzenden 
Mike Fichtner. Er stellte die aktuelle Situ-
ation des Ortsverbandes dar.  Mit einem 
herzlichen Dankeschön für die Organisati-
on verabschiedeten sich die Mitglieder der 
Landesleitung beim Kollegen Fichtner. 

Der Landesvorsitzende bedankte sich bei 
den anwesenden Kollegen für die konst-
ruktive Mitarbeit. 

Redaktion Vollzugsdienst
Bericht Öffentlichkeitsarbeit
 
Lüpke, Protokollführer
Porr, Landesvorsitzender                             ■

Landesleitung trifft sich zur Arbeitstagung in der Jugendstrafvoll-
zugsanstalt Regis-Breitingen
 

 v.l.n.r.: Kollege Karsten Handke, Kollege Mike Fichtner, Kollege Thomas Porr, Kollegin Silke  
Völker-Eckert, Kollege Uwe Leichsenring, Kollege Renato Lüpke
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Die diesjährige Jahreshauptversamm-
lung des Ortsverbandes Waldheim am 
ersten November 2023 stand ganz im 
Zeichen der Wahl des neuen Ortsver-
bandsvorsitzenden und dem damit ver-
bundenen Generationswechsel. 

Kollege Uwe Leichsenring übergab als 
langjähriger Vorsitzender den Staffelstab 
an Kollegen Kevin Föhre. 

Von den anwesenden Mitgliedern wurde 
Kevin Föhre einstimmig zum neuen Ortsvor-
sitzenden gewählt. Als Stellvertreter wurde 
der langjährige Vorsitzende Uwe Leichsen-
ring gewählt. In seiner Einführungsrede 
hob Kollege Föhre hervor, dass es für ihn 
wichtig ist, dass sich Kollege Leichsenring 
nicht ganz aus der Vorstandsarbeit zurück-
zieht und dem Ortsverband auch weiterhin 
mit Rat und Tat zur Verfügung steht.

Jahreshauptversammlung des Ortsverbandes Waldheim 
Generationswechsel im Vorstand

Am 07.02.2024 fand im feierlichen Rah-
men die Amtseinführung des neuen  
Anstaltsleiters der JVA Zwickau, Herrn 
Leitender Regierungsdirektor Jürgen 
Frank, statt.  

Im Beisein der Staatsministerin Frau Katja 
Meier und Vertretern der Abteilung IV des 
SMJusDEG, der Oberbürgermeisterin der 
Stadt Zwickau, Frau Constance Arndt, dem 
Polizeipräsident Dirk Lichtenberger und 
vielen weiteren Vertretern aus dem beruf-
lichen Umfeld des neuen Anstaltsleiters, 
Vertretern von Interessenverbänden und 
Vereinen und insbesondere seiner Familie 
fand eine Amtseinführung der besonderen 
Art statt. 

Beworben hat sich Herr Frank eigentlich für 
die geplante neue Zweiländeranstalt von 
Sachsen und Thüringen in Zwickau Mari-
enthal mit ca. 800 Plätzen. Aufgrund der 
baulichen Verzögerung bei deren Fertig-
stellung leitet er nunmehr die alte Anstalt 
im Zentrum der Stadt mit 138 Haftplätzen 
im geschlossenen und 24 Plätzen im offe-
nen Vollzug. 

In seiner kurzen Ansprache ging er auch 
auf diese Schwierigkeiten ein und stellte 
zudem seinen, in Sachsen bislang weni-
ger hervorgehobenen, Schwerpunkt des 
opferorientierten Vollzugs heraus. Die 
Staatsministerin Katja Meier verwies auf 
die besondere und doppelte Herausforde-
rung hin, neben der Leitung der bisherigen 

Die Versammlung bedankte sich bei Kol-
legen Leichsenring für seine langjährige 
Tätigkeit, verbunden mit den besten Wün-
schen für seinen weiteren Lebensweg.

Für die zukünftige Verbandsarbeit hat sich 
Kevin Föhre einiges vorgenommen. Er 
brachte zum Ausdruck, dass er die Bediens-
teten zukünftig stärker als bisher in die 
Verbandsarbeit einbinden möchte und die 
Kommunikation untereinander ausbauen.

Der Landesvorsitzende Thomas Porr zeig-
te sich erfreut, dass ein junger Kollege die 
Verantwortung für die künftige Gewerk-
schaftsarbeit in der JVA Waldheim über-
nehmen wird und wünschte dem neuen 
Vorsitzenden alles Gute.

Uwe Leichsenring
Stellvertretender Vorsitzender 
OV der JVA Waldheim                                  ■

Kevin Föhre – BSBD Sachsen
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Justizvollzugsanstalt Zwickau begrüßt neuen Anstaltsleiter

Leitender Regierungsdirektor Jürgen Frank 
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Bund der Strafvollzugsbediensteten
Deutschlands e.V. 

– Landesverband Sachsen –

Fachgewerkschaft  
für den Strafvollzug

Justizvollzugsanstalt Zwickau auch die Ge-
samtplanung der Inbetriebnahme der neu-
en Vollzugsanstalt in Zwickau Marienthal zu 
stemmen. 

Der BSBD Sachsen begrüßt Herr Frank ganz 
herzlich in Sachsen und hofft auf eine lang-
jährige und erfolgreiche Zusammenarbeit.

Redaktion Vollzugsdienst                            ■
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Momentaufnahmen zum Ländertreffen in Dessau 
im November 2023

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug
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Belegungsspitzen sind im schleswig-
holsteinischen Justizvollzug schon längst 
Dauerzustand. Insbesondere die JVA’en 
Neumünster und Kiel verlegen nahezu 
wöchentlich Gefangene in die jeweilig 
andere Anstalt, um die jeweils eigene 
Anstalt notwendigerweise zu entlasten – 
die Folge: Gefangene müssen, ggf. auch 
ohne deren Zustimmung, mit Mitgefan-
genen in Gemeinschaftshafträumen oder 
gar auf Notbetten in Einzelhafträumen 
untergebracht werden. Echte Lösungen – 
bisher leider Fehlanzeige!

Ein Blick auf die Zahlen
Zum Stichtag 31. März 2023 waren im Straf-
vollzug des Landes 966 Strafgefangene 
untergebracht. Bundesweiter Spitzenreiter 
war das Land NRW mit 11.044 Gefangenen, 
Schlusslicht Bremen mit 483 Strafgefan-
genen1.  Statistisch signifikant werden die 
Zahlen erst in Relation zur Einwohnerzahl. 
Allgemein wird die Inhaftierungsrate zur 
Ermittlung herangezogen, wie hoch die 
Zahl der Strafgefangenen1 in einem Land 
in Beziehung zur Gesamtbevölkerung tat-
sächlich ist. Die Inhaftierungsrate wird wie 
folgt berechnet:

 

Auch im Vergleich mit allen anderen Bun-
desländern weist Schleswig-Holstein die 
niedrigste Inhaftierungsquote in der Bun-
desrepublik Deutschland auf. Der Umstand 
ist sicher auch darauf zurückzuführen, 
dass es sich bei Schleswig-Holstein um ein 

Belegungsspitzen – ein Dauerzustand in Schleswig-Holstein 
Und eine Zumutung für Bedienstete und Gefangene 

ländlich geprägtes Flächenland mit durch-
schnittlicher Altersstruktur handelt. Dem 
gegenüber weisen aber auch andere Flä-
chenländer wie Sachsen oder Rheinland-
Pfalz verhältnismäßig hohe Zahlen auf, 
sodass soziologische Erklärungsansätze al-
leine nicht ausreichen. Strafwissenschaftler 
führen die niedrige Inhaftierungsrate auch 
auf die reduktionistische Einsperrungspoli-
tik des Landes zurück.
Niedrige Kriminalitäts und- Inhaftierungs-
raten durch progressive Strafrechtspflege 
– klingt soweit doch erstmal gut! Der BSBD 
sieht das Problem aber in der Tatsache, 
dass das Land bei Belegung aller Haftplätze 
im geschlossenen und offenen Strafvollzug 
für Frauen und Männer (insgesamt 1.018 
Haftplätze) auch nur eine Inhaftierungsra-
te von ungefähr 35 aufweisen würde. Der 
Justizvollzug ist also zweifelsohne nicht auf 
Belegungsspitzen oder auf, wenn auch nur 
temporär, höhere Inhaftierungsraten vor-
bereitet!

Doppelbelegung: rechtmäßig oder 
recht mäßig?
Infolge der Belegungsspitzen, insbesonde-
re im geschlossenen Männervollzug, kommt 
es immer wieder dazu, dass die volle Bele-
gung von Gemeinschaftshafträumen oder 
in Einzelhafträumen eingerichteten Not-
betten erforderlich wird. Die Gefangenen 
werden grundsätzlich auf ihren Hafträumen 
einzeln untergebracht (§ 12 Abs. 1 LStVollzG 
SH). Mit deren Zustimmung können sie […] 
gemeinsam untergebracht werden (vgl. § 
12 Abs. 2 LStVollzG SH). Ohne Zustimmung 
ist eine gemeinsame Unterbringung nur vo-
rübergehend in der Regel nicht länger als 

drei Monate und aus zwingenden Gründen, 
insbesondere zur Bewältigung von Bele-
gungsspitzen oder von einer Nichtbeleg-
barkeit von Hafträumen, zulässig (§ 12 Abs. 
3 LStVollzG SH).
Mindestanforderungen an die Ausstattung 
von Gemeinschaftshafträumen zur verfas-
sungskonformen Gemeinschaftsunterbrin-
gung von Strafgefangenen ergeben sich 
aus der Rechtsprechung. Insbesondere 
müssen Gemeinschaftshafträume folgende 
Anforderungen erfüllen:
⊲ Für eine gesunde Lebensführung in 

einem Gemeinschaftshaftraum mit 
der üblichen Ausstattung mit Betten, 
jeweils einem kleinen Spind für jeden 
Gefangenen, einem kleinen Tisch und 
Stühlen sowie Toilette muss eine aus-
reichende Grundfläche des Haftraums 
zur Verfügung stehen.

⊲ Der Nassbereich muss mit separater 
Lüftung ausgestattet und räumlich ab-
getrennt sein, sodass intime Verrich-
tungen (z.B. Umziehen, das Verrichten 
der Notdurft) ungehindert wahrge-
nommen werden können.

⊲ Der Haftraum muss bei nicht nur vorü-
bergehender Unterbringung eine Min-
destgröße von 9 m² ohne Einbezug des 
Nassbereiches betragen.

Die Gemeinschaftshafträume im Land er-
füllen die genannten Voraussetzungen. Die 
Belegung extra eingerichteter Notbetten 
in Einzelhafträumen erfolgt nur vorüberge-
hend, d.h. ohne Zustimmung der betreffen-
den Gefangenen nicht länger als drei Mona-
te. Ein zweifellos rechtlich problematischer 
Zustand ergibt sich erst bei Belegung von 
Doppelhafträumen oder Notbetten länger 
als drei Monate ohne Zustimmung der Ge-
fangenen – zum Glück (noch) keine vollzu-
gliche Realität!

Die Erlasslage
Gleichwohl ist die gemeinschaftliche Unter-
bringung gegen den Willen der Gefange-
nen, wenn auch nur vorübergehend, kein 
erstrebenswerter oder dauernd haltbarer 
Zustand, sondern bedarf besonderer Grün-
de. Die Bewältigung von Belegungsspitzen 
ist ausdrücklich als Grund einer gemein-
schaftlichen Unterbringung, ggf. ohne 
Zustimmung der Gefangenen vorgesehen 

*Alle Variablen (Einwohnerzahl, Gefangenenzahl, Inhaftierungsrate) wurden in Berechnung und 
Ergebnis auf zwei Nachkommastellen kaufmännisch gerundet

 1 Statista.de/ Anzahl der Strafgefangenen und Siche-
rungsverwahrten in den Justizvollzugsanstalten in 
Deutschland nach Bundesländern am 31. März 2023

Einwohnerzahl
100.000

Inhaftierungs-
rate

= /
Zahl der Straf-
gefangenen 
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(vgl. § 12 Abs. 3 LStVollzG SH). Der Erlass 
des Ministeriums für Justiz und Gesundheit, 
Referat II 22 vom 11.01.2023 regelt aus-
drücklich, wann von einer Belegungsspitze 
zu sprechen ist: Bei 90 Prozent Belegung 
der Haftplätze eines definierten Bereiches 
(z.B. geschlossener Männervollzug). Die 
Sozialtherapie und die Sicherheitsabtei-
lung der JVA Lübeck, sowie die teilstati-
onäre psychiatrische Abteilung der JVA 
Neumünster bleiben bei der Berechnung 
unberücksichtigt.
Um verfassungskonformes Handeln zu ge-
währleisten, bzw. nicht verfassungsrecht-
lich gerechtfertigten Einschränkungen des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechtes der 
Gefangenen (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 
1 GG) vorzubeugen, regelt der Erlass zudem 
Auswahlkriterien für die gemeinschaftliche 
Unterbringung von Gefangenen: Merkmale 
wie Alter, Nationalität, Sprache, Raucher, 
Delikt, etc. sind zu berücksichtigen.
Die Hafträume, in denen Notbetten einge-
richtet werden, also mehr Personen unter-
gebracht werden, als es die originäre Be-
legungsfähigkeit des Haftraumes vorsieht, 
unterliegen zu gleichem Zweck per Erlass 
vorgeschriebenen Kriterien: Für eine solche 
Notbelegung sind nur Hafträume mit einem 
abgetrennten sowie möglichst gesondert 
entlüfteten Sanitärbereich oder Hafträume 
mit einem separaten 24/7 zugänglichen 
Sanitärbereich außerhalb des Haftraumes 
vorgesehen. Zudem muss die Grundfläche 

der Hafträume inklusive des Sanitärbe-
reichs mindestens 10m² bei Einzelhafträu-
men oder 16m² bei Doppelhafträumen be-
tragen.

Ein Blick auf die Praxis
Die Bediensteten der Vollzugsabteilungen 
(die Vollzugsabteilungsleitungen inbegrif-
fen) werden regelmäßig bei zu erwarten-
den bzw. eingetretenen Belegungsspitzen 
aufgefordert, vorhandene Gemeinschafts-
hafträume oder nachrangig eingerichtete 
Notbetten zu belegen. Insbesondere vor 
dem Hintergrund der zunehmenden Anzahl 
psychisch auffälliger und suchtmittelabhän-
giger Gefangener stellt die (erforderliche!) 
Anordnung die Bediensteten regelmäßig 
vor die Herausforderung, Überzeugungsar-
beit den Gefangenen gegenüber zu leisten, 
gemeinsam mit (einem) Mitgefangenen ei-
nen Haftraum zu beziehen.
Nach nervenaufreibender Überzeugungs-
arbeit haben sich schließlich zwei Gefan-
gene gefunden, die wenn auch widerwillig 
einen Doppelhaftraum beziehen, ihre aus-
drückliche Zustimmung aber verweigern. 
Angesichts der außerordentlich ange-
spannten Belegungssituation war bei der 
Auswahl der Gefangenen der Umstand 
unbeachtlich, dass beide in der laufenden 
Inhaftierung bereits disziplinarisch mit 
dem Besitz verbotener Gegenstände, ins-
besondere Cannabis und Handys auffällig 
geworden sind. Etwaige verbotene Gegen-

stände, die fortan auf dem Doppelhaftraum 
beider Gefangener gefunden werden, 
können keinem der beiden Gefangenen 
zugeordnet werden: Die Verhängung von 
Disziplinarmaßnahmen ist mangels eindeu-
tiger Zuordnung eines rechtswidrigen und 
schuldhaften Pflichtverstoßes im Rahmen 
eines den Grundsätzen des § 120 LStVollzG 
SH entsprechenden Disziplinarverfahrens 
nicht mehr möglich.
Ohnehin lassen sich Disziplinarmaßnahmen 
oder Sicherungsmaßnahmen in gemein-
schaftlicher Unterbringung nur erschwert 
bis gar nicht umsetzen. Wir arbeiten täglich 
mit Menschen mit geringer Frustrationsto-
leranz und teilweise unberechenbaren 
Verhalten zusammen. Ob die Anordnung 
von Sicherungsmaßnahmen im Haftverlauf 
erforderlich wird, lässt sich bei der Ent-
scheidung über die gemeinschaftliche Un-
terbringung nicht immer abschätzen. In 
solchen Fällen muss die gemeinschaftliche 
Unterbringung ggf. unverzüglich rückgän-
gig gemacht werden, gleichzeitig müssen 
andere geeignete Gefangene gefunden 
werden. Bei Auflösung der Doppelbele-
gungen sind nicht immer Einzelhafträume 
auf der Vollzugsabteilung frei, sodass der 
Gefangene, der durch die gemeinschaftli-
che Unterbringung zuvor die Bediensteten 
maßgeblich unterstützt hat, nunmehr durch 
den Umzug auf eine andere Abteilung „be-
straft“ wird.
Insgesamt betrachtet der BSBD Schles-
wig-Holstein die gemeinschaftliche Un-
terbringung von Gefangenen infolge von 
Belegungsspitzen, wenngleich die Erfor-
derlichkeit erkannt wird, als enorm kritisch.
Schlussendlich wird die durch behand-
lungsfördernde Strukturen hergestellte 
„soziale Sicherheit“ (vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 3, 
Abs. 3 LStVollzG SH) durch „über den Zaun 
gebrochene“ Doppelbelegungen gefähr-
det.

Wie sieht es in der U-Haft aus?
Vorgenannte Problematiken ergeben sich 
nicht nur im Vollzug der Freiheitsstrafe: im 
Gegenteil – insbesondere im Bereich der 
Untersuchungshaft sind Belegungsspitzen 
schon lange keine Ausnahme mehr. Im Fe-
bruar 2024 war der Untersuchungshaftbe-
reich der JVA Neumünster (90 Haftplätze) 
teilweise zu ungefähr 104 Prozent belegt. 
Der Untersuchungshaftbereich der JVA 
Lübeck (86 Haftplätze) teilweise sogar zu 
ungefähr 105 Prozent. Die JVA Itzehoe, 
die fast ausschließlich für den Vollzug der 
Untersuchungshaft vorgesehen ist, ist 
regelmäßig voll belegt. Man muss kein 
Mathematiker sein, um zu erkennen, dass 
Handlungsbedarf besteht!

EXKURS: Grundrechtsverletzungen

Ein Grundrecht ist verletzt, wenn ein Ein-
griff in dessen Schutzbereich ohne ver- 
fassungsrechtliche Rechtfertigung vor-
liegt. Ein Eingriff in ein Grundrecht ist 
jedes staatliche Handeln, das dem Ein-
zelnen ein Verhalten, das in den Schutz-
bereich eines Grundrechtes fällt, zu-
mindest teilweise unmöglich macht. Im 
Falle gemeinschaftlicher Unterbringung 
liegt ein Eingriff in den Schutzbereich 
des allgemeinen Persönlichkeitsrechtes 
der Gefangenen (Art.2 Abs. 1 GG i.V.m. 
Art. 1 Abs. 1 GG) vor. Der Schutzbereich 
des allgemeinen Persönlichkeitsrechtes 
umfasst die persönliche Privat- und Intim-
sphäre im Sinne eines autonomen Berei-
ches privater Lebensgestaltung, indem 
der Einzelne seine Individualität entwi-
ckeln und wahren kann. Das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht ist verfassungsim-
manent, das heißt durch andere Rechts-
güter von Verfassungsrang, oder durch 
die verfassungsmäßige Ordnung, sprich 

durch alle verfassungsmäßigen Normen, 
einschränkbar. Hier wirkt § 12 Abs. 3 
LStVollzG SH als einschränkende Norm. 
Damit der Grundrechtseingriff durch § 12 
Abs. 3 LStVollzG SH verfassungsrechtlich 
gerechtfertigt ist, müsste die gemein-
schaftliche Unterbringung ermessensfeh-
lerfrei erfolgt sein, insbesondere insofern 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
genügen: Das Mittel dürfte nicht außer 
Verhältnis zum verfolgten Zweck stehen. 
Hier hat eine Abwägung zwischen dem 
allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Ge-
fangenen und der Gewährleistung eines 
funktionsfähigen Justizvollzuges (Verfas-
sungsrang gem. Art. 12 Abs. 3, 74 Abs. 1, 
104 GG) zu erfolgen. Bei Belegungsspit-
zen wiegt die Gewährleistung des funk-
tionsfähigen Justizvollzuges regelmäßig 
höher, da durch die per Erlass vorge-
schriebenen Kriterien die Eingriffsintensi-
tät einer Doppelbelegung für Gefangene 
eher gering bleibt. Im Ergebnis liegt zwei-
felsohne ein Grundrechtseingriff – nicht 
aber eine Grundrechtsverletzung vor.
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Was bedeutet das in der Vollzugspraxis?  
Die Trennung von Untersuchungsgefange-
nen zu Gefangenen anderer Haftarten (§ 11 
Abs. 1 UVollzG SH) kann nicht mehr umge-
setzt werden. Untersuchungsgefangene 
werden regelmäßig in Strafhaftbereichen 
untergebracht. In Strafhaftbereichen las-
sen sich verfahrenssichernde Anordnungen 
u.a. nur erschwert umsetzen. Die Kontrolle 
bedeutet einen erheblichen Mehraufwand 
für die dort eingesetzten Bediensteten.
Die Unterbringung Untersuchungsgefange-
ner in Untersuchungshaftbereichen anderer 
Anstalten ist schon längst nicht mehr die 
Ausnahme. Zwangsläufig führt das dazu, 
dass für Gerichtstermine Überstellungen in 
andere Anstalten oder gar Einzeltranspor-
te zu Gerichten unabdingbar werden. Die 
Vollzugsgeschäftsstellen des Landes müs-
sen mit den Überstellungen entsprechend 
der Belegungskapazitäten sprichwörtlich 
„jonglieren“, um einen geordneten Vollzug 
und schlussendlich auch ein geordnetes 
Strafverfahren sicherstellen zu können. 
Einzeltransporte binden wiederum in er-
heblichem Umfang Personal, originäre Auf-
gaben der Bediensteten des allgemeinen 
Vollzugsdienstes müssen, wie so oft, „lie-
gen bleiben“.

Das Land muss nachsteuern
Die Situation muss sich ändern! Die Be-
legungsfähigkeit der JVA’en des Landes 

Nachdem die Landesregierung ihre Pläne 
für die Besoldungsanpassung vorgestellt 
hat, sieht sich der dbb schleswig-holstein 
bestätigt. „Die Besoldung ist derart un-
zureichend, dass noch nicht einmal die 
Übernahme des eigentlich guten Tarifab-
schlusses zu einer verfassungskonformen 
Alimentation führen würde“, stellt der 
dbb Landesvorsitzende Kai Tellkamp fest 
und ergänzt: „Die Pläne für die zwangs-
läufig notwendigen Nachjustierungen 
sind leider nicht überzeugend."

Es wird abermals auf zusätzliche famili-
enbezogene Besoldungsbestandteile ge-
setzt, die teilweise auch noch von der Höhe 
der Partnereinkommen abhängig sind. Das 
bedeutet: Anstatt die Besoldungstabelle 
nachzubessern, um Leistung und Verant-
wortung zu honorieren, gibt es zusätzliche 
Boni für Kinder. Das Motiv liegt auf der 
Hand: Das ist billiger, weil die Anzahl der 

Zu den Besoldungsplänen der Landesregierung
Die Tarifübernahme allein genügt der Verfassung nicht

muss insbesondere für den geschlossenen 
Männervollzug dringend signifikant erhöht 
werden. Der Strafvollzug in Schleswig-
Holstein ist nicht auf Belegungsspitzen vor-
bereitet. Dabei wird nicht verkannt, dass 
kurzfristige Baumaßnahmen aufgrund der 
angespannten Haushaltslage kaum mög-
lich sein werden. Gleichwohl sind Baumaß-
nahmen mittel- und langfristig erforderlich!
Die mit dem Umbau verbundene Erweite-
rung der JVA Flensburg allein wird nicht 
ausreichen! Die JVA Itzehoe alleine ist für 
den Vollzug der Untersuchungshaft für 
den gesamten Landgerichtsbezirk Itzehoe 
schlicht nicht ausreichend – auch hier muss 
nachgesteuert werden!
Die erfolgte Änderung des § 43 StGB, wo-
nach künftig zwei Tagessätze (nicht mehr 

einer) einem Tag Ersatzfreiheitsstrafe ent-
sprechen, muss dringend umgesetzt wer-
den. Nur so kann kurzfristig eine Entlastung 
der Belegungssituation für den geschlosse-
nen Vollzug erfolgen!
Der BSBD Landesvorstand wird weiter im 
Austausch mit dem Ministerium für Jus-
tiz und Gesundheit und allen im Landtag 
vertretenden Parteien bleiben, um auf die 
beschriebenen Missstände aufmerksam zu 
machen – die Landesregierung muss end-
lich handeln! Für einen konstruktiven Dia-
log und Erörterung von Lösungsmöglichkei-
ten im Sinne der Bediensteten stehen wir 
bereit!

Henry Malonn
stv. BSBD Landesvorsitzender                   ■

Anspruchsberechtigten begrenzt ist, die 
Ansprüche befristet sind und keine Ruhe-
gehaltsfähigkeit besteht. Damit wäre nicht 
nur eine Enttäuschung für Leistungs- und 
Verantwortungsträger verbunden, die kei-
ne Kinder oder keine Kinder mehr haben. 
Der Weg könnte sich auch als gesellschafts- 
und sozialpolitischer Sprengstoff entpup-
pen. Warum sollten Beamtenkinder so viel 
mehr wert sein als andere Kinder? Dafür 
gibt es keinen überzeugenden Grund.
Wenn der Landtag diesem Vorschlag den-
noch folgen sollte, begibt er sich aus einem 
weiteren Grund auf dünnes Eis: Der bereits 
im Jahr 2022 begonnene erhebliche Aus-
bau familienbezogener Gehaltsbestand-
teile sowie die Abhängigkeit vom Part-
nereinkommen sind nämlich Gegenstand 
einer vom dbb sh initiierten Verfassungsbe-
schwerde. Es ist also gut möglich, dass sich 
dieser Weg als verfassungswidrig entpuppt 
und korrigiert werden muss.

Was die reine Übernahme des Tarifab-
schlusses angeht, hält die Landesregierung 
jedoch vollumfänglich Wort. Ihr bleibt aller-
dings nichts Anderes übrig und sie muss so-
gar ein Teil der Tabellenanpassung um we-
nige Monate vorziehen. Das ist nicht etwa 
eine großzügige Geste, sondern ebenfalls 
der Verfassungskonformität geschuldet. 
Die Eckpunkte der Besoldungspläne: Für 
die Jahre 2023 und 2024 gilt: Es werden je-
weils 250 € je Kind (nach)gezahlt sowie die 
Familienergänzungszuschläge erweitert 
(Anlass: Verfassungskonformität). Für das 
Jahr 2024 gilt außerdem: Die Stufen 1 bis 
4 der Besoldungsgruppen werden um ein 
Prozent angehoben (Anlass: Besoldungs-
strukturreform aus 2020); ab November 
werden dann die Werte der Besoldungsta-
belle um 200 Euro und sodann um 5,5 Pro-
zent angehoben (Anlass: Tarifabschluss).

dbb sh                                                            ■
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Um den Personalräten eine zeitgemäße 
Arbeitsgrundlage zur Verfügung zu 
stellen, wird eine Modernisierung des 
Schleswig-Holsteinischen Mitbestim-
mungsgesetzes (MBG) angestrebt. Der 
dbb schleswig-holstein bringt sich ak-
tiv ein und hat eine Projektgruppe mit 
Praktikerinnen und Praktikern aus den 
Mitgliedsgewerkschaften eingerichtet. 
Es wurde bereits eine Vielzahl von Positi-
onen und Vorschlägen entwickelt, um auf 
ein Gesetzgebungsverfahren vorbereitet 
zu sein. Dabei wurden auch Anregungen 
aus vielen Personalratsschulungen be-
rücksichtigt. In den letzten Jahren hat es 
nur kleinere Anpassungen gegeben, mit 
denen zum Beispiel auf die Dienststel-
lenorganisation im Landesbereich sowie 
auf Änderungen des Bundesrechts rea-
giert wurde. Aus Sicht des dbb sh ist eine 
darüberhinausgehende Überarbeitung 
des Mitbestimmungsgesetzes überfällig.

Diese betrifft insbesondere die Digitalisie-
rung der Personalratsarbeit. Auch wenn 
Präsenzsitzungen der Regelfall bleiben sol-
len, hat sich die Option bewährt, bei Bedarf 
auf Videokonferenzen zurückgreifen zu 
können. Es gilt, die aktuell bestehende spe-
zialgesetzliche Übergangslösung sorgfältig 
in das Mitbestimmungsgesetz zu integrie-
ren. Außerdem sollen digitale Kommuni-
kations- und Informationswege legitimiert 
werden – auch bei der Vorbereitung von 
Personalratswahlen.
Zu den Anregungen des dbb sh gehört 
auch eine bedarfsgerechte und flexiblere 
Ausgestaltung der Qualifizierungs- und 
Freistellungsmöglichkeiten der Personal-

Projektgruppe des dbb sh zum Mitbestimmungsgesetz
Arbeitsgrundlage für Personalräte soll modernisiert werden

räte. Damit soll auf die zugenommene The-
menvielfalt und Belastung der Personalräte 
reagiert werden. Die gesetzlich vorgesehe-
ne „enge und gleichberechtigte“ Zusam-
menarbeit zwischen Dienststelle und Per-
sonalrat muss in der Praxis ermöglicht und 
gewährleistet werden.
Ein weiteres Anliegen des dbb sh: die 
deutliche Vereinfachung geschlechterspe-
zifischer Regelungen bei den Personalrats-
wahlen. Denn die derzeitige Ausgestaltung 
führt zu Verkomplizierungen, Verunsiche-
rungen und teilweise auch zur Rechtswid-
rigkeit von Wahlen.

Anmerkung des BSBD SH: Insbesonde-
re für den Bereich Strafvollzug ist die 
Reform der Wahlordnung zum MBG-SH 
dahingehend dringend erforderlich! 
Wir begrüßen ausdrücklich, dass immer 
mehr Frauen sich für Berufe im Vollzug 
entscheiden. Der derzeitige Wandel be-
dingt gleichwohl, dass der Anteil dienst-

Für den BSBD in der Arbeitsgruppe: Henry Malonn, stv. BSBD Landesvorsitzender
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junger Frauen überproportional hoch ist. 
Dienstjunge Kolleg*innen lassen sich bei 
lebensnaher Betrachtung eher selten bei 
Personalratswahlen aufstellen. Lang-
fristig ist eine Disparität zwischen der 
Quote im Vollzug beschäftigter Frauen 
und dem Anteil von Frauen in Mitbestim-
mungsgremien natürlich nicht erstre-
benswert, kurzfristig aufgrund dieser 
Umstände aber praktisch erforderlich.

Wir setzen uns für ein zeitgemäßes MBG 
ein, um die Arbeit der Personalräte zu un-
terstützen: Sie sollen bei innerdienstlichen 
Entscheidungen für die Berücksichtigung 
der Belange der Beschäftigten sorgen. Da-
mit sind sie die zweite wichtige Säule der 
Interessenvertretung – neben den Gewerk-
schaften, die sich unter anderem für ein gu-
tes Tarif- und Dienstrecht einsetzen und für 
Rechtsschutz sorgen.

dbb sh                                                           ■

Jahreshauptversammlung beim OV Schleswig-Flensburg
Ortsverband mit neuer Führung

Die diesjährige Jahreshauptversamm-
lung mit gemeinsamen Grünkohlessen 
des BSBD-Ortsverbandes Schleswig-
Flensburg wurde am 16. Februar traditi-
onsgemäß im Hotel Ruhekrug in Lürschau 
durchgeführt.

Eröffnet wurde die Mitgliederversammlung 
durch den stellvertretenden Ortsverbands-
vorsitzenden Sascha Lach. Er begrüßte die 
zahlreich erschienenen Mitglieder, beson-

ders die neu aufgenommenen Mitglieder 
sowie den Landesvorsitzenden Michael 
„Hinnerk“ Hinrichsen.
Eingangs wurde für den plötzlich und viel 
zu früh verstorbenen Kollegen Norbert 
Jensen eine Schweigeminute abgehalten. 
Mit nur 54 Jahren wurde er aus dem akti-
ven Dienst als Kollege und Freund heraus-
gerissen. „Nobbi“ hinterlässt durch seine 
immer hilfsbereite, freundliche und sehr 
kollegiale Art eine besonders große Lücke 

im Kreis der Kolleginnen und Kollegen der 
JA Schleswig. Entsprechend groß war auch 
die Betroffenheit unter der gesamten Be-
legschaft. Unser aufrichtiges Mitgefühl gilt 
seinen Angehörigen.   
Wenn auch nicht einfach, so hat Kollege 
Lach den Übergang zur Tagesordnung 
durchführen müssen, welche im Anschluss 
einstimmig genehmigt wurde. Darauf folg-
te der Bericht des stellvertretenden Orts-
verbandsvorsitzenden. Die Ortsverbände 
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Ausgelassene Stimmung herrschte auf der Jahreshauptversammlung des Ortsverbandes Schles-
wig-Flensburg

Grünkohlessen kam hervorragend an
Jahreshauptversammlung des Ortsverbandes Kiel

Der BSBD Ortsverband Kiel hatte am  
16. Februar zur Jahreshauptversammlung 
und anschließendem Grünkohlessen in 
die Räumlichkeiten des „1. Kieler Hockey 
und Tennisclub von 1907 e.V.“ geladen. 
35 Mitglieder sind der Einladung gefolgt.

Nach der Begrüßung übernahm Ortsver-
bandsvorsitzender Henry Malonn das Wort 
und berichtete kurz aus dem Ortsverband. 
Es gab seit der letzten Jahreshauptver-
sammlung sieben neue Mitglieder und ei-
nen Austritt, eine hervorragende Bilanz! Des 
Weiteren wurde von dem tollen Ergebnis der 
Wahlen zum örtlichen Personalrat in der JVA 
Kiel berichtet, wo der BSBD vier von sechs 
Plätzen der Beamtenliste erhalten hat.
Kollege Andreas Block gab seinen Bericht 
als Kassenwart und die Kassenprüfer Heiko 
Kreft und Malte Schladerbusch meldeten 
keine Beanstandungen. Der ehemalige 
Vorsitzende Thomas Günther Steen bean-
tragte die Entlastung des Vorstandes, diese 
wurde einstimmig angenommen.
Henry Malonn berichtete in Vertretung für 
Michael Hinrichsen aus dem Landesvor-
stand, da dieser zeitgleich in Schleswig zur 
dortigen Jahreshauptversammlung war.
Highlight des Abends: Die Ehrungen! Der 
Pensionär Karl-Ludwig Rusch wurde für 

50-jährige Mitgliedschaft im BSBD geehrt 
und erzählte aus seinen Anfängen und 
dem Weg in den Strafvollzug. Er fing als 
Justizassistent bei der ordentlichen Ge-
richtbarkeit an – pensioniert wurde er als 
Justizamtmann. Zuletzt tätig war er in der 
JVA Kiel als Vollzugsabteilungsleiter: eine 
Vorzeigelaufbahn! Karl-Ludwig Rusch war 
maßgeblich an der Einführung von Compu-
tern und elektronischer Datenverarbeitung 
im Strafvollzug, insbesondere im Bereich 
der Vollzugsgeschäftsstellen, beteiligt. Die 

Für 50 Jahre Mitgliedschaft wurde Karl-Ludwig 
Rusch (rechts) geehrt, für 25 Jahre Ralf Jöhnk

Der Vorstand des Ortsverbands Kiel (von links) 
Andreas Block, Torben Segler und Henry Malonn

Anwesenden waren von den Schilderungen 
beeindruckt. Weiterhin wurde der Kollege 
Ralf Jöhnk für 25-jährige Mitgliedschaft 
geehrt.
Nach dem Essen wurden bei dem ein oder 
anderen Getränk noch Anekdoten, Erfah-
rungen und anderes Wissen ausgetauscht. 
Es gibt sogar Gerüchte, einige Menschen 
seien noch weitergezogen und hätten die 
gute Stimmung weiterverbreitet.

Torben Segler                                               ■

Schleswig und Flensburg wurden zusam-
mengeführt, es gab Vorstandssitzungen. 
Demos zu den Tarifverhandlungen in Kiel 
und Neumünster wurden vorbereitet und 
durchgeführt.
Herzliche Glückwünsche zum 40. Dienst-
jubiläum richtete Kollege Lach an die Jubi-
lare Ralf Waschulewski und Roger Liever-
scheidt. 
Dem Kassenwart Peter Hannemann wur-
de eine ordnungsgemäße Kassenführung 
durch die Kollegen Anke Pöhls und Ulf 
Kiene bescheinigt. Kollege Hannemann 
bedankt sich bei Kollegin Denker für die 
zuverlässige Unterstützung beim Online-
Banking.
Im Anschluss wurde der gesamte Vorstand 
neu gewählt. Hier vorab einen ganz herz-
lichen Dank vom Landesvorstand an den 
Kollegen Frank Jensen, der den OV Schles-
wig über viele Jahre geführt hat. Kollege 
Jensen hat sich nunmehr entschieden, für 
den Vorsitz nicht mehr antreten zu wollen, 
sich jedoch bereit erklärt, den Vorstand 
auch weiterhin zu unterstützen. 

Neuer Ortsverbandvorsitzender wurde Kol-
lege Sascha Lach (Strippe). Seine Vertre-
ter sind die Kolleginnen Möller und Denker 
sowie die Kollegen Kiene, Hannemann und 
Jensen. An dieser Stelle nochmal vielen 
Dank an die Kollegin Dibbern sowie den 
Kollegen Tonhäuser für die Funktion des 
Wahlvorstandes. Bevor das Wort an den 
Landesvorsitzenden ging, wurde gemein-

sam traditionell Grünkohl mit Pinkel ver-
speist. Wie sagt der Norddeutsche? – Wat 
mutt dat mutt!
Der Landesvorsitzende Michael Hinrichsen 
berichtete im Anschluss über die aktuellen 
Gewerkschafts-News aus Schleswig-Hol-
stein, dem echten Norden.

Frank Jensen / Michael Hinrichsen            ■

Fo
to

: B
SB

D 
S-

H
Fo

to
s: 

(2
) B

SB
D 

S-
H



86  DER VOLLZUGSDIENST  2 | 2024THÜRINGEN

Hauptausschuss tagte in Goldlauter Warten auf Beihilfe –
erhebliche 
Bearbeitungszeiten! 

Am 18.01.2024 trafen sich Mitglieder des 
Hauptausschusses (Vorsitzende der Orts-
verbände und Mitglieder des Landesvor-
standes) zur ersten Hauptausschusssit-
zung 2024 in Goldlauter. 

Hauptthema war natürlich das Tarifergeb-
nis von 12/2023 und die entsprechende 
Übertragung auf die Beamten des Frei-
staates Thüringen. Bereits 2023 hatte es 
nur in Thüringen durch das Gesetz zur Ge-
währleistung einer verfassungskonformen 
Alimentation im Jahr 2023 eine lineare 
Erhöhung des Grundgehalts um 3,25 Pro-
zent und eine vom Familienstand und der 
Kinderzahl abhängige monatliche Inflati-
onsausgleichszahlung gegeben. Bereits 
mit dem Gesetz hat die Landesregierung 
erklärt, diese Zahlungen mit dem künftigen 
Tarifergebnis zu verrechnen. Ein entspre-
chender Gesetzentwurf lag zum Zeitpunkt 
der Sitzung noch nicht vor. Darüber hinaus 
berichtete der Landesvorstand ausführlich 
über das Treffen mit der Staatssekretärin 
Meike Herz am 07.11.2023 (siehe auch Voll-
zugsdienst 6/2023). Breiten Raum nahmen 
die Berichte aus den Ortsverbänden ein. 
Weitere Themen waren Fragen über Fragen 
im Zusammenhang mit der Dienstkleidung 
und Fragen der Nachwuchsgewinnung. Lei-
der ist festzustellen, dass das TMMJV der-
zeit keine Erhöhung der Einstellungszahlen 
beabsichtigt. 

Insofern ist eine Verbesserung der Perso-
nalsituation und das Erreichen der im Per-
sonalentwicklungskonzept als Personal-
bedarf errechneten Beschäftigtenzahlen 
nicht zu erwarten. Besonders kritisch ist 
aus unserer Sicht, dass die Gewährung des 
Anwärtersonderzuschlages für künftige 
Einstellungsjahre zur Disposition gestellt 
werden soll. Weiteres Thema war zudem 
die immer noch ausstehende Bündelung 
der Stellen im mittleren Dienst. Gegen-
wärtig verhindert die bestehende Dienst-
postenbewertung eine Auslastung der 
haushaltsrechtlich bestehenden Beförde-
rungsmöglichkeiten. Bei Beibehaltung der 
bestehenden Dienstpostenbewertung und 
ausbleibender Bündelung ist zu befürchten, 
dass die derzeit etwa 100 freien Stellen in 
der Besoldungsgruppe A9 mD nicht besetzt 
werden können und sich in der Besoldungs-
gruppe A8 ein entsprechender Stau bildet. 
Es ist überhaupt nicht nachvollziehbar, dass 
die vom Landtag im Haushaltsplan geschaf-
fenen Beförderungsmöglichkeiten nicht 
ausgelastet werden. Zudem ist zu befürch-
ten, dass die von uns geforderte Abschaf-
fung der im Besoldungsgesetz vorgesehe-
nen Stellenobergrenzen mit dem Hinweis, 
dass die vorhandenen Stellen nicht ausge-
lastet sind, weiter abgelehnt wird.  

Der Landesvorstand       ■
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Derzeit sind bei der Bearbeitung von Bei-
hilfeanträgen erhebliche Wartezeiten zu 
verzeichnen. Für schriftlich eingereichte 
Anträge sind mehr als zwei Monate Bear-
beitungszeiten, für online eingereichte An-
träge mehr als ein Monat Bearbeitungszeit 
zu verzeichnen. Dies ist nicht hinnehmbar 
und führt zu erheblichem Ärger bei den 
Beschäftigten, die lange auf Erstattung 
oft auch größerer Beträge warten müssen. 
Seit geraumer Zeit wird die schleppende 
Bearbeitung auf der Homepage der Beihil-
festelle mit einem vergleichsweise hohem 
Antragseingang begründet. 

Seitens des Finanzministeriums wurde 
diese Argumentation auf Nachfrage jetzt 
aufgegriffen. In der Beihilfestelle seien 
aber zwischenzeitlich alle zur Verfügung 
stehenden personellen und organisatori-
schen Maßnahmen zur schnellstmöglichen 
Bearbeitung der Beihilfeanträge getroffen 
worden. Arbeitsabläufe sollen weiter op-
timiert worden sein. Ferner wurden neue 
Bedienstete für die Beihilfestelle einge-
stellt und auch Bedienstete aus anderen 
Bereichen des Thüringer Landesamts für 
Finanzen (TLF) zur Verstärkung in der Bei-
hilfestelle eingesetzt. Bis diese eingearbei-
tet sind, werde jedoch Zeit vergehen. Ziel 
sei es, die Bearbeitungsdauer wieder auf 
zehn Arbeitstage abzusenken. Die getrof-
fenen Maßnahmen bräuchten jedoch Zeit, 
um zu wirken. 

Wir hoffen, dass das in Aussicht gestellte 
Ziel in absehbarer Zeit auch erreicht wird 
und werden diesbezüglich am Ball bleiben. 

Der Landesvorstand       ■
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Am 20. Februar 2024 hat das Thüringer 
Kabinett den Entwurf eines Thüringer Ge-
setzes zur Anpassung der Besoldung und 
Versorgung in den Jahren 2024 und 2025 
und zur Änderung besoldungs- und ver-
sorgungsrechtlicher sowie anderer Vor-
schriften behandelt. 

Mit dem Entwurf soll eine zeitgleiche und 
systemgerechte Umsetzung der Tarifeini-
gung vom 9. Dezember 2023 erreicht und 
eine verfassungsgemäße Alimentation in 
den Jahren 2024 und 2025 gewährleistet 
werden. Unter Umrechnung des in der Ta-
rifeinigung vorgesehenen Sockelbetrages 
in Höhe von 200 Euro in eine lineare Er-
höhung und nach Anrechnung der bereits 
zum 1. Januar 2023 im Vorgriff auf das Tari-
fergebnis erfolgten linearen Anpassung um 
3,25 Prozent soll die Besoldung in einem 
ersten Schritt zum 1. November 2024 um 
1,462 Prozent erhöht werden. Im zweiten 
Schritt erfolgt eine weitere Anpassung um 
5,5 Prozent zum 1. Februar 2025. Darüber 
hinaus wird eine Rechtsgrundlage für die 
Gewährung von Sonderzahlungen im Jahr 
2024 in Höhe von 3000 Euro unter Anrech-
nung der bereits im Jahr 2023 gewährten 
Sonderzahlungen zur Abmilderung der ge-
stiegenen Verbraucherpreise geschaffen. 
Die allgemeine Zulage für die Beamtinnen 
und Beamten des mittleren Dienstes wird 
mit Wirkung ab 1. November 2024 einheit-

Übertragung Tarifergebnis / Verfassungskonforme Alimentation

lich gestaltet. Auch die Beamten der Besol-
dungsgruppen A 6 bis A 8 erhalten dann den 
für die Besoldungsgruppe A 9 vorgesehe-
nen Betrag. Die Anwärtergrundbeträge sol-
len auf der Basis der ab 1. Dezember 2022 
gültigen Beträge zum 1. November 2024 um 
100 Euro angehoben werden. Zum 1. Febru-
ar 2025 erfolgt eine weitere Anhebung um 
50 Euro, sofern eine prozentuale Erhöhung 
um 5,5 Prozent nicht günstiger ist. Um eine 
verfassungsgemäße Alimentation für die 
Jahre 2024 und 2025 zu gewährleisten, ist 
zudem die Einführung eines „alimentativen 
Ergänzungszuschlags“ vorgesehen, der im 
Jahr 2024 voraussichtlich 531,23 Euro und 
im Jahr 2025 voraussichtlich 332,79 Euro 
betragen soll. Diesen Zuschlag werden aber 
nur so genannte Alleinverdienerfamilien 
(Familien, in denen der Ehegatte Einkom-
men unterhalb der sozialrechtlichen Gering-
fügigkeitsgrenze von derzeit 538 Euro pro 
Monat erzielt. Der Gesetzentwurf bleibt aus 
unserer Sicht erheblich hinter den Erwartun-
gen zurück. Die Einführung des so genann-
ten „alimentativen Ergänzungszuschlages“ 
gleicht einem Taschenspielertrick und reiht 
sich in die Versuche ein, eine verfassungs-
konforme Alimentation ausschließlich über 
Zuschläge, die zudem nicht ruhegehaltfähig 
sind, zu erreichen. Die Herstellung einer 
verfassungskonformen Alimentation sollte 
aus unserer Sicht grundsätzlich unabhän-
gig vom Familienstand über die Grundbe-

soldung erfolgen. Nach dem Entwurf be-
kommen nur verheiratete Beamte mit nicht 
verdienenden Partnern 538 Euro monatlich 
mehr Geld, faktisch eine „Herdprämie“. 
Der Beamtenbund wehrt sich gegen diese 
„Herdprämie“ und hält sie für verfassungs-
rechtlich bedenklich. „Das widerspricht 
dem Ziel der Gleichberechtigung zwischen 
Mann und Frau, der freien Entscheidung 
über Formen des Zusammenlebens sowie 
der diskriminierungsfreien Fachkräftege-
winnung, unabhängig vom Familienstand. 
Der „alimentative Ergänzungszuschlag“ ist 
damit mittelbar geschlechterdiskriminie-
rend“, so führt der Beamtenbund aus. Zu-
dem würde dieser gesetzgeberische Trick 
nicht benötigt, würde man die Tarifergeb-
nisse in voller Höhe von 4,76% (ohne die 
vorgesehenen Kürzungen auf 1,462%) auf 
die Besoldung der Beamten in Thüringen 
übertragen. Nach zwei Beschlüssen des 
Bundesverfassungsgerichtes müssen Bund 
und Länder ihre Alimentation für Beamtin-
nen und Beamte anpassen. Als Untergrenze 
hat das Bundesverfassungsgericht dafür 
einen Mindestabstand zur Grundsicherung 
definiert. Um diesen Abstand in den Jah-
ren 2024 und 2025 einzuhalten, plant die 
Landesregierung einen sog. „alimentativen 
Ergänzungszuschlag“ (tbb- Pressedienst 
22.02.2024).

Der Landesvorstand       ■
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Jetzt informieren 
in Ihrer Filiale vor Ort,
per Telefon unter 0721 141-0 
oder auf www.bbbank.de/dbb

1 Ausgabe ab 18 Jahren möglich, bonitätsabhängig. Voraussetzungen ab der Vollendung des 30. Lebens-
jahres: BBBank Girokonto, monatliches Kontoführungsentgelt i. H. v. 2,95 Euro bei Online-Überweisungen 
ohne Echtzeit-Überweisungen, girocard (Ausgabe einer Debitkarte) 11,95 Euro p. a. Voraussetzungen bis 
zur Vollendung des 30. Lebensjahres: BBBank-Junges Girokonto ohne monatliches Kontoführungsentgelt 
bei Online-Überweisungen ohne Echtzeit-Überweisungen, danach erfolgt die Umwandlung in ein Giro-
konto mit monatlichem Kontoführungsentgelt i. H. v. 2,95 Euro, girocard (Ausgabe einer Debitkarte) 
11,95 Euro p. a. Ausgabe einer Kreditkarte
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